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2 Die Verhandlangcn des nounteu Kongresses deutscher Volkswirthe. 

unser Kongress hat die statutenmässige Beßtimmung, den Bestrebungen 
und Vereinen zur Verbreitung und Anwendung richtiger Grundsätze der 
Volkswirthschaft Gelegenheit zu einem lebendigen persönlichen Austausch 
von Ansichten und Erfahrungen zu bieten und den als richtig erkannten 
Grundsätzen der Volkswirthschaft möglichste Verbreitung und Geltung zu 
verschaffen. Als die wichtigen volkswirthschaftlichen Grundsätze, für welche 
Wissenschaft und Gesetzgebung einzutreten haben, aber hat unser Kongress 
niemals andere erkannt, als die Beförderung und Befestigung der persön- 
lichen, der wirthschaftlichen und der allgemeinen bürgerlichen Freiheit aller 
Staatsgenossen ohne Unterschied, der möglichsten freien Entfaltung der 
physischen und geistigen Kräfte des Einzelnen innerhalb der vernünftigen 
Gesetze der Gesammtheit. Auf diesen Grundsätzen allein beruht die Macht 
der Staaten und der Wohlstand der Nationen. Nur zwei Beispiele will 
ich dafür anführen: Preussen und Hamburg. In der schmachvollsten Zeit 
der deutschen Geschichte, im Jahre 1807, wurden diese Grundsätze in 
Preussen als maassgebend anerkannt und in Gesetzgebung und Verwaltung 
durchgeführt, und gerade sie sind es gewesen, die der Mission Prenssens 
zu entscheidendem Siege verhalfen, die zu dem Moment grosser geschicht- 
licher Entwickelung geführt haben, in dessen Mitte wir uns jetzt befinden. 
Hamburg aber hat seine Grösse und Blüthe vor vielen andern freien Städten 
allein der im Glücke wie im Unglücke stets gleichen Anerkennung der 
bürgerlichen und wirthschaftlichen Freiheit zu verdanken. Es hat sich 
freigehalten von Privilegien und Monopolen, mehr, als alle andern deutschen 
Städte. Die Grundsätze, die wir verfolgen, haben seit Jahrhunderten einen 
würdigen und fruchtbaren Boden in Hamburg gefunden. Schon lange, ehe 
das deutsche Nationalgefühl erwacht war, ist in Hamburg thatsächlich die 
Nothwendigkeit eines grossen deutschen Vaterlandes erkannt und zum 
Ausdruck gelangt. Seine Söhne haben den deutschen Namen und den 
Ruhm deutschen Fleisses über das Weltmeer getragen; sie haben die Bahn 
des freien Weltverkehrs durch Handelsverträge mit dem Auslande eröffnet 
und sind von jeher Vorkämpfer derjenigen Grundsätze gewesen, die wir 
in unserem Kongress seit 10 Jahren vertreten. Kein Ort ist daher geeigneter, 
die kleinliche Kirchthurms-Politik, den jammervollen Partikularismus nieder- 
zuwerfen, der die Nation bisher an derjenigen Macht und Grösse, an der 
geistigen und merkantilen Entwicklung gehindert hat, zu welchen Deutsch- 
land berufen ist. — Allerdings ist es nicht zu verkennen, dass der sog. 
„deutsche Michel" noch tief und vielfach in den Gemüthern fortlebt. Es 
ist ein zäher Geselle, der, wenn er auch nicht gerade die Form des Spiess- 
bürgers annimmt, sich doch befriedigt fühlt, wenn er in Ruhe liest, wie die 
Völker weit hinten in der Türkei auf einander schlagen, froh, wenn ihm 
nur die Freiheit bleibt, auf seinen Bürgermeister zu schimpfen, der 
jedoch keine Vorstellung davon hat, dass auch die Grösse und die Macht des 
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4 Die Verhandlungen des neunten Kongresses deutscher Volhswirtho. 

Bauerngüter, deren bisherige Beschränkungen namentlich in Hannover 
neuerdings in einer auch mir zugegangenen Schrift des Ober-Gerichts- An- 
walts Noitemeyer in Hannover treffend dargelegt worden sind. Vorzüglich 
zu gedenken aber ist des Freihandels-Vereins in Hamlurg, dessen Ver- 
handlungen in neuester Zeit die wichtige und dringende Frage, ob An- 
schluss an den Zollverein oder Freihafensystem betrafen. — Berichte über 
die Vereine für Südwest -Deutschland, Sachsen und Thüringen sind uns 
seit dem letztvergangenen Jahre nicht zugegangen; vermuthlich sind die 
Kriegsereignisse hier hindernd dazwischen getreten; doch werden hoffent- 
lich auch dort die Verhandlungen wieder aufgenommen werden. Ausserdem 
ist CS von Interesse, dass sich im Verfolg des Kongresses zu Nürnberg 
1865 ein volkswirthschaftlicher Verein für Nürnberg, Fürth und Umgegend 
gebildet hat, von dem die erste Nummer seiner Vierteljahrsschrift vom 
August und Februar 1866, der Deputation zuging, und der sich mit zahl- 
reichen Angelegenheiten, so z. B. mit den Gemeindesteuern, dem italienischen 
Handelsvertrag, d6r Bank- und Papiergeldfrage, dem Hypothekenkredit 
beschäftigte und bereits 134 Mitglieder zählt. Hervorzuheben ist ferner 
ganz besonders die neu entstandene volkswirthschaftliche Gesellschaft in Wien 
welche neuerlich u. a. auch die Frage wegen der Schuldhaft behandelte. — 
Das Bedtirfniss der Vereinigung zum Austausch von Erfahrungen und Kennt- 
nissen ist in der neuesten Zeit so gewachsen, dass selbst die Genossen 
einzelner Gewerbszweige sich zu wiederkehrenden Kongressen geeinigt 
haben. Ganz abgesehen von der schon älteren Gesellschaft deutscher 
Gerber, giebt davon der vom 27. bis 29 Mai d. J. in Berlin unter Vorsitz 
des Mtthlenbesitzers v. d. Wyngaert abgehaltene erste Kongress deutscher 
Müller und Mühlen-Interessenten Zeugniss, in welchem die einschlagenden 
Fragen keineswegs nur im speziellen Interesse der Betheiligten behandelt, 
sondern auch Männer der Wissenschaft und freisinnigen National-Oeconomen 
— wie Michaelis und Redner selbst — hinzugezogen und von demselben 
Vorträge, namentlich auch über die für Kultur und Gewerbe gleich wichtige 
Wassergesetzgebung entgegengenommen wurden. Schon besitzt dieser Ver- 
ein ein eigenes Organ „die Mühle". Es giebt für seinen allgemeinen wirth- 
schaftlichen Standpunkt die von ihm beschlossene Resolution über Auf- 
hebung der Mahl- und Schlachtsteuer ein beredtes Zeugniss. 

In welchem Fortschritt an Zahl und Umfang die von der Anwaltschaft 
unseres verehrten Deputationsmitgliedes Schultze- Deutsch geleiteten Er- 
werbs- und Wirthschaftsgenossenschaften fort und fort begriffen sind, weist, 
der auf dem heutigen Kongress zur Verth eilung gelangende Bericht des 
abgelaufenen Geschäftsjahres nach. 

Nicht minder ist der verschiedenen Handwerkervereine zu gedenken. 
Zum überwiegend grösseren Theile stehen sie auf dem Boden des Kongresses, 
und folgen denselben Prinzipien, in denen auch wir die Grundlagen von 
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Die VerbaUdlangen des nennten Kongresses deutscher VolkswirtHe. d 

Wohlstand, Sittlichkeit und Bildung erkennen. Nur ein kleiner Theil hul- 
digt jenen Ansichten, durch deren Anwendung sowohl die Freiheit, der In- 
dividuen, wie die nothwendigen, ewigen Fundamente der bürgerlichen Ge- 
sellschaft und des Staatslebens untergraben werden würden. Es ist ein 
Verdienst unseres volkswirthschaftlichen Kongresses, gerade dieser Richtung 
durch Verbreitung von Intelligenz mit Energie entgegen getreten zu sein 

Sodann sind die verschiedenen Gewerbevereine für grössere Landes? 
theile zu erwähnen, so des Handels- und Gewerbeverein für Rheinland und 
Westphalen, mit seinem Wochsnblatt „der Zollverein**, der allerdings meist 
aus Mitgliedern der Gross-Industrie besteht; ingleichen des grossen hessischen 
Landesgewerbevereins, wie des in der Provinz Schlesien unter dem Vorsitz 
des Berghauptmann v. Carnäll, in diesem Jahre zum fünften Male tagenden 
Schlesischen Gewerbevereins. Wir dürfen alle diese Vereine als unsere 
Verbündete auf der Bahn des wirthschaftlichen Fortschritts betrachten. 
Und ganz gewiss ist das der deutsche Handelstag im hohen Grade und 
selbst der Juristentag, insofern er unter andern auch die in Preussen man- 
gelnde Freigebung der Advokatur befürwortet, deren Vortheile ja kürzlich 
erst vom Prof. Dr. Gneist so überzeugend auseinandergesetzt worden sind. 
Auch die Kongresse der Aerzte fangen an ihre Verhandlungen spezieller 
auf Gegenstände zu richten, welche unseren Prinzipien huldigen, da sie 
nach Mittheilung unseres alten Mitgliedes, des Dr. G. Varrentrapp zu 
Frankfurt a. M., jetzt eine Sektion für öflfentliche Gesundheitspflege ge- 
bildet haben. 

Ungeachtet dieser mannigfachen lebendigen Thätigkeit der verschie- 
densten verwandten Vereine, darf der volkswirthschafdiche Kongress keinen 
Anstand nehmen, auszusprechen, dass er eine hervorragende Stelle unter 
ihnen einnimmt. Er steht auf positivem Boden, er ist gewohnt die Dinge 
nicht mit Phrasen anzufassen, vielmehr die Gesetze des wirthschaftlichen 
Lebens zu erforschen und durch. Erfahrung und Beobachtung zu erkennen. 
Wenn irgend etwas seine Bedeutsamkeit uud praktische Wirksamkeit ge- 
fördert hat, so ist es diese reale, positive Richtung. Nicht thatlos und 
etwa blos kritisch ist er an den Schranken der grossen, weltgeschichtlichen 
Bewegung, in deren Mitte wir uns befinden, stehen geblieben. Er hat sich 
bemüht, derselben Inhalt zu geben, und nicht blos die Rechte, sondern 
auch die Pflichten des Individuums gegenüber dem Staate, der Gemeinde, 
der bürgerlichen Gesellschaft zur Klarheit und Anerkennung zu bringen. 
Er hat sich bestrebt, besonders die Ueberzeugung zur Geltung zu bringen, 
dass alle politische Freiheit ein todtes werthloses Ding sei, wenn damit 
nicht zugleich die persönliche, wirthschaftliche und allgemein bürgerliche 
Freiheit verbunden ist und die Grundlage bildet. In diesem Sinne zu 
wirken , war bisher der Beruf des volkswirthschaftlichen Kongresses ge- 
wesen und darin erkennt er auch fortan seine Aufgabe. 
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6 Die Vcrbandluogen d«8 neanten Kongrestes deutscher Volkswlrthe. 

Die Grundsätze, die wir verfochten haben, sind denn auch zum grossen 
Theile in die neueste Verfassungs- Urkunde von Norddeutschland überge- 
gangen ; vergleichen wir nur die Bestimmungen in Bezug auf Freizügigkeit, 
Zolltarif, Freiheit des Handelsverkehrs, Postwesen u. s. w. mit den in 
Brannschweig am 4. August v. J. gefassten Resolutionen. Dass schon jetzt 
eine Weiterentwickelung dieser Grundsätze bevorsteht, glaube ich den 
Zeitungen entnehmen zu können. Denn so sind ja jene wichtigsten wirth- 
schaftlichen Gegenstände als fernere Vorlagen der Reichsgesetzgebung 
für den nächsten norddeutschen Reichstag angekündigt. Wir wissen, dass 
die Freizügigkeit ohne Werth ist, wenn sie nicht mit der Arbeits- und Ge- 
werbefreiheit verbunden ist; ohne sie würde dieselbe) nur eine allgemeine 
Vaga^ondage sein. 

Zweifellos wird der Eongress auch diesmal auf seinen alten Brauche 
beharren, Bausteine herbei zu tragen zu dem grossen Ausbau deutscher 
Freiheit innerhalb des Gebiets, auf dem er zu wirken berufen ist. Dafür 
bürgt vor allem schon der Ort, an dem wir tagen, die von Alters her 
ruhmwürdige mit der wirthschaftlichen und bürgerlichen Freiheit, mit der 
Freiheit des Weltverkehrs eng verwachsene Stadt Hamburg. (Lebhafter 
Beifall.) 

Der Präsident theilt hierauf mit, dass die ständige Deputation für das 
Präsidium folgende Herren in Vorschlag bringe: als Präsidenten Herrn 
Dr. Braun aus Wiesbaden, als ersten Vicepräsidenten Herrn Senator Dr. 
Versmann aus Hamburg und als zweiten Vicepräsidenten ihn selber, Prä- 
sident Dr. Lette aus Berlin. 

Die Versammlung genehmigt diese Vorschläge und es werden sodann 
ebenso dem Vorschlage der ständigen Deputation entsprechend, zu Schrift- 
führern erwählt: Die Herren Dr. Hirsch und Dr. Erwin Stammann aus 
Hamburg, Brämer aus Berlin, Dr. Lange und Dr. Pfeiffer aus Stuttgart. 

Der Präsident macht alsdann Mittheilung von folgenden Eingängen: 

1) Bericht des Prof. Dr. Emminghaus und anderer Mitglieder über die Ge- 
meinde-Steuer-Verhältnisse einer Mehrzahl der deutschen Länder, welche 
Berichte zur Vertheilung an die Mitglieder des Kongresses gelangen; 

2) Schreiben des Herrn Dr. Hirth betr. das Budget der kleinen Leute 
(s. Anlage zum Bericht); 3) Einige Exemplare einer Schrift des Regierungs- 
Raths V. Flottwell „Was bedeutet das deutsche Heimathswesen?** 4) Einige 
Exemplare einer Schrift von A. Daut „Die Frauen-Arbeit** ; 5) Ein Schreiben 
der i<'irma Pollack Schmidt & Co. in Hamburg, worin dieselbe dem Oongresse 
100 Stück Nähmaschinen zum Herstellungspreise zur Verfügung stellt. 

Der Präsident übergiebt hierauf den Vorsitz Herrn Dr. Braun aus 
Wiesbaden. 

Präsident Dr. Braun: Meine Herren! Ich denke, ich werde meinen 
Dank für das ehrenvolle Mandat, welches Sie mir anvertraut haben, am 
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besten dadurch abstatten, dass ich ohne alle weiteren Umschweife die 
damit verbundenen Functionen übernehme. Ich würde, fürchte ich, die 
Pflicht der Bescheidenheit verletzen, wenn ich es wagen wollte, den Aus- 
führungen, die wir so eben von dem Herrn Vorsitzenden die ständigen 
Deputation vernommen haben, etwas hinzuzusetzen. Gehen wir also mit 
dem gewohnten frischen und frohen Muthe an's Werk. Wenn irgendwo, 
so hoffe ich, wird uns derselbe in dieser Stadt gelingen, der uns auf Schritt 
und Tritt bei jedem Blicke, den wir um uns werfen, die Segnungen der 
wirthschaftlichen Freiheit zeigt, und derselben ein glänzenderes Zeugniss 
ausstellt, als irgend ein anderer Ort im deutschen Lande. 

Der Präsident macht alsdann einige geschäftliche Mittheilungen über 
eingegangene Anträge der Herren L. Steinhagen betr. Zoll - Anschluss, 
Dr. H. Asher betr. Steuerwesen, Brämer und Genossen betr. Volkszählung 
und Timmermann zum Gegenstande der heutigen Tagesordnung (s. unten) ; 
ferner zeigt derselbe an, dass die von Herrn Kanzleirath Quandt erstattete 
Kechnungs- Ablage von den Herren Müller (Stuttgart) und Röpell (Danzig) 
revidirt und richtig befunden sei und für die Mitglieder offen liege. Endlich 
drückt derselbe dem Local-Comit6 den Dank der Versammlung für dessen 
Tbätigkeit aus: 

Es wird alsdann zur Verhandlung der auf der heutigen Tagesordnung 
stehenden Wohnungsfrage übergegangen. — 

Es ist dazu von dem Correferenten, Herrn Timmermann aus Hamburg, 
folgender Antrag gestellt: „Die Wohnungsfrage in Städten kann nur ge- 
löst werden, wenn es gelingt, die Herstellung der Bauten, namentlich auch 
der kleineren und billigeren Wohnungen, unter Berücksichtigung der noth- 
wendigen, abseiten des Staats festzustellenden Sanitäts-Bedingungen, nach 
Maassgabc des Bedürfnisses durch die Privat-Spekulation zu beschaffen. 

Die einschlagenden Bestrebungen der Privaten, der Gesellschaften und 
Behörden sollten dies Ziel im Auge haben und nur den Uebergang 
thunlichst erleichtern." 

Das Wort erhält zunächst der Referent, Herr 

Dr. Faucher (Berlin). Er habe nicht Gelegenheit gehabt, sich mit 
dem Korreferenten über die von demselben beantragte Resolution zu 
vereinigen. Er könne sich aber dieser Resolution ohne Weiteres an- 
schliessen, da alle Beschlüsse eines volkswirthscbaftlichen Congresses nur 
daraufhinauslaufen können, dass die Wohnung>^ frage durch Privat- Anstren- 
gung zu lösen sei, der Staat aber nur durch Anregung und Gewährung der 
möglichsten Freiheit für die Privatthätigkeit sowie durch Erleichterung des 
üeberganges zu wirken im Stande sei. — Die Thatsache, dass die Wohnungs- 
frage vor den Kongrcss gebracht sei, fährt Redner fort, beweise, dass irgendwo 
der Schuh drückt, dass ein Bedürfniss dafür sich geltend gemacht habe. 
Per in den grossen Städten hervorgetretene Uebelstand lasse sich dahin 
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fassen: die ErfahruDg ergebe, dass mit dem Wachsthum der Städte die 
Miethepreise schneller wachsen, als die Einkommen derer, welche zu mie- 
then haben. Nicht überall jedoch ist die Sachlage eine gleiche. Das Ver- 
hältniss zwischen den Einkommen und den Miethen ist in den verschieee- 
nen grossen Städten Europas verschieden. In London wird Vio des Ein- 
kommens auf die Miethe gerechnet, und würde beim Insolvenz - Gerichtshof 
der Richter eine Rüge gegen den Falliten aussprechen, der mehr als Vio 
seines Einkommens für seine Miethe verausgabt hätte. Bei uns wird der 
Quotient V^— V* sein. So in Berlin und wohl auch in Hamburg. In Paris 
beträgt derselbe schon Va; in Wien wird er auch nicht fem davon sein. 
Es scheint sich also das Yerhältniss nicht bloss nach der Grösse der Städte 
2u bestimmen, sondern auch nach der Modalität der Wohnungs-Verhält- 
nisse. — Untersuchten wir nun, wie es kommen kann, dass Miethepreise 
schneller steigen, als die Einkommen; dabei wäre ein Blick in eine ziemlich 
ferne Vergangenheit zurück zu werfen. Eine Stadt, die ihren rein 
deutschen Ursprung noch immer bewahrt habe, sei die Stadt Soest. Inmitten 
dieser Stadt finde sich eine grosse Anzahl noch kenntlicher Bauerhöfe von 
zum Theil sehr bedeutender Ausdehnung verstreut, und die Vertheilung der 
Häuser, wie sie jetzt ist, bestehe dort schon seit vielen Jahrhunderten, 
so dass die Stadt in der That ein Bild des ursprünglichen Zustandes 
der rein deutschen Städte darbiete. In diesem Zustande trat die erste 
Aenderung ein durch die Nothwendigkeit , die Städte zu befestigen. Man 
war gezwungen, sich durch eine Mauer gegen die Wildheit des Adels und 
gegen das Vagabundenthum zu schützen. Dabei aber konnte man auf die 
zukünftige Vergrösserung kaum Bedacht nehmen; vielmehr musste man 
sich bei den bedeutenden Mitteln, welche die Befestigung erforderte, be- 
gnügen, dieselbe so gross herzustellen, wie es das Bedürfniss des Augen- 
blickes erforderte. Trotzdem aber blieb das Wachsthum der Bevölkerung, 
welches eben nur ein Ausdruck des Zunehmens der Cultur , eine Verwirk- 
lichung des Prinzips der Theilung der Arbeit zwischen Stadt und Land ist, 
nicht aus. Man begann daher, die Häuser sich mehr und mehr drängen 
zu lassen. Wer noch freien Platz beim Hause besass , verkaufte ihn an die Zu- 
zügler und so entstanden denn allmälig geschlossene Häusermassen. Mfin 
kann sich nun den Augenblick vergegenwärtigen, wo die ummauerten Städte so 
mit Häusern angefüllt waren, dass es nicht mehr möglich war, neue Häuser 
zu bauen. Aus dem Eintritt dieses Augenblicks lässt sich vieles in unserer 
Kulturgeschichte erklären. So z. B. der Abschluss der Zünfte. Dieser Ab- 
»chluss, der bei zunehmender Bevölkerung furchtbar wirken musste, hört auf 
sinnlos zu erscheinen, wenn die Städte geschlossen und eine Vermehrung der 
Bevölkerung dadurch unmöglich war. So erklären sich von daher ferner die 
Thorabgaben, die ohne Thore natürlich nicht möglich waren, und welche 
von Lebensmitteln, ja zum Theil von den Menschen selbst erhoben wurden« 
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schneHer wachsen als die Einkommen. Die nachgiebige Gewohnheit wird 
durch die Ausbeutung des Miethers und Bauunternehmers durch den 
Grundbesitzer bestraft. — Die Frage ist nun: wie kommen wir aus diesem 
Zustande heraus? Die Gewohnheit ist es, die wir brechen mUssen und des- 
halb können wir uns dem gestellten Antrage, der auch nichts Weiteres 
will; anschliessen. Wir müssen durch Beispiel, Belehrung und Anregung 
die Abänderung der bestehenden Zustände herbeiführen. Mit diesem Streben 
haben sich denn auch wohlwollende Personen in verschiedenen Städten, 
und zwar zum Theil die allereinflussreichsten Persönlichkeiten, angelegent- 
lich beschäftigt. Eine Bewegung dieser Art entstand zuerst in Deutschland. 
Der erste Mensch, der über die Wohnungsfrage, freilich mehr im sanität- 
lichen und sittlichen als im volkswirthschaftlichen Sinne schrieb, war 
Professor Huber, der schon im Jahre 1838 auf die völlig ungesunden 
' Verhältnisse in den kleinen Wohnungen, wo oft neben den zahlreichen 
Familien sich noch fremde »Schlafburschen^ aufhalten, aufmerksam machte. 
In den Jahren 1841 und 1842 wurde zuerst an Abhülfe in dieser Beziehung 
gedacht, und zwar ging der erste Versuch von den Hansestädten, von Hrn. 
Senator Elugkist in Bremen aus, der ein Kapital zu diesem Zwecke hergab. 
Dieser Versuch wurde jedoch nicht in Bremen, wo ein Bedürfiiiss dafür 
nicht vorhanden war, sondern in Berlin gemacht, wo eine Anzahl kleiner 
Häuser, „Bremerhöhe" genannt, in der Nähe der Stadt geschaffen wurde. 
Der Versuch hatte jedoch keinen praktischen Erfolg. Die Häuser wurden 
in Berlin — und zwar selbst entfernt von der Stadt — immer höher, die 
Höfe immer enger, die Wohnungen immer kleiner. Im Jahre 1844, bei 
Gelegenheit der ersten Industrieausstellung des Zollvereins, erhielt die 
Wohnungsfrage eine neue machtige Anregung. Man wandte damals sich 
überhaupt lebhafter der Sorge für das Wohl der arbeitenden Klassen zu, 
und namentlich war es der verehrte Präsident unserer ständigen Deputation, 
Herr Dr. Lette, der in dieser Richtung wirkte. Eine Reihe von Lokal- 
Vereinen und ein Zentral- Verein für das Wohl der arbeitenden Klasson 
wurden gestiftet, dessen Gründer Herr Dr. Lette war. Die Anregung wirkte 
stark auch auf jüngere Gemüther. Redner selbst, damals erst 24 Jahr alt, gab 
eine Schrift über das Wohl der arbeitenden Klassen heraus, welche das Heil 
in der Wohnungsreform und der Anlegung der Ersparnisse in Wohnungen 
im eigenen Besitze suchte. Noch ohne alle praktische Lebenserfahrungen 
derzeit, beging er den Fehler, dass er es für möglich hielt," den Besitz 
von Häusern zu theilen. Er suchte die Idee zur Geltung zu bringen, dass 
keine bessere Anlage des Kapitals als in einer eigenen Wohnung möglich 
sei, und da der Erwerb eigener kleiner Häuser in einer grossen Stadt zu 
schwierig erschien, so befürwortete er die Theilung des Eigenthums nach 
Stockwerken. Die Schrift erzeugte weiteren Austoss. Es bildete sich 
eine Anzahl gemeinnütziger Bair- Gesellschaften, deren Zweck es war, 
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Häuser zu bauen, die einen geringen Zins abwarfen und durch alhnälige Ab- 
zahlungen in das — getheilte — Eigenthum der Bewohner übergehen sollten. 
Eine ganze Reihe solcher Häuser wurde in Berlin später -— 1848 — wirk- 
lich gebaut. Bald jedoch sah man ein, dass dieses System nicht ging. Die 
berliner gemeinnützige Baugesellschaft kam in einer Berathung an welcher 
Sr. Majestät der jetzt regierende Könige von Preussen Theil nahm zu der 
Erkenntniss, dass dieses System falsch sei, und es wurde in Folge dessen 
unter Verwendung von Beiträgen der russischen Eaiserfamilie eine zweite 
Gesellschaft gegründet, die Alexandra-Stiftung, welche nach einem anderen 
Verfahren den Weiterbau übernahm. 

Nicht lange, nachdem in Deutschland die Wohnungsfrage hervorgetreten 
war, beschäftigte man sich auch in Frankreich mit derselben und zwar war 
zuerst es hier ein Gefangener, der jetzige Kaiser der Franzosen, damals im 
Gefängnisse zu Ham, der die Frage anregte. Sein Plan ging dahin, Arbeiter- 
Gesellschaften zn bilden, die nicht in den Städten, sondern auf dem Lande 
sich ansiedeln sollten. Ihm aber ging es ebenso wie Redner: er verstand 
noch nichts von der Frage. 

In England entstand im Jahre 1842 eine Bewegung für Wohnungsreform, 
die jedoch weniger national-ökonomischer, als sanitätlidier Natur war. Die 
Miethen waren, in England, theils weil man die künstliche Einengung nicht 
hatte, theils weil das Baumaterial billiger war, nicht so hoch. Man fand aber, 
dass der Wohnungsbau mit der Entstehung von Krankheiten in viel engcrem 
Zusammenhange stand, als man bisher geglaubt hatte. Man entdeckte z. B. 
dass ein Unterschied in der Zahl der Fieberkranken stattfand, je nachdem 
die Zimmer tapeziert oder nicht tapeziert waren; in ersteren war die Zahl 
eine viel grössere, als in bloss geweissten Räumen. Mau beobachtete ferner 
— namentlich in Liverpool — dass in Kellerwohnungen und unteren 
Geschossen mehr Krankheiten erzeugt werden, dass die Sanitätsverhältnisse 
von unten nach oben sich beständig verbessern, ein deutlicher Fingerzeig, 
dass hohe Wände durch die in ihnen nach unten sackende Feuchtigkeit 
eine Gefahr bieten. Dieselbe Erfahrung wurde auch durch den Verein 
der Aerzte in Paris gemacht In Anlass dieser Erfahrungen Hess das 
Englische Parlament eine Untersuchung vornehmen, mit welcher es den 
Secretär des Handelsministeriums, Edwin Ghatham, beauftragte, und die 
die Richtigkeit der gemachten Beobachtungen bestätigte. 

So fanden in allen drei Ländern parallele Bewegungen statt, welche 
auf die Beseitigung der heranwachsenden Uebel, von denen man sich um- 
ringt fühlte, gerichtet waren. Ganz in der neuesten Zeit ist nun der Kaiser 
der Franzosen, der die Ideen seiner Gefangenschaft auf dem Throne nidit 
vergessen hat, mit dem Bau der sog. cites ouvrieres vorgegangen, grosser 
gemeinschaftlicher Häuser, die man möglichst luftig einzurichten suchte. 
Je mehr man sich aber in die Frage vertiefte, desto mehr fand man zu 
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bedenken. Zunächst stiess man auf den Widerwillen der arbeitenden 
Klasse, in diese Häuser einzuziehen. Die Arbeiter erklärten, sie wollten 
nicht abgesondert wohnen, sie wollten keine ausgestossene Kaste bilden. 
Es kam hinzu, dass die Architekten sich ausserordentlich vergriffen. Im 
südlichen Deutschland findet man vielfach, dass der Eingang zum Hause 
durch die Küche geht, eine ganz gute Einrichtung, da durch das häufige 
Oeffnen die Küche von Gerüchen befreit wird und ferner die Hausfrau 
gezwungen ist, ihre Küche sauber zu halten. Die Architekten brachten 
diese Einrichtung hier zur Anwendung. In Paris aber ist dieselbe völlig 
unangebracht, da die Eitelkeit des Pariser Arbeiters es nicht leidet, dass 
sein Besuch durch die Küche geht, sondern er denselben in einem hübschen 
Zimmer mit Spiegel u. s. w. empfangen will. Ein fernerer Fehler war, dass 
auf den Höfen Buden und Läden angelegt wurden. Jeder neue Versuch 
aber, grosse kasernenartige Häuser anzulegen, hat gezeigt dass dies System 
üburhaupt nicht haltbar ist, wenn man zu billigen, gesund und wirthschaftlich 
eingerichteten Wohnungen kommen will. Man musste daher den Versuch 
machen, kleine Häuser zu bauen und zwar selbst in grossen Städten, In Mühl- 
hausen wurde der erste Versuch dieser Art gemacht, und zu diesem Zwecke 
300,000 Frcs. vom Staate zur Verfügung gestellt. In diese Wohnungen gingen 
die Arbeiter hinein, und nun bildeten sich Gesellschaften mit Kapital- und Grund- 
besitz, welche die Herstellung solcher kleiner Häuser unternahmen, so dass 
jetzt eine grosse cite ouvri^re von etwa 2000 dieser Häuser in Mühlhausen 
entstanden ist. Es waren nun freilich hier an einem Orte, wo die Ent- 
fernungen nur klein und der Grund und Boden billig zu haben war, die 
Hauptschwierigkeiten nicht vorhanden. Es ist dann aber auch in Paris der 
Versuch gemacht worden, solche cites ouvriöres ausserhalb der Barrieren 
zu begründen. Auch hier wollten die Arbeiter Anfangs nicht hinein. Man 
wolle sie aus der Stadt hinaus haben, sagten sie. Sie wollten aber in der 
Nähe der der Museen, der Theater, der Kafes mit Zeitungen bleiben ; hier 
müssten ihre Kinder Kultur lernen und ohne dies würden sie wieder Bar- 
baren werden. Einer klugen und wohlwollenden reichen Dame, Madame 
Jouflroy Renard, aber gelang es, die Abneigung der Arbeiter bei einem 
auf ihre eigene Gefahr und Kosten gemachten Versuche nahe der Barriere 
von Clichy zu besiegen. Sie liess eine 14jährige Abzahlung zu und ver- 
band damit eine Lebensversicherung in der Weise, dass, wenn ein Familien- 
vater vor Ablauf der 14 Jahre starb, der Rest des Kaufpreises erlassen 
sein, das Haus also der Wittwe zufallen sollte. Damit appellirte sie an die 
Bundesgenossenschaft ihres ganzen Geschlechts, und so wurden denn solche 
Arbeiter, die unter dem segensreichen Einflüsse ihrer Frauen standen, be- 
wogen hineinzugehen. (Heiterkeit). 

Femer aber wurde noch ein anderer bedeutsamer Versuch gemacht. 
Nachdem nämlich der Kaiser der Franzosen bereits unermessliche Summen 
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für Arbeiter -Wohnangeu ausgegeben, erschienen eines Tages bei seinem 
Eabinets-Sekretär einige Arbeiter, die sich dahin äusserten: sie erkennten 
das Interesse des Kaisers für die Sache wohl an, er verstehe aber nichts davon, 
er möge sie nur einmal selbst bauen lassen. Der Kaiser ging darauf ein und 
stellte ihnen die verlangten 20,000 Frcs. zur Verfügung. Es kam dann 
unter den Arbeitern zu Debatten^ bei denen die interessantesten Gesichts- 
punkte zum Vorschein kamen. Die Arbeiter wollten keineswegs Alle 
gleich sein; die einen wollten vornehmer sein als die anderen; sie wollten 
also ein Haus mit einer Bei -Etage bauen und darüber eine geringere 
Wohnung ; höher als 2 Stockwerke sollten die Häuser nicht werden, unten 
aber sollten Geschäfte und Läden sein, welche die Verzinsung aus den 
Geschäftsgewinnen tragen hülfen, die der Arbeiter dem Kramgeschäft doch 
zu gewähren hätte. Ein derartiges Haus befand sich in der Pariser Aus- 
stellung und ist sehr geschickt, bis ins kleinste sehr wohl überlegt herge- 
stellt In Folge der Prämiirung ^diese& Hauses aber hat der Kaiser die 
Sache den Arbeitern selbst überlassen und die Fortführung seiner cites 
ouvrieres sistirt. So weit ist in Paris die Wohnungsfrage gediehen. 

In Berlin hat man jetzt einen anderen Ausweg ergriffen; nach Englischem 
Beispiel hat man es unternommen die mittleren Klassen mehr an die Peri- 
pherie der Stadt zu verlegen, um dadurch für die arbeitende Bevölkerung den 
inneren Raum zu reserviren. Die Mittelklassen können leichter den weiten 
Weg machen, sie arbeiten kürzere Zeit, sie können eher fahren, haben 
mehr Lust an Gärten u. s. w. Dem entsprechend haben sich bereits mehrere 
grosse Baugesellschaften gebildet, welche die Herstellung von Villen, viel- 
leicht ein bischen gar weit hinaus von der Stadt, unternommen haben. Die 
Folge davon aber vielleicht ist schon gewesen, dass die Baustellen im Preise ge- 
sunken sind, und die bisherigen hohen Miethen etwas zu wanken anfangen. 
Er auch suche die Heilung hauptsächlich darin, dass die Mittelklassen an die 
Peripherieen der Städte rücken, und der Verkehr dorthin durch Errichtung 
zweckmässiger Transportanstalten, Pferdebahnen etc., erleichtert werde. In 
den Städten selbst aber errichte man Wohnungen von nicht zu viel Stock- 
werken mit nicht zu schmalen Lichthöfen und baue nicht zu enge Strassen. 
Das sei der alleinige Weg zur Besserung. Er schliesse sich demnach dem 
Antrage des Korreferenten an und sei begierig zu hören, welche sonstige 
Gesichtspunkte derselbe noch dafür mitzutheilen habe. (Beifall). 

Timmermann: Ich will auf die historische Entstehung der grossen 
Städte nicht weiter eingehen, sondern das Vorhandensein derselben als 
Faktum annehmen. Für mich als Techniker handelt es sich namentlich 
darum: wie kann man diese Uebel beseitigen, welche die grossen Städte 
unwiderleglich mit sich bringen, ohne den Lehren der Volkswirthschaft 
entgegen zu handeln? Die grossen Städte sind nicht auf Grund klarer 
Pläne entstanden, sondern nach der Laune der Kegierenden oder wie es 



Digitized by 



Google 



1:4 Die Verbandlimgen des neunten Kongresses deutscher Volbswirthe. 

gerade die glückliche Lage für den Handel mit sich brachte, also mehr 
oder minder nach Zufall gebaut worden. Es sind daher nicht diejenigen 
Rücksichten auf Sanität und technische Zweckmässigkeit genommen wor- 
den, welche man bei einem vorher überlegten Plane beobachtet haben 
würde. — Die bedauerlichste Kalamität besteht zunächst in der mangel- 
haften Wasserversorgung und Ableitung der unreinen Flüssigkeiten. — Das 
Wachsthum der grossen Städte hat sich, wie ich glaube^ übrigens nicht 
so natürlich gemacht, wie der Herr Eeferent es geschildert hat. Das Zu- 
sammenwohnen ist in der That eine volkswirthschaftliche Nothwendigkeit, 
man kann den Uebelständen daher nicht unbedingt durch das Banen tou 
Villen meilenweit hinaus abhelfen. Man sehe sich einmal die weitläufigen 
Städte an, wie Petersburg, Moskau, London, und man wird die Nachtheile 
der zu weiten Ausdehnung erkennen. Das Zusammenleben in den Städten, 
die Möglichkeit des leichten Zusammenkommens ist es aber, welche die 
Anregung giebt, die den schnelleren Pulsschlag des städtischen Lebens 
hervorbringt, und dadurch die höchsten Leistungen in den Städten zu Tage 
fördert. Man muss daher vorsichtig sein, wenn man sagt: „man dehne die 
Städte aus und man wird zu guten Resultaten kommen.^ Ich glaube viel- 
mehr; dass man die Städte so eng konzentriren muss, als es die Sanität 
znlässt und dass die Aufgabe der Technik eben die ist, den Bau dem ent- 
sprechend herzustellen. Man kann unmöglich dem Arbeiter zumuthen, täg- 
lich Stunden von seiner Zeit zu opfern, um zur Arbeit zu gehen. Anderer- 
seits aber scheint mir das endlose Wachsen der Städte in der zunehmenden 
Theuerung der Lebensbedürfnisse und der üngesundheit der Lebensver- 
hältnisse seine natürliche Grenze zu finden. — 

Wenn man auf diesem Standpunkt steht, so wird man der technischen 
Seite der Frage eine grosse Wichtigkeit beilegen. Man hat sich auch be- 
müht, den gedachten Kalamitäten abzuhelfen und namentlich in England 
hat man unendlich viel gethan, um die Städte mit gutem Wasser zu ver- 
sehen und die unreinen Flüssigkeiten zu entfernen, in Deutschland aber 
ist die Wichtigkeit solcher Maassregeln, besonders von Professor Pettenkofer, 
nachgewiesen worden. ~ Wenn nun von dem Herrn Vorredner als Mittel 
gegen die Wohnungs-Kalamität in Vorschlag gebracht wird, die mittleren 
Klassen an die Peripherie zu bringen, und die Arbeiter im Innern der 
Städte zu belassen, so kann ich dem nicht ganz beistimmen Die wirth- 
schaftlichen Bedürfnisse sind in den einzelnen Fällen so komplizirt, dass 
es unmöglich ist, fQr Alle die gleiche Aushülfe zu finden, vielmehr muss 
man dem Einzelnen überlassen, das was für ihn heilsam ist, auszufinden, 
und das Bedürfniss wird sich dann von selbst, ohne Zuthun der Gesetz- 
gebung, reguliren. — Das Streben unserer Versammlung aber sollte dahin 
gehen, das Volk und speziell die niederen Klassen über diese Frage anf- 
Euklären. Die Zeit, wo man von den Arbeitern sprach, die hungern, und 



Digitized by 



Google 



Die Yerhandiuiigen des neunten Kongresses deutscher Volkswirthe. 



15 



von jien Arbeitgebern, die die Arbeiter quälen, ist eine überwundene. Der 
Arbeiter ist — von einzelnen Fällen abgesehen — ebenso unabhängig, wie 
der Arbeitgeber. Ich kenne überhaupt keine speziellen Arbeiter — wir 
Alle sind Arbeiter. Die Arbeiterfrage ist deshalb auszutilgen. Es giebt 
keine Arbeiterfrage mehr, und es sollte auch keine Wohnungsfrage mehr 
geben. Jeder hat seinen speziellen Verdienst und es ist seine Sache wie- 
viel er davon für seine Wohnung verwenden will. Wenn man aber sagt, 
die Wohnungen sind zu theuer, so verbreitet man damit die falsche An- 
sicht, als ob es in der Macht des Staates oder sonst Jemandes liege, den 
Leuten bessere Wohnungen zu verschaifen, als sie sich verdienen. Es ist 
Pflicht, den Arbeitern die Ueberzeugung beizubringen, dass sie keine bessere 
Wohnung haben können, als sie sich für ihr Geld herzustellen im Stande 
sind. Dann aber giebt es keine Wohnungsfrage mehr und ist die Resolution 
gerechtfertigt, wonach die Herstellung von Wohnungen aller Sorten der 
Privat- Spekulation überlassen werden soll. Stellt man dagegen die Lage 
des Arbeiters so dar, dass er ein kleines niedliches Häuschen parterre mit 
einem kleinen Gärtchen haben müsse, so wird er freilich auf diese seine 
falschen Freunde mehr hören, als auf seine wahren Freunde, die ihm Woh- 
nungen für sein Geld herstellen wollen. — Man hat in den letzten 10 Jahren 
eine Masse verfehlter Versuche in der Wohnungsfrage gemacht. Man geht 
davon aus, als ob die Arbeiter- Wohnung eine gegebene Grösse sei. Man 
hat cit^s ouvriöres gebaut, grosse Einzelhäuser, Kolonien u. s. w., aber die 
Sache ist stets daran gescheitert, dass es an der Bevölkerung fehlte, die 
hineinziehen wollte. Man hat aber die Ansprüche der Leute auf eine un- 
erschwingliche Höhe getrieben. — Es ist übrigens gar nicht ein so schlim- 
mes, sondern vielmehr ein gutes Zeichen, wenn die Wohnungspreise hoch 
sind. Denn seit wann existirt die Wohnungsfrage? Seit etwa 20 Jahren, 
also gerade seit der Zeit, dass durch die Verbesserung der Regierungen 
die Prosperität zugenommen hat. Wo die Wohnungen billig sind, da pflegt 
die Lage des Arbeiters meistens eine schlechte zu sein. Die Hülfe muss 
von innen heraus kommen; der Arbeiter muss, wenn sein Verdienst nicht 
genügt, mehr Geld verdienen, und er wird dann besser miethen können. 
Es ist besser, das den Leuten Mar zu machen, anstatt ihnen mit Phanto- 
men zu schmeicheln, nach denen nie etwas kommen wird. Wenn der 
Kongress in dieser Weise Wahrheit verbreitet, so wird er Zufriedenheit 
BchafTen und dann auch Kutzen gestiftet haben. (Beifall). 

J. F. Martens: Nach den Aeusserungen des Vorredners scheint es, 
als wenn ein goldenes Zeitalter für die Arbeiter angebrochen wäre. Herr 
Timmermann sagt, es liegt nur am Arbeiter; er mnss mehr verdienen. 
Ja, er hätte nur die Mittel und Wege angeben sollen, wie der Arbeiter 
das durchsetzen kann. In allen Städten Europas haben sich die tüchtigsten 
Männer mit der Wohnungsfrage beschäftigt. Ich selbst habe mich mehrere 
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Jahre damit abgegeben. Ich bin auch nur ein schlichter Arbeiter und weiss 
am besten, was es heisst, wenn man nicht so viel verdient, wie die Wohnung 
kostet, für die man höchstens Ve oder 1/4 des Einkommens verwenden kann. 
— Auch hier haben sich Gesellschaften gebildet, um dem Wohnungsmangel 
abzuhelfen. Und es wird die Herren vielleicht ebenso interessiren, wenn 
sie statt des zoologischen Gartens die von der Baugesellschaft von 1866 
errichteten Häuser besuchen und sich statt der Thierwohnungen die mensch- 
lichen Wohnungen ansehen. (Herr Senator Dr. Yersmann theilt mit, dass 
für die Besichtigung derselben bereits Fürsorge getroffen sei). Dass die 
Leute in diese Häuser nicht hinein wollen, darin haben sie ganz Becht. 
Diese Häuser sind 5 Stockwerke hoch ausser dem Keller, 20 Familien 
müssen an einer Treppe wohnen und der Flächenraum für die einzelne 
Wohnung ist 260 Q'. — Luxus ist gar nicht nöthig; aber es müssen in 
jeder Wohnung neben einem verhältnissmässigen Wohnzimmer zwei Schlaf- 
räume vorhanden sein, damit Kinder und Eltern getrennt schlafen können. 
Das ist in moralischer und sanitätlicher Beziehung erforderlich ; man findet 
es aber in unseren Wohnungen nicht. — Dass der Arbeiter eine gute 
Wohnung hat, ist auch in moralischer Hinsicht von grosser Bedeutung. 
Wenn er kein angemessenes Haus hat, wo er sich heimisch fühlt, so geht 
er ins Wirthshaus und lebt nicht mit seiner Familie. Und gerade darin 
liegt ein Hauptgrund für die Demoralisation in Paris, wie dies von Jules Simon 
nachgewiesen wird. — Herr Faucher hat gesagt: es ist am besten, wenn 
der Arbeiter sein eigenes Haus hat; damit bin ich ganz einverstanden. 
Sehen Sie sich einmal die Arbeiterwohnungen auf Steinwärder an ; die wer- 
den sein Eigenthum, und darum hat er ein Interesse am Hause und lebt 
zu Hause. Wenn Herr Timmermann aber sagt, die Arbeiter sollen zu- 
sehen dass sie mehr verdienen, so scheint mir das ein Hohn auf das Volk 
zu sein, und deshalb stimme ich mit Herrn Faucher und nicht mit Herrn 
Timmermann. 

Der Präsident theilt mit, dass Herr Boss sich bereit erklärt habe, die 
Führung in den Steinwärder Arbeiterwohnungen zu übernehmen. — 

Brämer: Auch ich bin der Meinung, dass das Wohnungsbedürfniss am 
besten durch die Privatspekulation regulirt wird. Aber ich glaube, dass 
auch andere Formen der Initiative, und zwar sowohl die Assoziationen als 
die Baugesellschaften, namentlich da zur Unterstützung eintreten müssen, 
wo Noth an Wohnungen ist. Daher ist die Thätigkeit derselben z. B. in 
Hamburg, wo nur IVa Prozent der kleinen Wohnungen in der Begel frei- 
stehen, eine wohlbegründete. Leute mit geringem Einkommen sind bei 
kargem Angebot und wegen der kurzen Kündigungsfrist oft gezwungen, 
aus Noth Wohnungen zu nehmen, die ihnen nicht konveniren. Die Spe- 
kulation allein reicht nicht aus, und es ist das auch natürlich, so lange 
das Bauen kleiner Wohnungen nur einen massigen Zins gewährt, während 
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andere Spekulationen einen höheren Zins abwerfen. Ich empfehle deshalb 
die Resolution ohne Weiteres anzunehmen, jedoch mit Ausnahme des letzten 
Satzes, durch welchen für die Zukunft die Befriedigung des Wohnungsbe- 
dürfnisses auf anderem Wege als durch die Privatspekulation, ausgeschlossen 
wird. Denn nach meiner Meinung wird die Nothwendigkeit anderweitiger 
Aushülfe immer bestehen bleiben. — 

Br. Lette: Ich weiss sehr wohl, dass unser Kongress kein Wohlthätig- 
keitskongress ist und dass er deshalb keine Wohlthaten in Aussicht stellen 
soll, zu deren Gewährung alles Kapital nicht hinreichen würde. Doch aber 
bin ich der Meinung des Herrn Martens, dass die intelligenteren und wohl- 
habenderen Klassen sich eines so dringenden Bedürfnisses des Volkes, wie 
es das Wohnungsbedürfniss ist, annehmen sollen. Denn nicht nur einzelne 
Klassen, sondern die ganze Nation hat an der Herstellung guter und ge- 
sunder Wohnungen ein hohes Interesse. Mit Recht hat Herr Martens auch 
das Moment der Sittlichkeit hervorgehoben, und auf die Nothwendigkeit 
getrennter Schlaflokale für Eltern und Kinder hingewiesen. Andererseits 
aber muss es doch anerkannt werden, wenn vorläufig auch nur relativ 
Besseres geschaffen wird. Es ist daher das Streben der hamburgischen 
Baugesellschaft, die nicht Wohlthätigkeit üben, sondern Unbemittelten gegen 
massigen Zins eine verhältnissmässig gute Wohnung verschaffen will, 
gewiss sehr anzuerkennen. Mag auch Herr Martens darin Recht haben, 
dass an den Wohnungen der Gesellschaft — die ich bereits gestern besucht 
habe — Manches auszusetzen sei, so kann diesen Wohnungen doch das 
Zeugniss sicher nicht versagt werden, dass sie gegen die bisherigen Woh- 
nungen eines grossen Theils der Arbeiterklasse eine sehr erhebliche Besse- 
rung enthalten. Auch für Auswahl verschiedener mehr oder weniger ge« 
räumiger Wohnungen ist ja gesorgt, und danach auch das geboten, was 
Herr Dr. Faucher an den Pariser Arbeiterhäusern gerühmt hat. Würde 
man das von Herrn Timmermann ausgesprochene Prinzip scharf verfolgen, 
so würden die Gebildeteren sich auch um Handwerker- und Arbeitervereine 
nicht kümmern dürfen. Man würde dann sagen können: Die Bildung ist 
mein Eigenthom und mögen die Anderen zusehen, wie sie sich dieselbe 
erwerben« Dazu fehlen ihnen aber die Mittel und daher ist es gewiss 
richtig, wenn die wohlhabenderen und intelligenteren Klassen den ärmeren 
Mitbürgern — ohne blosse Wohlthaten zu üben, ohne Almosen zu geben — 
zu Hülfe kommen. Ich kann daher die Ansicht des Herrn Timmermann 
nicht ganz theilen, muss aber andererseits auch Herrn Martens gegenüber 
die Leistungen der Baugesellschaft als sehr nutzbringend und heilsam er- 
kennen, ebenso wie die der Berliner Baugesellschaft, obgleich ich das 
Prinzip dieser letzteren Gesellschaft, das der Eigenthumserwerbung an 
den einzelnen Wohnungsräumen, im Gegensatz zur Eigenthumserwerbung 
emes ganzen Hauses, nicht theilen kann. 

2 
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Nessmann (aus Hamburg): Ich will auf die allgemeine Arbeiterfrage 
nicbt eingehen, da wir uns hier nur mit einer speziellen Frage zu be- 
schäftigen haben. Die Arbeiterfrage besteht darin , dass die Bedürfnisse 
der Arbeiter schneller gewachsen sind, als die Löhne. Ein Thell derselben 
aber ist die Wohnungsfrage. Da man nun die speziell hamburgischen Ver- 
hältnisse in die Diskussion hineingezogen hat, so will ich einige Daten über 
dieselben mittheilen, aus denen hervorgeht, dass es an Wohnungen für 
kleine Leute mangelt. Es giebt hier in unserem städtischen Bezirk ca. 
50,000 Lokalitäten, wovon ca. 4000 rein gewerklicher Natur sind, so dass 
ca. 46,000 Wohnlokalitäten übrig bleiben. Dieselben repräsentiren einen 
Miethwerth von ca. 7,700,000 Thlr. wovon auf Wohnungen unter 50 Thlr. 
ca. 1 Million kommt. Leerstehend sind nun von diesen Wohnungen ca. 1200 
und zwar 1000 ein halbes und 200 ein ganzes Jahr, also im ganzen Jahre 
durchschnittlich 700, eine sehr geringe Zahl, besonders wenn man bedenkt, 
dass unter den Leerstehenden auch die wegen Beparatur nicht bewohnten 
sich befinden. Im Einzelnen stellt sich das Yerhältniss folgendermaassen. 
Von ganzen Häusern zu ca. 400 Thlr. stehen leer: ca. V/s Prozent, von 
Kellerwohnungen zu ca. 100 Thlr.: 2V8 Prozent, von Unterhäusern zu ca. 
200 Thlr.: S'/s Prozent, von besseren Etagen ca. 6^'4 Prozent — Bei den 
Wohnungen der kleinen Leute, den sogenannten Buden (kleine Häuschen 
und Unterhäuser in Höfen u. dgl.) und Sählen (kleine Wohnungen mit di- 
rekten, gewöhnlich sehr steilen Treppen von der Strasse herauf) dagegen 
ist das Verhältniss ein viel ungünstigeres. Von Buden — zum Miethwerth 
von durchschnittlich 40 Thlr. — stehen IV12 Prozent leer; von Sählen zu 
50 Thlr.: V/2 Prozent, von Sählen in Höfen etc. zu 39 Thlr.: ^/le Prozent, 
also fast nichts. Ein Bedürfiiiss für kleine Wohnungen ist also vorhanden, 
und sind demnach alle Bestrebungen, demselben abzuhelfen, anzuerkennen. 
Ob ein einzelnes Unternehmen in dieser Beziehung gerade das vollständig 
Eichtige getroffen hat, muss ausser Betracht bleiben; jedenfalls ist der 
gute Wille anzuerkennen. — Die Wohnungen auf Steinwärder sind aller- 
dings sehr gesund und hübsch und zwar ist in der Kegel ein Haus für 
zwei Familien eingerichtet. Aber an sie ist nicht der gewöhnliche Maassstab 
zu legen, da ein sehr gutes Stück Staatshülfe darin steckt^ indem der Staat 
den Grund und Boden auf 50 Jahre zu einer ausserordentlich billigen Miethe 
hergegeben hat. Durch Ersparnisse der Eigner werden die Wohnungen 
allmälig Eigenthum der Besitzer, und werden dieselben — was eigentlich 
über die ursprüngliche Absicht hinausgeht — auch mit Profit von denselben 
wiedervermiethet — Was die von der Baugesellschaft errichteten Wohnungen 
anlangt, so sind dieselben jedenfalls viel besser und gesunder, als sie bei 
gleichem Preise in der Stadt zu haben sind. Fraglich könnte es eher sein, 
ob schon jetzt ein Bedürfniss dafür ist, so hohe Etagenhäuser entfernt von 
4er Stadt zu bauen. Jedenfalls werden die Wohnungen in der Stadt um 
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25 Prozent theurer sein. Es sind übrigens keineswegs lauter kleine Woh- 
nungen, sondern sie enthalten — um den verschiedenen Bedürfnissen zu 
genügen — ausser dem Eüchenraum bald ein, bald zwei, drei und auch 
vier Zimmer. Dass ein grosser Theil noch leer steht, hat seinen Grund 
in der noch sehr mangelhaften Verbindung mit der Stadt und darin, dass 
die Zahl der näheren Fabriken in dieser Gegend eine nicht sehr bedeutende 
ist. Denn der Fabrikarbeiter, der auf festen Lohn arbeitet, kann allenfalls 
entfernter wohnen, nicht aber der Handwerker, der mit der Gegend auch 
seine Kundschaft verlässt. — 

Ich bemerke schliesslich noch, dass, wenn Herr Dr. Faucher die Miethe 
in den grösseren Städten Deutschlands auf ca. Vs— V4 des Einkommens be- 
rechnet, dieselbe in Hamburg doch nur höchstens Ve beträgt — 

Dr. Michaelis: Der hervorgetretene Gegensatz der Meinungen einer- 
seits und die Spekulation andererseits, dass die Humanität die Wohnungs- 
frage zu lösen habe, scheint mir auf einer Verkennung des volkswirth- 
schaftlichen Grundsatzes der Arbeitstheilung zu beruhen. Die Spekulation 
hat ihre Aufgabe, die Humanität ebenfalls; diese kann nicht leisten, was 
nur jene leisten kann. Wenn die Wohnungen sich nicht bezahlt machen, 
wenn nicht das Kapital darin so angelegt werden kann, dass es sich ver- 
zinst, so wird das Bedürfoiss nimmermehr befriedigt werden. Die Huma- 
nität hat das Ihrige geleistet. Sie hat das Bedürfniss zum Bewusstsein 
gebracht; sie hat die Beseitigung des in technischer Beziehung herrschen- 
den Schlendrians angeregt und je energischer sie in diesem Sinne strebt, 
desto besser! Dem Bedürfniss selbst abhelfen aber, das kann sie nicht; 
das kann nur das in wirthschaftlichem Sinne angelegte Kapital. — Die 
Wohnungsfrage ist aber nicht nur von der technischen oder spekulativen 
Seite anzusehen, sondern es ist auch zu untersuchen, ob nicht andere Ein- 
richtungen bestehen, welche den in den Wohnungszuständen vorhandenen 
Widerspruch erzeugen. Einerseits klagt man über Mangel an geeigneten 
Wohnungen und über zu theure Wohnungen, und andererseits können die 
Bauunternehmer daran zu Grunde gehen, dass sie die Wohnungen nicht 
lohnend vermiethen; Ueberschuss an Nachfrage und gleichzeitig üeber- 
schuss an Angebot; hohe Stockwerkshäuser mit theuren Wohnungen wäh- 
rend die leichtere und wohlfeilere Kommunikation die Ausbreitung der 
Städte ermöglicht: tiberall, wohin wir sehen in der Wohnungsfrage, Wider- 
sprüche. Die Wohnungsfrage besteht in dem Streben, bessere Wohnungen 
zu haben, als vorhanden sind, in dem Widerspruche also zwischen An- 
sprüchen und Leistungen. Die Ursachen dieses Widerspruchs liegt zunächst 
darin, dass der grösste Theil unserer Städte und Häuser aus früheren 
Generationen herrührt, und daher den Ansprüchen der Gegenwart nicht 
genügt, dass sie aus einer Zeit stammen, wo noch die Kommunikation eine 
sehr schwierige war, wo man also eng zusammen wohnen musste, um über- 

2* 



Digitized by 



Google 



20 Die Verhandlungen des neunten Kongresses deutscher Volkswlrtbe. 

haupt die Vortheile des städtischen Lebens zu gemessen. Häuser und 
Strassen aber ändern sich nicht in einzelnen Jahren, der Widerspruch 
zwischen Leistung und Bedürfniss ist also ein mit dem Vorschreiten der 
Kultur gegebener und diesen Widerspruch zu lösen, das ist gerade die 
Aufgabe unserer Zeit. — Zu der Frage : wie es kommt dass die Spekulation 
die Häuser, die sie baut, nicht los werden kann, während andererseits sich 
ein Mangel an geeigneten Wohnungen geltend macht, hat uns Herr Ness- 
mann eine interessante Statistik der hamburgischen Wohnungsrerhältnisse 
gegeben. In Hamburg ist der Prozentsatz der leerstehenden Wohnungen 
bei den kostspieligen Wohnungen der grössere. In Berlin stellt sich die 
Sache gerade umgekehrt; der Prozentsatz der leerstehenden Wohnungen 
ist für wohlfeile Wohnungen ein grösserer als für kostspielige. Es scheint 
also dass in Berlin ein Fortschreiten der Bevölkerung in bessere Wohnungen 
stattfindet, während sich die gleiche Bewegung in Hamburg nicht geltend 
macht, vielleicht weil die Arbeit hier mehr an den Ort gebunden ist, als 
in der Fabrikstadt Berlin, Es scheint mir, um auf das Wesen jenes 
Widerspruches selbst eingehen, zwischen dem Produzenten und dem Kon- 
sumenten eine auf unrichtiger Auffassung der Verhältnisse beruhende un- 
richtige Anordnung derjenigen Institution zu bestehen, welche die Möglichkeit 
des dichten Zusammenwohnens der Menschen schafft, der Gemeinde näm- 
lich. Die Gemeinde stellt diejenigen Einrichtungen her, welche das Zu- 
sammenleben möglich und angenehm machen oder die durch dasselbe noth- 
wendig gemacht werden. Alle diese Einrichtungen begründen und erhöhen 
den Werth desjenigen wirtb schaftlichen Elements, ohne welches sie nicht 
benutzbar sein würden, nämlich des Grundbesitzes. Wird eine Strasse ge- 
pflastert, wird Gasbeleuchtung angelegt, wird eine Schule gegründet, so ist 
es klar, dass dies dem Grundeigenthum zu Gute kommt, welches über den 
Raum disponirt, innerhalb dessen jene Einrichtungen benutzt werden. Nun 
meine ich, dass, wenn öffentliche Einrichtungen hergestellt werden, welche 
Kosten verursachen und den Werth des Grundbesitzes steigern, diese Kosten 
von den Grundbesitzern herzugeben sind, deren Eigenthum meliorirt wird. 
Wenn man dagegen die zu diesem Zwecke nöthigen Summen von denjenigen 
erhebt, die Brot und Fleisch essen, oder vom Arbeitslohn oder vom Ein- 
kommen oder Kapitalzins, nur nicht von denen, die die Vortheile davon 
haben, den Grundbesitzern als solchen, so ist das Besultat, dass auf die 
letzteren Wohlthaten auf Kosten der ganzen Einwohnerschaft gehäuft wer- 
den, dass dadurch eine künstliche Erhöhung des Grundwerthes herbeige- 
führt wird, dass somit gerade auf Kosten derjenigen, welche den Bedarf 
nach Wohnungen haben, die Vertheurung und der Mangel an Wohnungen 
gefördert wird. Es ist also wohl am Orte von dem Standpunkte der Woh- 
nungsfrage aus einen Blick auf das Kommunalwesen zu werfen und es 
flögen sich das namentlich diejenigen gesagt 3ein lassen, welphe Qiner^eits 
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von einer Wohnungsfrage reden und andererseits die Schlacht- und Mahl- 
Bteuer oder Kommune leinkommensteuer befürworten. Mögen dieselben sich 
fragen, ob sie nicht dadurch, dass sie die Lasten anders vertheilen, als 
die Vortheile, erst eine Wohnungsfrage schaffen? In Berlin haben wir 
eine Haus- oder Miethsteuer, durch welche der Grundbesitz zu den kom- 
munalen Lasten herangezogen wird. Jetzt hat sich eine Bewegung in der 
Bichtung geltend gemacht, diese Miethsteuer zwar beizubehalten, aber für 
Werkstätten und Läden zu ermässigen, ftlr Wohnungen zu erhöhen. Was 
wird die Folge davon sein ? Dass die erstören mehr in die Mitte der Stadt 
rücken und dass die Wohnungsfrage verschärft wird, weil die Entfernung 
von den Werkstätten nach den Wohnungen grösser und die in Nähe der 
ersteren befindlichen Wohnungen theurer werden. Die humanen Be- 
strebungen, das Bedürfniss nach guten Wohnungen zu erweitern und deren 
Herstellung durch Prämiirung etc. zu befördern, sind gewiss anzuerkennen. 
Die Volkswirthschaft aber sollte namentlich auch auf diejenigen öffentlichen 
Institutionen einzuwirken suchen, welche die Wohnungsfrage, wenn nicht 
schaffen, doch verschärfen! (Lebhafter Beifall). 

L. Steinhagen (aus Hamburg): Ich erkenne es dankend an, dass der 
volkswirthschaftliche Kongress sich mit der Wohnungsfrage beschäftigt hat. 
Wenn nun hier gesagt worden ist, dass in Hamburg viele Wohnungen leer 
stehen, sowie auch in Berlin, so wäre ja ein eigentlicher Wohnunggmangel 
gar nicht vorhanden. 

Wie kommt es aber denn, dass überhaupt eine Wohnungsfrage existirt? 
Herr Dr. Faucher hat nun gesagt, dass die Nachfrage nach billigeren 
Wohnungen daher rühre, „dass die Miethen schneller wachsen als die Ein- 
kommen der Miether, um höhere Miethen zahlen zu können", was gewiss 
richtig ist. Dann aber meine ich, liegt es uns ob, zu untersuchen, wo- 
durch eine solche Ungleichheit entsteht und wie dieselbe hinwegzuräumen 
ist. Wenngleich nun der Natur der Sache nach, stets Nachfrage nach 
billigeren Wohnungen bleiben wird, da Niemand gern hohe Miethe zahlt, 
so kann man doch den Grund für das Gehässige der Wohnungsfrage zwischen 
Miether und Vermiether nur in der mangelhaften Volksbildung suchen. Es 
ist daher traurig, wenn einige Lobredner des Volkes dasselbe noch in dem 
Glauben bestärken, dass der Vermiether die hohen Miethen nur für sich 
in die Tasche steckt, wo derselbe oft für kleinere Wohnungen kaum 
Zinsen, Abgaben und Keparaturen deckt, während sie streben sollten, das 
Uebel dadurch hinwegzuräumen, dass das Volk durch erhöhte Bildung in 
den Stand gesetzt würde, dem Wachsen der Miethen durch vermehrten 
Verdienst begegnen zu können. Darum ist es, glaube ich, vorzüglich 
Aufgabe des volkswirthschaftlichen Kongresses, für Staatsschulen zu sorgen, 
in denen jedes Kind gleich guten Unterricht erhält, die Eltern mögen wenig 
oder viel Schulgeld bezahlen können; denn nur durch gute, gesunde, all- 
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gemeine Volksbildung wird sich der Verdienst der Arbeiter sowie der Arbeit- 
geber vergrössern, und sie in den Stand gesetzt werden, erhöhte Miethen 
zu zahlen wie auch ein harmonisches Gemeindeleben herzustellen. Also 
der Staat selbst hat das grosseste Interesse an der Einrichtung guter 
Schulen, weil nur darauf die Ruhe und Sicherheit des Staates beruht, und 
dass solcher Frage wie der verliegenden — wenn sie auch nicht ganz beseitigt 
wird — doch ihr schroffer Charakter benommen wird. 

Brämer: Herr Dr. Michaelis hat mich durchaus missverstanden, wenn 
er meint, dass ich die Humanitäi; an die Stelle der Spekulation habe setzen 
wollen. Die Humanität reicht für das Wohnungsbedürfniss nicht aus; die 
Spekulation ist der machtigste Hebel, aber sie ist nicht in allen Fällen im 
Stande, den üebelständen abzuhelfen. Deswegen empfiehlt es sich, den 
anderen Weg der Genossenschaften und gemeinnützigen Baugesellschaften 
nicht auszuschliessen. Die Humanität steht übrigens der Volkswirthschaft 
nicht entgegen; sie ist meiner Meinung nach sogar ein Faktor derselben. 
Die Debatte wird geschlossen. Das Wort erhält noch Herr 
JDr. Faucher (als Referent) : Ich sehe in der vorliegenden Frage keinen 
Gegensatz zwischen Spekulation und Humanität, sondern zwischen Produ- 
zenten und Konsumenten. Die Produzenten haben so gearbeitet, dass die 
Konsumenten es nicht brauchen können und deshalb stellen sich die Letzteren 
auf die Hinterfüsse und zeigen selbst, wie man es machen muss; wie es in aller 
Welt so ist, dass, wenn alle Stränge reissen, wir uns selbst helfen. Die 
Lehre, die wir uns daraus zu ziehen haben, ist die^ dass wir die Sache 
um Gotteswillen nicht in den Händen der Architekten lassen müssen. 
(Heiterkeit). Auf der Pariser Ausstellung war das Schlechteste was ge- 
liefert war, von den Architekten, das Beste von den Arbeitern selbst. Die 
Architekten selbst standen ganz eingeschüchtert vor der Jury und mussten 
zugestehen : wir haben an dies nicht gedacht und an jenes nicht gedacht. Die 
Arbeiter aber hatten an Alles gedacht Ein Beispiel, wie wichtig es ist, die Kon- 
sumenten in der Wohnungsfrage sprechen zu lassen, geben wie schon erwähnt 
die cit6s ouvri^res in Paris. Die Architekten hatten hier z. B. die Thüren 
mitten in den Wänden angebracht — der dümmste Platz, weil dadurch die 
Wand zerrissen und die Möbelstellung erschwert wird. Ferner gingen die 
Thüren immer von einem Zimmer in das andere während das beste ist, zu 
jedem Zimmer einen direkten Zugang zu haben. Bei den Arbeitern da- 
gegen war Alles auf das Praktischste eingerichtet. Der Unmöglichkeit, 
einen Korridor anzulegen, hatten sie dadurch begegnet, dass sie denselben 
auf das kleinste Maass reduzirten ; sie bauten nämlich in eins der Zimmer 
ein kleines Viereck hinein, von dem aus drei Thüren in die anstossenden 
drei Zimmer gingen. In diesen drei Zimmern war ferner das Prinzip der 
Trennung der Schlafzimmer von Kindern und Eltern festgehalten, ein Prinzip 
welches von der Jury als conditio sine qua non jeder Prämiirung betrachtet 
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wurde und dessen Nichtbeachtung für einzelne von englischen Architekten 
ausgestellte Modelle fast eine „mention d^shonoraUe^ (Heiterkeit) zur Folge 
hatte. Es war aber nicht nur ein besonderer Eingang für Eltern und 
Kinder gemacht^ sondern gleichzeitig eine Verbindung zwischen den Klinken 
der gegenüberliegenden Thüren hergestellt, welche eine üeberwachung der 
Kinder durch die Eltern ermöglichte. Femer waren für den Fall, dass 
Mann und Frau beide gezwungen sein sollten, auszugehen, damit die Kleinen 
keinen Schaden nehmen könnten, verschiebbare Gitterfenster angebracht, 
die das Hinausfallen unmöglich machten. Und so ging es fort Die Ueber- 
legung zeigte sich bis in das kleinste Detail, und es war das auch nicht 
zu verwundem, da die Einrichtung das Resultat der Berathung von vierzig 
Familienvätern mit ihren Frauen war. Es empfiehlt sich daher, dass die 
Konsumenten zu Vereinen zusammentreten und den Produzenten mittheüen, 
wie sie gebaut haben wollen ; auf diese Weise werden die Wohnungen am 
ehesten ihren Wünschen entsprechend ausfallen. Uebrigens zeigt sich der 
Mangel an passenden Wohnungen auch keineswegs nur bei den ärmeren 
Klassen, sondem bei allen Ständen. So ist es z. 6. schon ein Mangel, dass 
es so wenig ganze Häuser giebt, sondern dass man immer gezwungen ist, 
mit anderen Leuten zusammenwohnen. Ein schwarzes Schaaf unter den 
Kindern in einem Hause kann alle anderen verderben, ein widerhaariger 
Dienstbote alle anderen aufsässig machen und schon die Bivalität der ver- 
schiedenen Bewohner unter einander, das gegenseitige in den Topf gucken, 
ist eine Unannehmlichkeit. Die Spekulation muss sich daher mit den Kon- 
sumenten in Verbindung setzen; das ist das Richtige. Wenn dann noch 
die Humanität mit ihr zusammen wirken will, so wird die Volkswirthschaft 
gewiss nichts dagegen haben und das ist auch, gewiss nicht die Meinung 
des Herrn Timmermann gewesen. Vielmehr verdient z. B. das Vorgehen 
der königlich preussischen Familie sowie des Kaisers der Franzosen alle 
Anerkennung, und derselbe Schaffenstrieb, welcher Gemälde - Gallerieen, 
Museen, zoologische Gärten u. dgl. hervorbringt, kann auch dahin führen, 
auf dem Wege der Wohnungsreform zur Schaffung einer sittlichen, wirth- 
schaftlichen und friedlichen Bevölkerung beizutragen. In diesem Sinne ist 
auch nur die vorgeschlagene Resolution aufzufassen« (Lebhafter Beifall). 
Timmermann (als Korreferent): ^Ich will nur ausdrücklich betonen, 
dass die vorgeschlagene Resolution keineswegs die Humanitätsbestrebungen 
im weitesten Umfange auszuschliessen beabsichtigt Der erste Satz stellt 
das klare Prinzip fest, der zweite Satz soll eben andeuten, dass die ver- 
schiedensten Kräfte und Leistungen, vor allem also die Humanität, berufen 
und befähigt sind zur Erreichung des Zweckes, ganz besonders im gegen- 
wärtigen Stadium des üeberganges, mitzuwirken. Ich habe nur klar zu 
machen gesucht, dass die Aufgabe weit über das Gebiet der Humanität 
allein hinausgeht, und dass die Kraft des ganzen Volkslebens, mit seiner 
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ganzen Arbeitsmacht dahinterstehen muss. — Bei der von den Pariser Ar- 
beitern ausgestellten Wohnung sind dieselben allerdings ziemlich sinnreich 
zu Werke gegangen; doch sind dabei auch dem Luxus nicht unbedeutende 
Opfer gebracht worden und vieles angebracht, was nicht eigentlich dem 
Bedürfniss der Arbeiter dient. Der Verbindungskorridor ist z. B. als ein 
solcher Luxus zu bezeichnen, üebrigens befinden sich hier in Hamburg 
viele Wohnungen, welche der Pariser auf ein Haar gleichen. Auch ist die 
Aufgabe keineswegs eine so unlösliche, wie es den Herren, die nicht Fach- 
leute sind, scheint Nach meiner Meinung ist die Aufgabe die, sich mög- 
lichst auf das absolut Nothwendigste zu beschränken, und das ist allerdings 
recht schwierig. Von diesem Gesichtspunkte aus wftre es z. B. meiner An- 
sicht nach richtig, in der Pariser Musterwohnung den kleinen Verbindungs- 
corridor wegzulassen, die sehr kleine Küche zu vergrössem und dagegen 
auf die sogenannte salle h manger die 6 und 14Fnss gross zu verzichten; 
in Arbeiterwohnungen für das absolute Bedürfniss gehören solche Dinge 
nicht, doch habe ich von meinem Standpunkt gar Nichts dagegen, auch 
diese Einzelnheiten den Gonsumenten und Spekulanten frei zu überlassen, 
möchte nur neben dem Lob jeder Zeit das ruhige, objektive ürtheil erhal- 
ten sehen. Im Grossen und Ganzen sind nämlich die als nutzbar aner- 
kannten Pariser Aibeiter -Wohnungen von ca. 600 Qu.-Fuss Fläche zum 
Preise von 250 Frcs. auch bei uns in gleicher Grösse und meiner Ansicht 
nach ebenso zweckentsprechender Eintheilung und zu ähnlichem Preise 
(ca. 60 Thlr.) vielfach zu finden. — 

Br. Faucher. Die von den Pariser Arbeitern ausgestellte Wohnung 
hat theilweis auch wegen der vom Vorredner erwähnten Luxus -Elemente, 
die sie einführen zu müssen geglaubt haben, den ersten Preis nicht erhalten, 
sondern die Mühlhausener Wohnungen und die Kolonie der Madame Jeouffroy 
bei Paris. Insbesondere die Mühlhausener Wohnungen, deren Erbauer Müller 
eine grosse Masse von Erfahrungen gesammelt hat, sind sehr der Auf- 
merksamkeit zu empfehlen. Es ist Thatsache, dass die ganze arbeitende 
Bevölkerung in Mühlhausen jetzt nach dem Besitz eines Hauses strebt und 
dass gegenwärtig ein ausserordentlich gesundes Leben ist, wo früher ein 
moralisch und sanitätlich ausserordentlich ungesundes Leben war. 

Nachdem Herr Brauer sein Amendement zurückgezogen, wird der 
Antrag des Herrn Timmermann mit grosser Majorität angenommen. 

Der Präsident theilt mit, dass zur Tagesordnung zwei Anträge ein- 
gegangen seien; 

1. von Professor Böhmert: die Patentfrage und 2. von Herrn Brämer: 
die Frage der Volkszählungen zur Discussion zu bringen. 

Professor Böhmert: Der Kongress habe im Jahre 1863 in Dresden 
den folgenden Beschluss gefasst: „In Erwägung, dass Patente den Fort- 
schritt der Erfindung nicht begünstigen, vielmehr deren Zustandekommen 
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erschweren; dass sie die rasche aUgemeine Anwendung nützlicher Erfin- 
dung hemmen, dass sie den Erfindern selbst mehr Yortheil als Nachtheil 
bringen und daher eine höchst trügliche Form der Belohnung sind, be- 
schliesBt der Kongress deutscher Volkswirthe zu erklären, dass Erfindungs- 
patente dem Gemeinwohl schädlich sind.** Auf eine Anfrage der Prenssi- 
• sehen Regierung haben sich 31 Handels- und (^ewerbekammern gegen, 16 
far die Beibehaltung des Patentschutzes ausgesprochen. In der Zwischen- 
zeit aber sind die deutschen Ingenieure sehr thätig gewesen, um die Frage 
einer deutschen Patentgesetzgebung zu erwägen. Diese Frage ist nun 
ganz neuerdings eine sehr brennende geworden , da der künftigen Beichs- 
gewalt auch die Patentgesetzgebung zugewiesen ist, und man wird sich 
daher demnächst zu entscheiden haben, ob eine solche Gesetzgebung erlassen 
werden soll oder nicht. Bedner seinerseits spricht sich nun dahin aus, dass 
auf diesem Gebiete die Yereinsthätigkeit die richtige sei. Es empfehle sich 
die Bildung eines nationalen Vereins, welcher es sich zur Aufgabe setze, 
aus gesammelten Fonds grossartige Belohnungen für Erfindungen auszu- 
setzen. Es sei das keine Staatshülfe, sondern Privatthätigkeit und es 
empfehle sich den bisher auf diesem Gebiete vom Kongress eingeschlagenen 
negativen Weg so mit einem positiven zu vertauschen. 

Prof. Emmingham (Karlsruhe) bemerkt, dass die Sache nach der vom 
Präsidenten verkündeten Tagesordnung nicht debattirt werden könne. An- 
dernfalls würde er der Empfehlung des Herrn Dr. Böhmert eine Warnung 
entgegensetzen und für die morgende Tagesordnung einen entsprechenden 
Antrag stellen. 

Prof. Böhmert erwidert, dass es ihm nur lieb sein werde, wenn sich 
an den von ihm angeregten Gegenstand in den nächsten Tagen eine Debatte 
knüpfen würde. 

Der Präsident bemerkt, dass er den Gegenstand nur habe berühren 
lassen wollen. Zu einer Debatte würde die Zeit nicht ausreichen. Auch 
liege es nicht in seiner Befugniss, die festgesetzte Tagesordnung zu ändern. 
Er behalte sich vor, nach erledigter Tagesordnung eventuell auf den Gegen- 
stand zurückzukommen. 

Brämer befürwortet seinen Antrag, die Volkszählungsfrage zur Dis- 
kussion zu bringen und verweist zur Motivirung derselben auf die sehr 
mangelhaften Methoden der jetzigen Volkszählungen. Es werde weder die 
rechtliche Bevölkerung gezählt, noch die faktische, sondern ein Gemisch 
von beiden. — Im Falle der Gegenstand auf die Tagesordnung gelangt, 
habe auch Herr Geh.-Bath Engel sich bereit erklärt hierherzukommen. — 

Der Antrag des Herrn Brämer wird abgelehnt. — 
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Zweite Sitzung am 27. August. 

Nach Erledigung einiger geschäftlichen Mittheilungen wird in die Be- 
rathung des auf der heutigen Tagesordnung stehenden Gegenstandes: Die 
Vereinfachung des Zolltarifs im wirthschaftlichen und finanziellen Interesse, . 
eingetreten. — 

Es ist dazu abseiten der Referenten die folgende Resolution bean- 
tragt: 

1) Aufgabe der Tarifreform im Zollverein ist gegenwärtig 

a. die konsequente Beseitigung des Schutzsystems, 
h, die Zurückführung des Tarifs auf wenige nach finanziellen 
Bücksichten ausgewählte Positionen. 

2) Die Deckung des dadurch entstehenden Einnahme -Ausfalles ist auf 
die Bauer zu erwarten, theils von der durch die bezeichnete Tarif- 
reform im Allgemeinen zu bewirkenden Steigerung der Produktion 
und des Verbrauchs, theils von einer rationelleren Anordnung und 
Ermässigung der Zoll- resp* Steuersätze für Zucker, durch welche 
dieser in allen Formen dem Massenverbrauch zugänglich gemacht 
wird. 

3) Zur Deckung des vorübergehenden Ausfalles sind zeitweise mas- 
sige Zuschläge zu einzelnen Eonsumtions - Steuern zulässig, unter 
Ausschluss derjenigen Abgaben, welche nothwendige Lebensbedürf- 
nisse treffen. 

4) So weit etwa aus dieser Rücksicht ein Zuschlag zur Tabaksbesteue- 
rung in Frage kommen sollte, ist auch bei dieser daran festzuhal- 
ten, dass 

a» das im Zollverein hergebrachte Prinzip einer massigen Be- 
steuerung des Verbrauchs gewahrt, und 
&. jede vexatorische Kontrolle der Produktion und des Vertriebs 
ausgeschlossen bleibe.^ 
Das Wort erhielt zunächst der Referent, Herr 
Dr. Michaelis (Berlin): Die Frage, mit der wir uns heut zu beschäf- 
tigen haben, wird vielleicht mehr Veranlassung zur Verschiedenheit der 
Ansichten bieten, als die gestrige, weil die Gegensätze bei allen Fragen, 
welche unmittelbar in das praktische Leben eingreifen, schärfer hervorzu- 
treten pflegen. Ich hoffe jedoch, dass wir uns einigen werden, weil wir 
heute im Grunde genommen nur die Eonsequenzen deijenigen Beschlüsse 
und derjenigen Thätigkeit zu ziehen haben, welche der Eongress seit seiner 
Errichtung verfolgt hat. Zur Einleitung will ich einen kurzen Rückblick 
auf die bisherige Thätigkeit des Eongresses in der Zollfrage werfen. Der 
Eongress wurde, wie Sie wissen, im Jahre 1859 begründet. Es waren da- 
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mals erst vor wenigen Jahren die Zoll -Vereins -Verträge erneuert worden 
und zwar hatten die Tarif- Beformbestrebungen durch die Aufnahme der 
Differentialzölle in das Tarifsystem des Zollvereins eine schwere Nieder- 
lage erlitten. Die handelsfreiheitliche Agitation wurde nur noch in der 
Presse fortgesetzt; die Vereinsthätigkeit war gänzlich eingeschlafen. Der 
Eongress nahm sie zuerst wieder auf. Er stellte — weil es zur Zeit we- 
niger darauf ankam , die Theorie als die praktische Entwickelung zu för- 
dern — ein Programm auf, welches das nächste Entwickelungsstadium der 
Tarifreförm fixiren sollte, und zwar in der Weise, dass der nächste Schritt 
auf einem Eompromiss beruhte. Es sollte einerseits die Industrie erleich- 
tert werden durch Aufhebung derjenigen Zollsätze, welche die Produktion 
erschwerten, andererseits sollte die Reform nur so weit geführt werden, 
dass die Beseitigung resp. Ermässigung derjenigen Schutzzölle angestrebt 
wurde , welche durch das damalige wirthschaftliche Bewustsein als un- 
vereinbar mit einer gesunden industriellen Entwickelung anerkannt war. 
Der Tarif sollte also der durchschnittlichen freihändlerischen XJeberzeugung, 
zu welcher das öffentliche Bewustsein derzeit gediehen war,/ entsprechend 
modifizirt werden. Es war das, wenn man will, ein Standpunkt des juste 
milieu; denn bis zur völligen Beseitigung des Schutz - Zollsystems war das 
damalige wirthschaftliche Bewustsein noch nicht durchgedrungen. Gleich- 
zeitig verfolgte das Progrum noch zwei andere Ziele: 1) die möglichste 
Vereinfachung des Tarifs, insbesondere die Aufhebung der finanziell uner- 
heblichen Zölle, und 2) die Sicherung der bisherigen Zoll -Einnahme. Der 
letztere Punkt war schon damals nothwendig, um das finanzielle Interesse 
zu gewinnen, welches man sich im anderen Falle zum unversöhnlichen 
Feinde gemacht hätte. Zugleich beauftragte der Eongress einen Ausschuss 
Vorschläge zur Tarifreform in diesem Sinne zu machen. Im Laufe der 
Jahre sind dann einige der wichtigsten Positionen vom Eongresse berathen 
worden. In Frankfurt, im Jahre 1859 wurde zuerst derjenige Theil in den 
Vordergrund gestellt, der finanziell unerheblich und der der Industrie 
durch Besteuerung der Rohstoffe und Lebensmittel der Arbeiter im höch- 
sten Grade nachtheilig war. Als wesentliches Mittel der Vereinfachung 
wurden die folgenden Grundsätze aufgestellt : 1) Aufhebung der allgemeinen 
Eingangsabgabe, d. h. prinzipielle Zollbefreiung aller nicht im Zolltarif 
besonders aufgeführten Artikel; 2) Aufhebung der Zölle auf die nothwen- 
digsten Lebensmittel und die sonstigen landwirthschaftlichen Produkte; 
3) Aufhebung der Zölle auf die Roh- und Hülfsstoffe der Handwerke und 
Fabriken. — 

Im folgenden Jahre ging man an die intricateren Fragen. Der Eern 
der Schutzzollfrage, die Frage der Eisen -Zölle wurde zur Berathung ge- 
bracht und zwar in Eöln, in der Nähe der Rheinischen Eisen -Produktion 
Der Eongress sprach sich dahin aus: eine der dringendsten Reformen des 
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Zollvereiustarifs sei, dass die im Jahre 1844 stattgehabte Einführung des 
Zolles auf Roheisen und Erhöhung der Zölle auf geschmiedetes und ge- 
walztes Eisen rückgängig gemacht und alle noch übrigen Eisenzölle auf 
reine Finanzzölle zurückgeführt werden. Von Seiten der Producenten war 
dagegen hauptsächlich geltend gemacht worden: die noch nicht genügende 
Entwicklung des Eisenbahnwesens, und die zu hohen Bergrechts- Abgaben. 
In Betreff der letzteren sprach der Kongress sich dahin aus, dass die Re- 
form resp. Aufhebung der den Bergbau belastenden Abgaben und Gefalle 
im Interesse der naturgemässen Entwickelung der Eisenproduktion und 
des Eisenverbrauchs ebenfalls dringend geboten sei, dass aber diese Reform 
nicht als Vorbedingung der Reform der Eisenzölle aufgestellt werden könne. 
Auch gegen die Durchgangszölle und den Ausfuhrzoll auf Häute sprach 
sich der Kölner Kongress aus; die Eisenbahnfrage wurde für den 1860er 
Kongress zu Stuttgart vorbehalten, — In Köln waren bereits die ersten 
Bemühungen Frankreichs, auf Grundlage des 1860 mit England geschlosse- 
nen Handelsvertrages einen Vertrag mit dem Zollverein abzuschliesseo, 
bekannt geworden. Der Kongress befasste sich improvisirt auch mit dieser 
Frage, Er hat das Verdienst, dieselbe den mancherlei politischen Anti- 
pathien und Bedenklichkeiten gegenüber, die damals im Gange wären, in 
unbefangener Weise ins Auge gefasst zu haben; er hat das fernere Ver- 
dienst, den Grundsatz als durchgreifend aufgestellt zu haben: dass durch 
den Handelsvertrag mit Frankreich keine differenten Zoll -Begünstigungen 
geschaffen werden düiften, sondern dass eine für alle Nationen gleich gel- 
tende Tarif- Gesetzgebung eingeführt werden müsse. — Im Jahre 1861 tagte 
der Kongress in Stuttgart, der hauptsächlichsten H^imath der Baumwoll- 
spinnereien und der in Bezug auf diese herrschenden schutzzölbierischen 
Anschauungen, während die Vertreter der Rheinischen Spinnereien in 
Gladbach und der Sächsischen in Chemnitz sich zum Theil schon liberalen 
Ansichten zuneigten. Es fand hier ein höchst interessanter Kampf in der 
Tarifzoll -Frage zwischen den Interessenten einerseits und zwischen der 
freihändlerischen Anschauung andererseits statt, welcher damit endete, 
dass die Freihändler mit wenigen Stimmen überstimmt wurden. Von dem- 
selben Tage an aber entstand in Schwaben selbst eine freihändlerische 
Bewegung; die auf dem Kongresse entwickelten freihändlerischen Ideen 
hatten trotz ihrer augenblicklichen Niederlage in der Bevölkerung Boden 
gewonnen. Der Sieg der Gegner war nur ein Pyrrhussieg. — In Bezug 
auf die Eisenbahnfrage stellte der Kongress hauptsächlich das Prinzip auf: 
dass das Verbot der Parallelbahnen aufgehoben und dass neben dem Eisen- 
bahnwesen auch der Entwickelung der Kanäle grössere Aufmerksamkeit 
zugewendet werden müsste etc. 

Im Jahre 1867 hatte sich die Sachlage vollständig geändert. Der 
Handelsvertrag mit Frankreich war im März paraphirt worden, und in 
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demselben die Beseitigung des Differential -Zollsystems ausgesprochen. Der 
Tarif aber enthielt im Wesentlichen die Erfüllung des im Jahre 1858 vom 
Kongress aufgestellten Programms, die Ermässigung der Schutzzölle und 
die Beseitigung vieler finanziell unerheblicher Zölle, z. B. auf Chemikalien. 
Nun galt es für das Programm, soweit dasselbe realisirt war, einzutreten, 
und das hat der Kongress in den Versammlungen zu Weimar und Dresden 
1862 und 1863 redlich gethan. 

Schon in Stuttgart war die Frage angeregt worden, ob es nicht besser 
sei, statt des Zollvereins -Tarifs die Zollvereins-Verfassung zu reformiren, 
und namentlich das Majoritäts - Prinzip zur Geltung zu bringen, durch 
dessen Annahme die Einführung von Reformen bedeutend leichter werden 
würde, als bei dem jetzigen Systeme des jedem einzelnen Staate zustehen- 
den liberum veto. Ich persönlich war der Ansicht, dass um jenes Prinzip 
einzuführen, um wirklich einen Körper zu schaffen, der auf den Namen 
„Parlament" Anspruch hätte, die blosse Verkündigung der Zollvereins- 
Verträge nicht ausreichen würde, sondern dass es dazu einer durchgrei- 
fenden politischen Aenderung bedürfe. Ich fürchtete, dass, wenn man die 
Agitation nach beiden Seiten zersplitterte, man auf beiden Seiten nichts 
erreichen würde. Während nun die Stuttgarter Beschlüsse, ausser gerade 
für den Ort, wo man tagte, ziemlich bedeutungslos gewesen waren, kam es 
jetzt in Folge des Französischen Handelsvertrages dahin, dass die Agita- 
tion nicht zersplittert, dass vielmehr die grossartigste Tarif - Reform, welche 
jemals im Zollverein stattgefunden, durchgekämpft wurde. In München auf 
dem Handelstage wurde der in Stuttgart vertagte Kampf wieder aufgenom- 
men, und der schutzzöllnerischen Partei, welche seit dem Stuttgarter Siege 
wieder Muth geschöpft und grosse Anstrengungen gemacht hatte, ihre Ohn- 
macht in eklatanter Weise dargethan. Der Sieg, den die Freihandels-^ 
bewegung in dem Kampfe für den französischen Handelsvertrag erfocht, 
war so entscheidend, dass man 1864 auf dem Kongresse zu Hannover in- 
mitten der Zollvereinskrise sich nicht weiter mit der Frage zu beschäftigen 
brauchte, sondern der verehrte Präsident sich begnügen konnte, zu sagen 
er wisse, dass alle Häupter seiner Lieben bis zum 1. Oktober kommen 
würden, und sie sind in der That gekommen. 

Jetzt ist die Ermässigung der Schutzzölle entsprechend dem Pro- 
gramme von 1858 durchgeführt; ebenso ist die allgemeine Eingangsabgabe 
aufgeheben und sind viele von den finanzioll unerheblichen und wirth- 
schaftlich nachtheiligen Zöllen beseitigt. Ich will nur einen Artikel nennen, 
dessen weittragende Bedeutung ich nicht auseinander zu setzen brauche: 
Petroleum, welches seit 1865 von der Abgabe befreit ist. 

Inzwischen hat nun ausser dem wirthschaftlichen Kampfe auch der 
Kampf der Waffen gespielt, und eine Reform auch der Zollvereins-Verfassung 
herbeigeführt. Als gesetzgebende Faktoren bei Zollvereinen haben wir 
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jetzt neben den nach Majoritäten abstimmenden Regierungen ein Zollvereins- 
Parlament, und zwar ein solches, welches nicht nur die Bedeutung eines 
Zoll-Parlaments hat, sondern in seiner grossen Majorität durch den nord- 
deutschen Reichstag bestimmt wird, der zugleich eine politische Körper- 
schaft ist und das Budgetrecht besitzt. Die Gesetzgebung über die wich- 
tigsten Einnahmequellen, die Zölle und indirekten Steuern, ist nicht mehr 
Gegenstand internationaler Verträge, sondern parlamentarischer BeschlixBS- 
nahme; sie hat die nothwendige Beweglichkeit, um den Bedürfhissen und 
Anschauungen des Volkes zu folgen, sie steht in Verbindung mit dem 
Budget und der übrigen Staatengesetzgebung, mit der sie auf gleichem 
Fusse behandelt wird. Es ist uns damit die Möglichkeit einer beständig 
in Fluss befindlichen Reform der Zölle und Verbrauchssteuern gegeben, 
und einer erfolgreichen raschen Wirksamkeit für wirthschaftlichen Fort- 
schritt der Boden geebnet — 

Wir sind in der erfreulichen Lage, dass das Programm ?on IQ^ jetzt 
nicht mehr brauchbar ist; denn dasselbe ist zur Thatsache geworden und 
wir sind der neuen Situation gegenüber in der Lage, ein neues Programm 
aufstellen zu müssen, welches auf derselben Grundlage, wie das des Jahres 
1858 beruht, aber den veränderten Verhältnissen entspricht. Als solche 
sind zu berücksichtigen: 1) die veränderte Lage der Gesetzgebung. Wir 
stehen jetzt einer parlamentarischen Gesetzgebung gegenüber, welche die 
Tarif-Reform ganz anders aufzufassen hat als die früheren Vertrags-Staaten. 
Ich verweise in dieser Beziehung auf das Land, welches das Muster-Land 
der Tarif-Reformen ist, auf England. Seit Rüssel und Gladstone wird hier 
das System befolgt, die Tarif-Reform als (einen) Theil der Finanz-Reform 
aufzufassen, und das Bestreben geht dahin, durch Erleichterung der Steuer- 
last höhere Erträge zu erzielen und so das Volk fähig zu machen, mit 
geringeren Opfern dem vermehrten Bedarf des Staates zu genügen. Die 
Reform hat hier immer das ganze System der direkten und indirekten 
Besteuerung Im Au e und es ist der Stolz des Ministeriums, erhöhte Er- 
träge bei verminderter Belästigung zu erzielen. In der gleichen Lage hat 
sich ein Finanzminister bei uns nie befunden, weil wir einen Minister aller 
Regierungen, welcher das gesammte Zoll- und Steuersystem hätte in die 
Hand nehmen können, niemals hatten« Erst jetzt haben wir einen Finanz - 
minister des norddeutschen Bundes, der das Budget und das Steuerreform- 
Programm zu verbinden im Stande ist, und damit ist die Möglichkeit einer 
stets in Fluss befindlichen jährlich fortschreitenden Reform gegeben. — 
Femer ist zu berücksichtigen, dass wir jetzt nicht mehr stummen, keine 
Antwort gebenden Regierungen gegenüberstehen, sondern einer Volksver- 
tretung, welche gleichzeitig Budget und Zollreform zu votiren hat. Auch 
wir haben daher die letztere in Verbindung mit dem Budget aufzufassen. 
Freilich nehmen auch die Vertreter des süddeutschen Staats an dem sog. 
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Zollparlamente Theil ; allein voraussichtlich werden auch die letzteren bei 
dem durch die enge Verbindung geschaffenen gleichmäs^igen Bedarf gegen*^ 
über der Steuerreform von gleichen Gesichtspunkten ausgehen. 

Fassen wir jetzt in's Auge, welches Ziel unsere Reform-Bestrebungen 
sich jetzt setzen müssen, so ergiebt sich unser neues Programm ganz von 
selbst, wenn wir aus dem Programm von 1858 einfach dasjenige heraus- 
streichen, was inzwischen erfüllt ist. Das letztere enthielt: 1) die möglichste 
Vereinfachung des Tarifs und die Beseitigung der finanziell unerheblichen 
Zölle. Dies ist noch jetzt Bedürfniss, da der Tarif noch aus ca. 200 Po- 
sitionen besteht, worunter viele unerhebliche 2) Auf die Frage aber, 
welche Schutzzölle als unvereinbar mit dem wirthschaftlichen Bewusstsein 
der Gegenwart anzusehen seien, gibt es nur eine Antwort: alle. Die von 
der schutzzöllnerischen Partei hervorgerufene Bewegung ist daran geschei- 
tert, dass die nach dem Export blickenden Industriellen selbst nicht mehr 
an^&as Schutzsystem glauben. Man hat seitdem versucht, sich auf die 
Theorieen des Amerikaners Carey zu stützen. Aber die von demselben 
entwickelten Gründe sprechen bei uns grade gegen den Schutzzoll. Carey 
vertheidigt denselben damit, dass eine Industrie geschaffen werden müsse, 
welche die Bodenprodukte verarbeite und konsumire, damit nicht durch 
den fortgesetzten Export der Bodenprodukte der Boden der Aussaugung 
entgegengehe. Bei uns aber wird durch die Schutzzölle grade die Ent- 
wickelung einer industriellen Thätigkeit in den bisher vorzugsweise land- 
wirthschaftlichen Gebieten (den Ostseeprovinzen z. B.) unmöglich gemacht. 
Wir müssen also, um dieselbe zu ermöglichen, gerade die Freiheit der Ein- 
fuhr z. B. des Eisens, der Geräthe und Maschinen, des Garns u. s. w. be- 
wirken. Der Versuch, eine schutzzöUerische Bewegung auf Grundlage 
Gareysdier. Doktrinen wieder in Gang zu bringen, ist denn auch völlig fehl- 
geschlagen. Diejenigen Deutschen, die sich ernstlich mit der Frage be- 
schäftigt haben, haben theoretisch und praktisch das Schutzsystem über- 
wunden und wir dürfen als unser Ziel jetzt aussprechen: die Beseitigung 
der Schutzzölle und die Zurückführung des Tarifs auf wenige Finanzzölle 
nach dem Muster des Englischen (Beifall). Die Durchführung dieses Pro- 
gramms ist von grossartiger Bedeutung für Deutschlands Handel, Industrie 
und Kultur. Zwar hat eine Herabsetzung der Schutzzölle bereits stattge- 
funden« Aber eine wesentliche Erhöhung der Einfuhr hat sie nicht bewirkt, 
weil die Zölle noch immer eine Höhe haben, die die Konkurrenz des Aus- 
landes in hohem Grade erschwert. Die Aufgabe des Freihandels, die voll- 
ständige Einfügung unserer Nation in die internationale Arbeitstheilung 
deren Folge die vollkräftige Entwickelung und Ausbeutung aller unserem 
Lande eigenen Kräfte und Vortheile sein würde, hat die bisherige Tarif- 
reform noch nicht lösen können. So wird an den Seeküsten eine industrielle 
Entwickelung nicht eher möglich sein, bis die Eiseneinfuhr ebenso freige- 
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geben ist, wie die Kohleneinfalir. ~ Die Reform des Tarifs ist durch den 
Abschluss des französischen Handelsvertrages allerdings gefördert« Aber 
der Fortschritt hat ferner noch mehr Bedeutung als Anhang der Reform« 
entwickelung denn als unmittelbare Veränderung. 

Wenn wir das Schutzsystem beseitigen, so beseitigen wir damit eine 
Steuerlast, von derem Ertrage nur ein kleiner Theil in die Staatskasse 
fällt, wir beseitigen eine Yertheurung der industriellea Thätigkeit durch 
künstliche Preiserhöhung der Produktionsmittel, die für den Export nur 
dadurch wieder gut gemacht werden kann, dass der Arbeiter die Differenz 
trägt, — wie z. B. bei den gröberen Gespinnsten, wo es die Weber aas- 
baden müssen. Wir machen ein Ende der Missleitung der Kapital- und 
Arbeitskräfte in Unternehmungen, welche des Zuschusses bedürfen und 
Kapital und Wohlstand langsamer mehren. Wir lösen die Fesseln unserer 
wirthschafüichen und Kulturkraft, indem wir die internationale Konkurrenz, 
die internationale Arbeitstheilung und den internationalen Austausch in 
volle Wirksamkeit setzen. Indem somit unsere Intelligenz zur vollen An- 
spannung ihrer Kräfte veranlasst, unserer Arbeit der volle Erfolg in der 
Yerwerthung ihrer Anstrengungen gegönnt, unserem Kulturkapital, welches 
in der Bildung und dem Geschick der Menschen lebt, unseren Bodenreich- 
tbümern, unserer Handelslage die volle Ausbildung und Ausbeutung ihrer 
Vorzüge ermöglicht und gesichert wird, eröffnet sich der Raum und ent- 
steht der Impuls für eine Entwickelung der Landwirthschaft, des Gewerb- 
fleisses und der Kultur, von deren Fülle und Eigenartigkeit wir uns heute 
eine ausreichende Vorstellung nicht machen können, weil die fundamen- 
talen Verbindungen noch fehlen, und die Phantasie keines Menschen aus- 
reicht, um die Gestaltung der wirthschaftlichen Verhältnisse zu konstatiren, 
deren Entstehen bis dahin durch ein verkehrtes Zollsystem verhindert wurde. 

Die Beseitigung des Schutzsystems ist übrigens nicht blos eine wirth- 
Bchaftliche, sie ist zugleich eine Steuerreform und bildet als solche einen 
wesentlichen Bestandtheil der erleichternden Steuerreform, die in steter 
jährlicher Fortentwickelung von jetzt ab eine Aufgabe der Finanzpolitik 
und Finanzgesetzgebung des norddeutschen Bundes bilden muss. Die 
Lasten, welche sie dem Volke in der Beseitigung des Systems der Ver- 
therungszöUe abnimmt, sind ungleich grösser als die Einnahmen, welche 
die Schutzzölle ergeben. Da es unzweifelhaft ist, dass in Folge der Besei- 
tigung der künstlichen Vertheuerung gewisser Verbrauchsgegenstände der 
Verbrauch im Allgemeinen, also auch der Verbrauch deijenigen Artikel, 
welche den Finanzzöllen und Konsumtionsabgaben unterliegen, steigen wird, 
so bildet die Beseitigung des Schutzsystems eines der wesentlichsten Mittel, 
mit geringerer Belastung einen gleichen oder erhöhten Ertrag des Abgaben- 
systems zu erzielen. 

Die jetzige &ianzielle Lage des norddeutschen Bundes ist übrigens 
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BO, dass auch die Beobachtung des dritten Punktes unseres früheren Pro- 
grammes, dass nämlich die Beträge nicht vermindert werden, unerlässlich 
ist Sie wissen, dass die Haupteinnahmeu des neuen Bundes die Zoll- 
erträge sein werden. Unser freihändelerisches Programm muss also, um 
annehmbar zu sein, auch ein finanzielles Programm sein. Theilweise ist 
allerdings die Ermässigung von Zöllen schon an sich ein Mittel, Mehrein- 
nahmen durch Steigerung des Verbrauchs zu erzielen. So ist z. B. durch 
die Herabsetzung der Weinsteuer von 8 resp. 6 Thaler auf 4 Thaler eine 
Mehreinnahme erzielt worden, und zwar in dem Kriegsjahre 1866. — Man 
kann femer in Aussicht stellen, dass die Aufhebung einer Reihe von finan- 
ziellen nicht sehr erheblichen Zöllen eine Erleichterung und Förderung des 
Verkehrs und der Produktion und damit eine Zunahme des Konsums zur 
Folge haben wird, und dass daher eine Deckung des entstehenden Aus- 
falls in einer längeren oder kürzeren Beihe von Jahren in Aussicht steht; 
man wird auch geltend machen können, dass die Vereinfachung des Zoll- 
systems eine Verminderung der Verwaltungskosten herbeiführen wird. 
Unter allen Umständen wird man bis dahin, dass der gesteigerte Verbrauch 
versteuerter Artikel die Ausfälle definitiv deckt, in Folge der Beseitigung 
der Schutzzölle und Zurückführung des Tarifs auf wenige lediglich nach 
finanziellen Bücksichten ausgewählte Positionen vorübergehende Ausflllle 
in Aussicht nehmen und somit für weitergehende Deckungsmittel sorgen 
müssen. 

Es wird nun vielleicht als Deckungsmittel auf eine Erhöhung der Ein- 
konunensteuer, dieser theoretisch beliebtesten Steuer, hingewiesen werden. 

— Allein dem steht zunächst das Bedenken entgegen, dass der norddeutsche 
Bund eine Einkommensteuer bis jetzt nicht hat, sondern noch das Prinzip 
der Matrikular-Anlagen befolgt, welches wesentlich auf eine nach grossen 
Gebieten kontingentirte Kopfsteuer hinausläuft. Da aber die Matrikular- 
Anlagen auf einem von uns verworfenen Prinzip beruhen , so dürfte sich 
die Anweisung des Ersatzes auf diese Art der Besteuerung nicht empfehlen. 

— Man kann nun freilich sagen: dass wir die Einführung einer direkten 
Steuer zu erstreben haben, und ich erkenne an, dass eine solche im wirth- 
Bchaftlichen und politischen Interesse ist. Aber die dem entgegenstehenden 
Schwierigkeiten sind nicht zu übersehen. Es wird nicht möglich sein, neben 
den in den einzelnen Staaten bestehenden Einkommensteuern noch eine 
direkte Bundessteuer einzuführen ^ es wird vielmehr eine Entlastung der 
Einzelstaatsbudgets zu Gunsten des Bundesbudgets in den Ausgaben und 
Einnahmen stattfinden müssen, dergestalt, dass die auf das Einkommen 
gelegten Steuern der Einzelstaaten wegfallen und an deren Stelle die direkte 
Bundessteuer tritt. Die Duchführung dieser Reform kostet aber wahrschein- 
lich noch lange Zeit, und man würde die Reform des Zolltarifs ausserordent- 
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lieh erschweren und verzögern, wenn man sie von dieser zweiten Reform 
— die man daneben erstreben kann ~ abhängig machen wollte. — 

Aber auch abgesehen davon ist eine Erhöhung der Einkommensteuer 
eine eigene Sache. Theoretisch ist sie die beliebteste Form der Besteuerung; 
praktisch die unbeliebteste. Und wenn wir dem Finanzminister irg<*nd eines 
Staates zumutheten, nur unter der Bedingung eine Tarifreform vorzunehmen, 
dass er die Ausfälle durch Erhöhung der Einkommensteuer deckte, so wür- 
den wir ihm die Erfüllung unseres prinzipalen Wunsches der Tarifreform 
ausserordentlich erschweren. — Denn noch ist die Einkommensteuer sehr 
unpopulär. Und erst mit der Zeit wird vielleicht die Agitation und nament- 
lich auch eine richtigere Veranlagung der Schema selbst hierin eine Aen- 
derung hervorbringen- 

Es gilt also zu überlegen, ob, wenn wir einerseits die wirthschaftHche 
EntwickeluDg durch eine grossartige Maassregel, durch Beseitigung der 
Schutzzölle, fördern, und andererseits den Ausfall durch eine vorübergehende 
Erhöhung der wenigst schädlichen Verbrauchssteuern zu decken suchen, — 
wenn wir z B. die Eisenzölle aufheben, dagegen die Spiritussteuer vor- 
übergehend etwas erhöhen, — ob darin nicht trotz dieser Erhöhung einer 
indirekten Abgabe volkswirthschaftlich ein sehr grosser Vortheil liegt? 
Diese Frage ist zu bejahen und das ist es, was die vorgeschlagene Reso- 
lution ausspricht. 

Es kommt hier vor Allem auf die voraussichtliche Höhe des weiter- 
gehenden Ausfalles und der weitergehenden benöthigten Deckungsmittel 
an. Bei der Untersuchung der Frage, wie sich der zeitweilige Ausfall 
bei einem nach englischem Muster reformirten Tarif stellen wird, steht 
uns kein weit zurückreichendes statistisches Material zu Gebote, da wir 
für die Berechnung der Erträge des gegenwärtigen Tarifs nur die Erfah- 
rung eines Jahres haben und da ferner bei dem bevorstehenden Eintritt 
der EJbherzogthümer und Mecklenburgs in den Zollverein für die Zukunft 
ein ganz anderes Gebiet ins Auge zu fassen seia wird. — Im Jahre 1866 
hat der Ertrag in dem bisherigen Zollvereinsgebiet sich auf 21,301,000 Thlr. 
belaufen. Streicht man hiervon diejenigen Erträge, die bei einem nach 
englischem Muster reformirten Tarif durch Aufhebung von Zöllen weg- 
fallen würden, so würde ein Belauf von 15,108,000 Thlr. übrig bleiben, 
mithin ein Ausfall von.ca 6,200,000 Thlr. entstehen, wovon auf die zum 
Gebiet des Norddeutschen Bundes gehörigen Staaten ca. 4,200,000 Thhr. 
kommen würden. Die Einnahmen aus den Zöllen und den indirekten 
Steuern in dem Gebiete des Norddeutschen Bundes — soweit derselbe dem 
Zollverein angehört — betragen im Ganzen 45—46 Millionen Thaler. Es 
handelt sich demnach um die Frage, ob bei der von uns beabsichtigten 
grossartigen Reform Aussicht ist, dass die Erträge der stehenbleibenden 
Zollsätze zusammen mit den übrigen Konsumtionsabgabcn in wenigen Jahren 
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SO steigen werden, dass dadurch ein Mehrertrag von 10 Prozent erzielt 
wird? Und da glaube ich mit vollkommener Sicherheit die Ueberzeugung 
aussprechen zu können, dass bei einer so segensreichen Reform, wie es 
die Aufhebung des Schutzzollsystems ist, der Verbrauch so steigen wird, 
dass jenes Besultat ganz ohne Zweifel erreicht werden wird. — 

Die erwähnten sechs Millionen bilden übrigens keineswegs die Summe, 
welche sofort zu decken sein wird. Die Sache liegt nicht so, dass, wenn 
wir heute uns für Aufhebung des Schutzzollsystems aussprechen, nun mor- 
gen die sämmtlichen Schutzzölle aufhören. Die Entwickelung wird sich 
vielmehr während mehrerer Jahre vollziehen. — Während daher die Ein- 
nahmen der Finanzzölle und Verbrauchssteuern in Folge der Durchführung 
der ersten Stufen der Reform sich erhöhen, wird ein Theil der zur Ab- 
schaffung designirten Zölle noch während einiger Jahre bestehen bleiben. 
Man kann z. B. die Eisenzölle und die Zölle auf Garne und grobe Gewebe 
sofort aufheben, dagegen die auf die theuersten und feinsten Sorten fertiger 
Manufakturwaaren gelegten Zölle vorläufig für eine gewisse Periode be- 
stehen lassen. Und man darf annehmen, dass bei einer solchen Verüieilung 
der Reform auf mehrere Jahre im Laufe derselben schon ein derartiger 
Zuwachs der Einnahmen stattfinden wird, dass der zu deckende Betrag 
sich um ca. 1,200,000 Thlr. mindern und also auf ca. 5,000,000 Thlr. re- 
duziren wird, eine Summe, die im Verhältniss. zu dem Gebiete des Zollver- 
eins als eine durchaus geringfügige zu bezeichnen ist. 

Noch eine andere Konsequenz wird die Beseitigung des Schutzzoll- 
system haben, nämlich eine Regulirung der mit demselben in Verbindung 
stehenden Steuersätze, vor Allem der Zuckerbesteuerung. Die letztere ist 
jetzt so regulirt, dass sie das Interesse der Raffineurs gegen die Produ- 
zenten und Konsumenten ins Feld führt. Sie gewährt den Raffineurs einen 
sehr bedeutenden Zollschutz und erlaubt daher dem Zucker nur in raffi- 
nirter d. h. in seiner theuersten Gestalt in den Konsum überzugehen. 
Während Rohzucker für inländische Siedereien 4'/! Thlr., Rübenrohzucker 
nach den Angaben der Produzenten durchschnittlich 3— 3V4 Thlr. zahlt, 
wird für Rohzucker zum Verbrauch 6 Thlr. pro Zentner, für Raffinade 
7V3 Thlr. entrichtet, obgleich an sich die Zolldifferenz zwischen Rohzucker 
und Raffinade eine weit geringere sein musste. Die Folge davon sind denn 
die Verhältnisse der inländischen Produktion, wie wir sie vor uns sehen. 
Durch den Raffinadenschutz ist eine gesunde Entwickelung des Verbrauchs 
verhindert, der Schutz der Rübenzuckerproduktion reizt zur Ausdehnung 
der Produktion, und gleichzeitig erlaubt die Methode der Zucker- und 
Spiritusbesteuerung nicht die geernteten Zuckerrüben anders als zur Zucker- 
fabrikation zu verwerthen. Wird der inländische Konsum durch die Rüben- 
zuckerproduktion nicht gedeckt, so dass ausländischer Zucker zu hohem 
Zoll eingeführt werden muss, so wird der Verbrauch beeinträchtigt, die 
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Bübenzuckerproduktion aber durch den Schutz überreizt. Dann folgt eine 
üeberproduktion , welcher der vom Zucker entwöhnte Konsument nicht zu 
folgen vermag, und der Produzent wird zum Export gezwungen, bei welchem 
er wegen der Unmöglichkeit die Rübensteuer voll zurückzuerstatten, Scha- 
den erleidet, zumal die vorausgegangene günstige Periode Werth und Pacht 
des Rübenbodens übermässig erhöht bat; das sind die Folgen, wenn die 
Zollpolitik sich gegen den Verbraucher, den besten Verbündeten des Pro- 
duzenten wendet. 

Auch ist die Steuer gegenüber dem Zucker höher als gegenüber den 
übrigen Artikeln von gleicher Bedeutung für den Verbrauch. Beim Kaffee 
z. B. beträgt sie by% Thlr., bei einem Durchschnitts werth von 24 Thlr., also 
23—25 Proz. des Werth es; beim Zucker ca. 28-29 Proz. des Marktwerthes, 
also ca. 88 Proz. des Werthes ohne die Steuer. Die Ermässigung des Kaffee- 
zolles im Jahre 1853 auf seine gegenwärtige Höhe hat eine Mehreinnahme 
pro Kopf zur Folge gehabt; dieselbe Folge ist auch von einer Ermässigung 
der Zuckersteuer zu erwarten. Es empfiehlt sich also 1) die Beseitigung 
des der Raffinerie gewährten Schutzes, so dass auch der Rohzucker zur 
unmittelbaren Konsumtion gelangen kann, 2) die Ermässigung der Zucker- 
besteuer nng im Ganzen und 3) eine Kegulirung der Rübenzuckersteuer, 
welche es möglich macht der Rubenzuckerproduktion beim Export die volle 
Steuer zu vergüten, d. h. die Einführung der Fabrikatbesteuerung anstatt 
der Besteuerung der Rohstoffe. Eine solche Reform würde, wenn gleich- 
gleichzeitig die Branntweinsteuer in eine Fabrikatsteuer umgewandelt und 
dadurch dem Produzenten die Möglichkeit gewährt würde, bei schlechter 
Konjunktur, statt Zucker Spiritus zu bereiten, eine wahre Geldgrube für 
die Finanzen sein. Es würde die Konsumtion des wohlfeileren Zuckers 
in allen Formen ermöglicht und dadurch der Verbrauch sehr bedeutend 
▼ermehrt werden, Zucker würde in einigen Jahren aus einem Luxusartikel 
ein Artikel allgemeinen Verbrauchs werden. Die bisherige Besteuerung 
trifft nach den Berechnungen der Rübenzuckerproduzenten den Zentner 
Rohzucker durchschnittlich mit 3 Thlr. Nimmt man an, dass in Fällen 
einer Neurcgulirung der Zuckersteuer, welche zugleich die Besteuerung von 

3 auf durchschnittlich 2^2 Thlr. ermässigte, der Verbrauch in den nächsten 

4 Jahren (verglichen mit der Zunahme der letzten 4 Jahre) mit verdoppelter 
Geschwindigkeit zunähme, so würde sich der Verbrauch auf 15 Pfd. statt 
jetzt lO^Vioo Pfd. pro Kopf stellen, die Einnahmen sich um 2,100,000 Thlr. 
heben, und somit ein wesentlicher Theil des Bedarfs durch eine positive 
Erhöhung der Einnahmen des Zollvereins gedeckt sein. — 

Die von uns vorgeschlagene Zulässigkeit eines vorübergehenden Zuschlags 
zu einzelnen Verbrauchssteuern zur Deckung der vorübergehenden Ausf&Ue 
muss ich übrigens gegen eine Identifikation mit der neuerdings projektirten 
Erhöhung der Tabackssteuer verwahren. Man hat die letztere dadurch zu 
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motiyiren gesucht, dass die Tabaksteuer in Frankreich 29 Sgr. im Zollverein 
nur 2V2 Sgr. pro Kopf betrage. Allein diese Motivimng entspricht dem 
volkswirthschaftlichen Programme nicht, welches vielmehr den Anspruch 
macht, dass, wenn eine Mehrbelastung eines Artikels eintritt, gleichzeitig 
mit derselben eine solche Entlastung in den übrigen Zöllen und Steuern 
verbunden sei, die als das Resultat einer Erleichterung des Volkes erscheint 
Mit einer einseitigen Erhöhung der indirekten Steuerlast darf ein Finanz- 
minister jetzt nicht mehr hervortreten. Seitdem der erleichternden Steuer- 
reform die Wege geebnet sind, muss auch ein etwaiger Mehrbedarf unter 
gleichzeitiger Erleichterung der Steuerlast im Ganzen aufgebracht werden. 
Daran muss die volkswirthschaftliche Agitation unbedingt festhalten. Auf 
diesem Wege der erleichternden Steuerreform ist in England Ungeheures 
geleistet worden. Unter Gladstone's Finanzverwaltung sind im Ganzen 
12 Millionen £ pro Jahr an Steuern aufgehoben, dagegen betragen die 
Steuerhöhungen und neu eingeführten Steuern ca. 2 Millionen £, Es hat 
also eine Erleichterung des Volkes um 10 Millionen £ stattgefunden, ein 
Betrag, der ungefähr unserem Bundes- Armee-Budget gleichkommt Ausser- 
dem ist die Einkommensteuer um 1 d. ermässigt worden. Und dabei haben 
die Einnahmen sich um IV3 Millionen £ vergrössert, sind bedeutende 
Mehr-Ausgaben für Armee und Flotte gemacht und bedeutende Tilgungen 
an der Staatsschuld vorgenommen worden! Das sind die Folgen einer er- 
leichternden Finanzpolitik, die wir auch bei uns verlangen müssen. — 

So grossartig freilich, wie in England, kann der Erfolg bei uns nicht 
sein, wegen des Unterschiedes in dem bestehenden Steuersystem. In Eng- 
land ist diejenige Verbrauchs -Abgabe, welche eine im Verhältniss zum 
Werthe des besteuerten Artikels sehr grosse Höhe erreichte, die Tabaks- 
Abgabe. Bei uns ist es die Salzsteuer. Während aber der Tabaks- Ver- 
brauch bei eintretender Herabsetzung der Steuerlast einer bedeutenden 
Zunahme fähig war, so hat der Salzverbrauch seine bestimmte Grenze. 
Der Tabaks-, Thee- und Kaffee-Konsum mag bei verringerten Preisen zu- 
nehmen, aber die Suppe werden wir uns, und wenn das Salz noch so billig 
wird, niemals versalzen. Der Vorschlag, unter Beseitigung der Salzstener 
die Tabakssteuer zu erhohen, um hierdurch auf das Prinzip des englischen 
Tarifs zu kommen, liegt nicht vor. Neben der hohen Salzsteuer eine hohe 
Tabakssteuer eintreten zu lassen, das hiesse der Reform die Zukunft ver- 
schliessen und, indem man bei guten Zeiten die Steuerquellen erschöpft, 
für schlechte Zeiten sich die Reserven, zu welchen man seine Zuflucht 
nehmen könnte, vorwegnehmen. Wir dürfen also für die Tabaks- Abgabe 
das Prinzip einer massigen Besteuerung des Verbrauchs nicht verlassen, 
wir dürfen femer keine Steuerreform gutheissen, welche einen vexatorischen 
Charakter gegenüber der Produktion oder dem Vertriebe annimmt Mit 
dieser negativen Erklärung hat, wie ich glaube, der Kongress seiner Auf* 
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gäbe genügt — Kedncr schliesst mit einer Empfehlung der Resolution. 
Durch die Genehmigung derselben werden Sie der wirthschaftlichen Re- 
formbewegung einen Anstoss geben, der dahin führt, die Thatsache, dass 
die politische Reform auch den Fortschiitt des wirthschaftlichen Lebens 
und damit der Kultur zur Folge hat, ausser Zweifel zu stellen. (Leb- 
hafter Beifall). 

Bentzsch (Dresden): Wenn es möglich wäre, neben der Resolution, 
den dieselbe erläuternden Vortrag des Herrn Referenten Wort für Wort 
in die Oeffentlichkeit zu bringen, oder, wenn der Herr Referent Handels- 
minister wäre, — was ich für ein GltLck halten würde, — so könnte ich 
mich unbedingt für Annahme der von ihm befürworteten Sätze erklären. 
Da dies aber nicht der Fall ist, da man in der Oeffentlichkeit die Reso- 
lutionen beurtheilen wird, ohne die Erläuterungen des Herrn Referenten 
zu kennen, so muss ich mich gegen die Punkte 3 und 4 erklären, während 
ich den Nummern 1 und 2 zustimme. Es ist in No. 3 und i zunächsit der 
Ausdruck „nothwendige Lebensbedürfnisse^ unklar. Ich bin meinerseits 
geneigt, Bier, Zucker, Reis u. dgl. zu den „nothwendigen Lebensbedürf- 
nissen** zu rechnen, aber dieser Ausdruck ist, je nach der subjektiTen Auf- 
fassung des Einzelnen, verschiedener Deutungen fähig, und an der Un- 
klarheit desselben werden wir scheitern, sobald wir deutlich angeben sollen, 
was in der Resolution damit hat bezeichnet werden sollen. Nicht minder unklar 
sind die „massigen Zuschläge**, von welchen die Resolution redet. Während 
eine bestimmte Grenze, bis wohin ein Zuschlag zu den „massigen^ zu 
rechnen ist, sich überall nicht angeben lässt, pflegen die Rogierungen jede 
Steuerhöhung , welche nur den betroffenen Artikel nicht starker belastet, 
als er es in dem höchstbesteuerten Lande ist, zu den massigen Zuschlägen 
zu rechnen. — Aber der luhalt der Sätze 3 und 4 ist nicht nur unklar, 
er verstösst auch gegen die in No. 1 und 2 aufgestellten Grundsätze und 
gegen die früheren Beschlüsse des Kongresses, welche sich gegen Erhöhung 
der Verbrauchssteuern überhaupt erklären, üeberdies ist die Grenze zwi- 
schen Finanzzöllen und SchutzzöFen eine unbestimmte. Jeder Zoll wirkt, 
in gewissem Grade, als Schutzzoll. So gilt z. B Kaffee für einen Artikel 
der keines Schutzzolls fähig sei; aber es wirkt doch jeder Kaffee-Zoll als 
Schutzzoll auf Kaffeesurrogate, Zichorien etc. Und die Surrogate finden 
sich, wenn man die Gegenstände des allgemeinen Verbrauchs durch höhere 
Besteuerung vertheuerti Dazu kommt noch, dass bei höheren Zöllen die 
Verfälschungen z. B. bei Thee und Wein zunehmen werden. — Für ganz 
besonders gefährlich halte ich es, den ^vorübergehenden Ausfall*^, von wel- 
chem die Resolution spricht, durch Erhöhung der indirekten Abgaben zu 
decken; denn die Erfahrung lehrt, dass durch ein temporäres Bedürfniss 
hervorgerufene Erhöhungen, nachher, wenn das Bedürfniss wieder aufge- 
hört hat, dennoch beibehalten werden. Wir haben die richtigen Prinzipien 
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aufzustellen; für die Deckung haben wir nicht zu sorgen. So zart sind 
wir auch in Stuttgart nicht gewesen, als wir uns gegen den Twist-Zoll er- 
klärten. Es will mir auch scheinen, dass der Ausfall nicht so gross sein 
kann, wie der Herr Referent ihn berechnet hat; denn der durch Zoller- 
mässigung erhöhte Verbrauch, wird denselben zum Theil ausgleichen, wäh- 
rend gleichzeitig die Zollerhebungskostcn , da die Zahl der Abfertigungen 
sich vermindern wird, geringer werden. — Ich würde vorziehen den 
Fortschritt in der Tarifgesetzgebung stufenweise zu machen, und ihn Über 
einen längeren Zeitraum zu vertheilen. Die Fassung der Kesolution kann 
dahin missdeutet werden, als wolle der Kongress einen „vorübergehenden 
Ausfall^ durch dauernde Steuererhöhungen decken. Dann wäre jedenfalls 
eine Erhöhung der direkten Steuern eher am Platze, die, der geringeren 
Erhebungskosten wegen, jedenfalls an und für sich vorzüglicher sind. Wenn 
indirekte sich leichter erheben lassen, weil das Volk sie nicht so schwer 
wie direkte Steuern empfindet, so ist das gerade ein Grund doppelt vor- 
sichtig zu sein, wenn es sich darum handelt, der Regierung vermehrte in- 
direkte Steuern zu bewilligen. Früher habe der Kongress Fortschritte 
empfohlen, jetzt sehe ich ihn im Begriffe einen Rückschritt anzurathen; 
denn das ist die vorgeschlagene Zoll - Erhöhung. — Ich wünsche schliess- 
lich noch ganz besonders lebhaft, dass Punkt 4 gänzlich wegfalle. Ich 
kann in demselben nur einen direkten Widerspruch gegen die in No. 1 
und 2 ausgesprochenen Grundsätze erblicken. Wenn wir überhaupt über 
die Tabakssteuerfrage Beschluss fassen sollten, so könnte ich mich nur 
für eine Resolution gegen jede Erhöhung der Tabakssteuer erklären. Denn 
der Tabak ist Rohstoff für eine blühende Industrie , die man beschädigt, 
wenn man die Steuer erhöht. Ueberdies belastet solche Erhöhung, wie 
alle indirekten Steuern vorzugsweise die ärmeren Klassen. 

Der Vorredner hat auf den Pyrrhussieg hingewiesen, den die Schutz- 
zoll-Partei in Stuttgart erfochten. Wir stehen, nach meiner Meinung, im 
Begriffe einen gleichen Pyrrhussieg zu feiern. Die Annahme der gesummten 
vorliegenden Resolution würde ein Rückschritt sein, den wir bemänteln, 
den aber die öffentliche Meinung, deren Gunst wir früher im Sturm er- 
obert haben, als Rückschritt erkennen wird. 

Vize -Präsident Versmann verliest folgenden Antrag des Herrn Prof. 
Makowiczka : 

dass bei Absatz 4 des Antrages der Herren Wolff und Michaelis be- 
treffend die Tabakssteuer nach Lit. a, als Lit. b eingeschaltet werde: 
b) Der bisherige Besteuerungsmodus im Wesentlichen beizubehalteö, 
jedoch die üebergangssteuer für den nach Norddeutschland ge- 
henden süddeutschen Tabak beseitigt und dafür die in Preussen 
bestehende innere Verbrauchssteuer auf die süddeutschen Staaten 
ausgedehnt werde. 
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Hierauf hätte selbstverständlich Lit. b des Antrages der Herren Re- 
ferenten als Lit c zu folgen. 

Prof. Dr. Artoed Emminghaw: Ich stehe auf einem andern Stand- 
punkte als der geehrte Vorredner; und empfehle die von den Herren Re- 
ferenten Torgeschlagene Besolution im Grossen und Ganzen, ich möchte 
nur dem Punkte a eine andere, der wirklichen Lage der Tabaks steuerfrage 
mehr entsprechende, Fassung gegeben sehen. 

Es herrscht zunächst darüber unter uns kein Zweifel, dass die jüng- 
sten grossen Ereignisse, die wirthschaftliche Lage Deutschlands ebenso 
sehr verbessert haben als die politische; und wenn auch augenblicklich 
die neuen Anforderungen den finanziellen Zustand gedrückt erscheinen 
lassen, so drängt doch gerade der augenblickliche Nothstand zu einer 
finanziellen Beform an Haupt und Gliedern, die sonst noch lange auf sich 
hätte warten lassen. Dieser Nothstand wird dahin führen, dass mehr und 
mehr das gemischte Steuersystem aufgegeben werden wird, um einfacheren 
Steuern Platz zu machen; ein Bestreben, das in Bezug auf die indirekten 
Steuern ganz ungemein durch die jetzt zum ersten Male gewährte Theil- 
nahme der Bevölkerung an der Gesetzgebung über indirekte Steuern be- 
fördert wird. Vor allem muss die NotMage in den Einzehtaaten ausge- 
beutet werden, um grosse Reformen in der Finanzgesetzgebung durchzu- 
setzen. 

Gerade von den kleinstaatliehen Regierungskreisen ist der Plan zur 
Erhöhung der Tabakssteuer ausgegangen, und der erste Anstoss zu der 
jetzigen Bewegung in der Tabakssteuerfrage ist gegeben worden durch 
das halb offizielle Memoria eines süddeutschen Beamten. Dieser Bewegung 
sind die Regierungen mit grosser Theilnahme gefolgt, und heute herrscht 
unter ihnen eine massige Bewegung für die erhöhte Tabaksbesteuerung. 

Ich glaube nun, die Herren Antragsteller haben in Rücksicht auf die 
augenblickliche Lage nicht genug gethan, ich glaube, sie kennen die Lei- 
denschaften nicht, welche gerade diese Angelegenheit in Süddeutschland 
erregt. Es ist, nach meiner Meinung, unsere Aufgabe, dem Bedürfniss 
nach Aufklärung in Betreff der Tabakssteuerfrage entgegenzukommen; und 
in dieser Richtung möchte ich die Fassung des al 4 der vorgeschlagenen 
Resolution verändert sehen. 

Was sind nun die Vorschläge oder doch die Andeutungen der Regie- 
rungen, welche die öffentliche Meinung so sehr aufgeregt haben? 

Es soll die Produktion mit 20 Thlr. pro Morgen, es soll die Fabri- 
kation besteuert, es soll der Zoll auf ausländische Tabake entsprechend 
erhöht werden. 

Die Durchführung dieser Maassregeln kann keinen andern Erfolg 
haben, als den Buin der Produktion und der Fabrikation, damit man als- 
dann zum Monopol übergehen könne, von welchem man sich mit Recht 
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bedeutenden finanziellen Erfolg verspricht. — Ich bin weit entfernt, die 
Tabaksteuer -Gesetzgebung, wie sie jetzt ist, unverändert beibehalten zu 
wollen, ich glaube an eine Reform derselben. 

Aber diese Reform muss herbeigeführt werden durch üebertragung der 
Norddeutschen Produktionssteuer auf Süddeutschland, unter Aufhebung der 
Durchgangsabgabe, die ohnehin schlecht zu kontrolliren und deshalb wenig 
einträglich ist. 

Die folgenden Zahlen beweisen, wie viel stärker schon jetzt Süddeutsch- 
land mit Tabaksbau beschäftigt ist, als Norddeutschland: 

Der Tabaksbau im Zollverein betrug: 

1850—1853: 88,279 Morgen mit 555,899 Zentner Ertrag, 
1863—1865: 90,209 - - 708,447 

Baden allein hatte 29—32,000 Morgen mit 258—259,500 Zentnern be- 
pflanzt. 

Das Verhältniss des Ertrages ist ungefähr: Preussen 23, Baiem 27, 
Baden 38, die übrigen Staaten 12 Proz. 

* Die Ausdehnung der jetzigen Tabaks-Produktionssteuer auf Süddeutsch- 
land würde erzielen ca. 444,000 Thlr. gegen jetzt 268,836 Thlr., inklusive 
der Uebergangsabgabe. Eine Erhöhung der Morgensteuer auf 20 Thlr. 
würde ergeben. IJ— 2 Millionen Thaler. — 

Es wird daher auch schon bei der Üebertragung der Norddeutschen 
Produktionssteuer das grosse, jetzt dem Tabaksbau gewidmete Terrain 
Einschränkungen erleiden. Das jetzige Verhältniss, nach welchem Preussen 
23 Proz., Baiern 27 Proz., Baden 38 Proz. des im Zollverein gewonnenen 
Tabaks produzirt, wird sich erheblich ändern. 

Vor allem ist es die projektirte Produktionssteuer von 20 Thlr. pro 
Morgen, welche in Süddeutschland eine gerechte Aufregung erzeugt hat. 
Denn in Süddeutschland beschäftigt der Tabaksbau ganz vorzugsweise kleine 
Pächter, welche nur dadurch eine Rente herausbringen. Die grösseren 
Gutsbesitzer und Bauern sind dort fast gar nicht am Tabaksbau betheiligt 
Die kleinen Pächter aber würden durch die projektirte 20 Thlr. -Steuer 
geradezu ruinirt werden. 

Die üebertragung der jetzigen preussischen Produktionssteuer auf Süd- 
deutschland wird den Ertrag für Baden auf 440,000 Thlr., gegen jetzt ver- 
einnahmte 268,000 Thlr. erhöhen. Erhöht man aber die Produktionssteuer 
auf 20 Thlr. pro Morgen^ so wird auch dadurch kein wesentlich höherer 
Ertrag erzielt werden. Denn es würde sich durch eine so ernenne Er- 
höhung das dem Tabaksbau gewidmete Terrain ungemein einschränken, 
besonders, weil die Steuer ausgelegt werden muss; und dazu sind die süd- 
deutschen kleinen Pächter nicht im Stande. Man würde sie durch die 
20 Thlr. Steuer jedenfalls ruiniren. 

Dagegen würden sie nicht ruinirt werden durch die Einführung der 
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jetzigen preussischen Abgabe, bei gleichzeitigem Wegfall der Durcbgaogs- 
gebühr, welcher den Absatz erleichtert und verstärkt. 

Von anderer Seite hat man hingewiesen auf eine durch Erhöhung des 
Eingangszolles zu erzielende Mehreinnahme. Allein wenn dadurch auch 
unverkennbar den inländischen Bauern die Einziehung der Produktions- 
steuern erleichtert wird, so ist doch eine übermässige Erhöhung des Ein- 
gangszolles, seinem Wesen nach, ein verwerflicher Schutzzoll und zugleich 
eine sehr harte Maassregel gegen die Fabrikation, dass der Zoll erlegt 
werden muss, ehe die Umarbeitung geschieht. 

Hiergegen hülfe auch keine Eückvergütung] denn, da man dieselbe, 
bei den verschiedenartigen Preisschwankungen der einzelnen Tabakssorfen, 
niemals wirklich richtig und für alle Zustände treffend feststellen kann, so 
wird sie bald zu hoch sein, und dann als eine ungerechterweise für die 
Ausfuhr bewilligte Prämie erscheinen, bald, und ohne Zweifel gewöhnlich, 
zu niedrig, so dass sie dem Export einen grossen Schlag versetzt. 

Es wird eine ewig unlösbare Frage bleiben : bis wie weit soll der Zoll 
erhöht werden, damit weder Importeur noch Bauer prägravirt erscheinen? 

Noch komplizirter aber wird die Frage, wenn man gleichzeitig mit der 
Erhöhung der Produktionssteuer und des Eingangszolles an die Einführung 
einer Fabrikationssteuer geht. Jede solche Fabrikationssteuer , wie z. B. 
in Russland das Banderolsystcm ist mit den grössten Unzuträglichkeiten 
verknüpft, wegen der Schwierigkeiten, die es der Fabrikation bereitet, 
wegen der enormen üeberwachungskosten, die es verursacht. 

Es ist unmöglich, die drei in's Auge gefassten Steuern so zu kombi- 
niren, dass sie die rechte Mitte zwischen Schutz und Prämie innehalten. 

Man nimmt häufig an, es werde, man möge Maassregeln ergreifen 
welche man wolle, der Tabakkonsum im Zollverein niemals abnehmen. 
Gewiss mit Unrecht. Dieser Konsum ist nirgends so gross (155 Unzen pro 
Kopf; als im Zollverein; er wird zurückgehen, und also den Steuerertrag 
schmälern, wenn man die Steuersätze übermässig erhöht. 

Eine solche übermässige Erhöhung kann nicht gerechtfertigt werden, 
durch die Beobachtung, dass in andern Ländern die Tabaksbesteuerung 
eine ergiebigere Finanzquelle bildet, als im Zollverein. Denn bei uns liegen 
alle in Betracht kommenden Verhältnisse ganz anders. Wir haben eine 
alte Tabakskultur, die nicht ruinirt werden darf, eine blühende Tabaks- 
Industrie, welche tausende von Arbeitern ernährt, denen die Brotlosigkeit 
droht, falls die projektirten Veränderungen in^s Leben treten. Da nun 
diese ganz besonderen Verhältnisse bei uns vorliegen, da die Leidenschaften 
einmal erregt sind, so erwartet man von dieser Stelle aus eine beruhigende 
und aufklärende Antwort. 

Ich habe mich bemüht, diese Antwort in der folgenden Resolution 
vorzuschlagen : 
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Die noth wendige Rücksichtnahme auf die im Zoll^ereins-Gebiete lioch- 
entwickelte Tabakskultur und Tabaksverarbeitung verbietet hier eine auch 
nur annähernd so ergiebige Besteuerung, wie sie in andern europäischen 
Staaten in frühern Zeiten unter ganz andern Bedingungen eingeführt wor- 
den ist. 

Bei einer im allgemeinen wirthschaftlichen Interesse gebotenen Scho- 
nung jener Gewerhszweige , die gleich weit entfernt ist von gewaltsamer 
Vernichtung wie künstlicher Begünstigung, muss überhaupt auf die Erzie- 
luug eines namhaft höheren Ertrages aus der Besteuerung des Tabaks in 
Deutschland verzichtet werden. 

Eine Reform der bestehenden Tabaksbesteuerung muss auf Beseitigung 
der Nothwendigkeit der Uebergangsabgabe und darauf ausgehen, einen mög- 
lichst hohen Reinertrag der Tabakssteuer und der Tabakszölle zu erzielen, 
ohne die inländische Industrie zu begünstigen oder in ihrer Entwickelung 
zu beeinträchtigen. 

Meine Herren! Ich bedauere, dass es mir nicht möglich gewesen ist, 
meine Resolution kürzer zu fassen ^ und empfehle ihnen dringend die An- 
nahme derselben. 

Präsident Dr. Braun: Ich konstatire, dass die eben verlesene Reso- 
lution eingebracht worden. 

Es ist ausserdem folgender Antrag von Herrn Hargreavis eingegangen: 

Zu No. 1 hinzuzufügen: 

c) Die durchgreifende Revision und Vereinfachung der Zoll- Abferti- 
gung und Verwaltung in Uebereinstimmung mit den berechtigten 
Ansprüchen des beschleunigten und gesteigerten Verkehrs. 

Prof. Dr. Böhmert: Ich stehe im Wesentlichen auf dem Standpunkte 
der beiden Vorredner; ich will durch Annahme von No. 3 und 4 keinen, 
auch keinen leisen Rückschritt machen; und deshalb beantrage ich als 
Zusatz zu Punkt 1 sub c , oder, falls das Amendement Hargreaves ange- 
nommen wird sub d.: 

„der Ausschluss derjenigen Abgaben, welche notUwendige Lebens- 
bedürfnisse belasten.** 

Es betrifft dieser Zusatz einen Funkt, der noch nicht berührt ist, und 
spricht einen Grundsatz aus, über dessen wirtkschaftliche Berechtigung kein 
Zweifel obwalten kann. Ich verstehe unter den „nothwendigen Lebensbe- 
dürfnissen** namentlich auch den Reis, der zur Zeit noch ganz übermässig 
belastet ist. Wenn man ihn entlastet, so wird dadurch, wie ich an diesem 
Orte wohl hervorheben darf, namentlich auch der Rhedcrei ein neuer Auf- 
schwung gegeben werden I 

Vor allem aber, meine Herren, werde ich gegen den Punkt 3 der be- 
antragten Resolution stimmen. Denn die Annahme desselben würde, nach 
meiner Meinung, ein Rückschritt sein; wir würden dem liberalen Geiste, 



Digitized by 



Google 



44 Die Verhandlungen dos nennten Kongresses den^cher Voikswirtbe. 

in welchem die Beschlüsse des volkswirth schaftlichen Kongresses bisher 
stets gcfasst worden sind, untreu werden, wenn wir den Antrag des Herrii 
Referenten zu No. 3 zu unserm Beschlüsse erheben. 

Ich gebe vollkommen zu, dass die Schwierigkeit, welchen die Deckung 
des durch Ausführung der in No. 1 der Resolution angedeuteten Tarif- 
Reform entstehenden Ausfalles eine sehr grosse ist. Ich gebe auch zu, 
dass wir unsere Beschlüsse nicht so fassen dürfen, dass ihre praktische 
Ausführung unmöglich ist Nichtsdestoweniger aber müssen wir auf dem 
Standpunkt fest stehen bleiben, dass wir keine Versammlung sind, deren 
Aufgabe es bildet, zu paktiren. Wir haben die Ziele der Wissenschaft 
zu bezeichnen, und ihre Verwirklichung anzubahnen. (Bravo !) Das haben 
wir bisher stets gethan. Weil wir uns unserer Aufgabe bewusst waren, 
haben wir z. B. in der Gewerbefrage radikale Gewerbefreiheit gefordert; 
unter allgemeinem Beifall, weil man sagte, „wenn sie viel fordern, so wer- 
den sie doch etwas bekommen 1^ 

In dieser Frage aber kann das Ziel, welches der volkswirthschafüiche 
Kongress zu verfolgen hat, nur sein: die Beseitigung aller indirekten Steuern 1 

Es ist ein Widerspruch gegen die grossen Grundsätze der Volkswirth- 
schaft, dass man überhaupt Zölle erhebt. Es ist unvernünftig, bei den 
Zöllen 12 Proz. für Erhebungskosten auszugeben, ein Heer von Beamten 
zu halten, und Eaufleute zu zwingen, dass sie eigene Eomptoristen halten 
müssen, welche ihre ganze Zeit und Arbeitskraft verwenden, nur um die 
Zollangelegenheiten zu besorgen. (Bravo I) 

Man muss den Muth haben, auf gänzliche Beseitigung der Zölle zu 
dringen. Es muss als Grundsatz aufgestellt werden, dass die an sich un- 
vernünftigen Zölle nicht gerechtfertigt werden können, mit dem Hinweis 
auf die Schwierigkeit durch direkte Besteuerung grosse Summen aufzu- 
bringen. Es muss zu einer freudigen Staatspflicht werden Steuer direkt 
zu zahlen, sei es vom Einkommen, sei es vom Verbrauch. 

Und daher, wenn man uns in Bezug auf die in No. 1 der beantragten 

verlangte Tarifreform zuruft: „Sucht eine Deckung 1" — so beantrage ich, den 

Satz 3 der Resolution zu streichen, und statt desselben zu beschliessen : 

. yDie Deckung eines etwaigen vorübergehenden Ausfalles ist auf 

dem Wege der direkten Besteuerung zu erstreben.** 

Lassen sie uns das zum Beschluss erheben; — und wir stellen in der 
That ein ordentliches, grosses Ziel hin, und nicht die Phantasie eines 
Finanz-Ministers I 

Von dem Herrn Referenten ist hingewiesen worden auf die Sdiwierig- 
keit, durch direkte Besteuerung den Ausfall zu decken. Mir aber ist es 
vorgekommen, als ob der Herr Referent bei dieser Bemerkung mit dem 
einen Fusse bereits im Reichstage stände, (Heiterkeit) wo allerdings Zeit 
und Gelegenheit zum Paktiren kommen mag, während ich ganz im volks- 
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wirthschaftlicilen Kongresse stehe. — Der Herr Referent hat insbesondere 
die Einkommensteuer als eine theoretisch beliebte, aber praktisch unbe- 
liebte bezeichnet. Ich jedoch, kann diesen Widerspruch nicht so ohne 
Weiteres zugeben. Ich habe in der letzten Zeit ein Staatswesen beobach- 
tet, wo eine Einkommensteuer erhoben wird. Da ist es mir denn eine 
wahre Freude gewesen, von Manchem zu hören: Es ist zwar nicht ange- 
nehm, f on 3000 Franks Einkommen dem Staate 3 Proz. abgeben zu müssen, 
aber gerecht ist es dochl Die Leute fühlen es, namentlich wo die Selbst- 
schätzung in Kraft ist, dass es würdiger, dass es volkswlrthschaftlich wich- 
tiger, dass es gerechter ist, wenn Jeder dem Staate bewusst das leistet, 
was er zu leisten hat. 

Der Herr Referent hat gesagt, directe Reichssteuern würden eine 
Irrationalität sein Nun wenn sie das sind, so ziehe ich sie, als die kleinere 
Irrationalität, den indirekten Steuern vor ; ich meine, gerade das Zollparlament 
hat die trefflichsten Mittel in Händen, die indirekten Steuern zu beschränken. 

In Betreff des Punktes 4 empfehle ich die Resolution des Herrn Prof. 
Emminghaus. Für den Fall aber, dass dieselbe abgelehnt werden sollte, 
beantrage ich die Worte : „So weit etwa aus dieser Rücksicht ein Zuschlag 
zur Tabaksbesteuerung in Frage kommen sollte**, zu streichen, und einfach 
zu sagen: In Betreff der Tabaksbesteuerung ist daran festzuhalten, dass 
a) u. s. w. wie in der von den Herren Referenten beantragten Resolution. 

Lassen Sie uns nicht paktiren mit unserer üeberzeugung! (Bravo 1) 

Hübner: Ich verzichte, nach der Rede des Herrn Prof. Böhmert aufs Wort. 

Pfeiffer: Ich bin mit dem geehrten Herrn Vorredner darin einver- 
standen, dass die Thätigkeit des Kongresses hauptsächlich darin bestehen 
sollte, die Ziele zu bezeichnen^, nach denen man hinzustenern hat, dabei 
haben wir aber nicht, wie etwa eine Volksvertretung, Nachgiebigkeit zu 
üben und Kompromisse abzuschliessen, sondern unsere Aufgabe sollte die 
sein, die grossen Prinzipien auf Grund wissenschaftlicher Untersuchung 
festzustellen. Bei der Durchführung der von uns aufgestellten Grundsätze 
wird OS sich dann in jedem einzelnen Falle darum handeln, in wie weit 
etwa aus praktischen Gründen Konzessionen gemacht werden müssen. 
Von allen Seiten ist man einig darüber, dass die Zölle mögliehst zu ver- 
einfachen seien. Nun gut, lassen Sie uns nach und nach dieselben so 
vereinfachen, dass zuletzt gar nichts mehr davon übrig bleibt. Damit be- 
rühre ieh zugleich eine lokale Frage. In letzter Zeit ist in dieser Stadt 
heftig darüber gestritten worden, ob es ftlr die Hansestädte thunlich sei, sich 
dem Zollverein und seiner Gesetzgebung anzuschliessen oder nicht Ich 
möchte aber einmal die Sache umkehren und fragen, ob es denn nicht 
möglich wäre, dass sich der Zollverein nach und nach der Handelspolitik 
der Hansestädte anschliesse? Und ich glaube dies bejahen zu müssen. 
Die Hansestädte haben stets das Prinzip der Zollfreiheit befolgt. Hier 
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haben wir also das, was wir selbst von jeher als das Wünschenswertheste 
hingestellt haben und was haben wir im Zollverein den Hansestädten da- 
gegen zu bieten? eine Zollgesetzgebung, die wir eben jetzt als dringend 
der Beform bedürftig bezeichnen! Ich glaube also, der Zollverein hat weit 
mehr Ursache, sich der Handelspolitik der Hansestädte zu nähern, als 
diese, sich dem Zollverein anzuschliessen. (Bravo!) 

Ein Redner hat gestern gesagt^ jede Stadtmauer sei eine Dummheit. 
Wohlan ! die Mauern, welche in Gestalt der Zollschranken um die Staaten 
gezogen sind, sind dann eine noch grössere Dummheit! Es ist, und zwar 
hauptsächlich auf Anregung des volkswirthschaftlichen Kongresses, der 
grosse Fortschritt gemacht worden, dass in die Schutzzollmauer eine Bresche 
gelegt worden ist, und vieles ist besser geworden als es war. Aber selbst 
wenn die Schutzzölle ganz vollständig beseitigt wären, so blieben doch 
immer noch die Finanzzölle, und um sie zu erheben, immerhin noch eine 
künstliche Mauer. Wenn auch eine solche Finanzzollmauer von geringerer 
Widerstandsfähigkeit ist, da sie nicht von den vielen beschützten Indus- 
triellen mit ihren Leibern gedeckt wird; so ist es eben doch eine Mauer, 
eine Dummheit, und wir leiden noch unter denselben Nachtheilen, welche 
alle Zölle mit sich ftlhren. Darum wäre es nach meiner UeberzeuguDg 
das würdigste Ziel, wenn der volkswirthschaftliche Kongress auf die Be- 
seitigung aller Zollschranken, auf die Wiederherstellung der Erde, wie der 
liebe Gott sie geschaffen, hinarbeitete. (Bravo!) 

Wie sehr man auch die Positionen vereinfacht, die Störung des Ver- 
kehrs wird nicht wesentlich vermindert, da doch stets jede Waarensendung 
untersucht wird, um zu konstatiren, ob sie nicht etwa Zollpflichtiges ent- 
hält; und der Kaufmann fragt wenig danach, ob ihm die hemmende Kon- 
trole im Interesse von Schutzzöllen oder nur von Finanzzöllen zagemuthet 
wird. Ebenso bleibt auch das Missverhältniss zwischen den Erholungs- 
kosten und dem Reinertrage, selbst bei dem einfachsten Tarife bestehen, 
wenn es sich nicht gar steigert. Es werden heute 16 Proz. des Reiner- 
trages der Zölle für Erhebungskosten verausgabt gegen 3—4 Proz. Erhe- 
bungskosten bei direkten Steuern; es werden also bei einer Zolleinnahrae 
von 1(X) Mill. Thlr., 12 Millionen alljährlich geradezu aus dem Volkssäckel 
hinausgeschleudert, weil sie nur zur Unterhaltung einer Beamtenarmee 
dienen, die man ganz gut entbehren könnte. Dazu kommt denn noch 
jener wichtigste Grund gegen die indirekten Steuern, dass sie alle vorzugs- 
weise auf die untern Klassen drücken; da sie, um wirksam zu sein, stets 
auf Gegenstände des allgemeinen Gebrauchs gelegt werden mtlssen. Viele 
Artikel, die unter den Luxusartikeln aufgezählt zu werden pflegen, wie 
Reis, Thee, Kaffee, Bier, Wein, sind in der That nothwendige Gebrauchs- 
Artikel für den Arbeiter. So oft von einer Vereinfachung des Zolltarifs 
die Rede ist und die Frage entsteht, wie der Ausfall im Budget zu decken sei, 
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der durch diese Abnahme der Zollverträgnisse entsteht, so antworten Alle 
übereinstimmend: Durch Besteuerung einzelner Artikel, welche als Maassstab 
für den Konsum eines Jeden dienen können. So kommt man dazu den Tabak, 
die Spirituosen, den Zucker u. s. w. zu besteuern und so kommt man zu 
den Finanzz5llen. Da hier doch der Verbrauch im Allgemeinen besteuert 
werden soll, so ist wohl die Frage am Platze, warum wir denn dem Dinge 
nicht geradezu auf den Leib gehen, und den Gesammtkonsum eines Jeden 
direkt besteuern wollen? Es lässt sich ja doch der Verbrauch eines Jeden 
mindestens mit eben so grosser Sicherheit schätzen, als das Einkommen, 
sei es durch Einschätzung, sei es durch Selbstangabe des Betreffenden. 

Ich weiss wohl, es ist jetzt nicht die Zeit, eine derartige Einrichtung 
in die Welt zu setzen; aber, da sie die an sich wünschenswertheste ist, 
so muss ich als Mitglied des Kongresses, dieses Ziel der Steuerreform stets 
im Auge behalten und darum gegen die No. 3 der vorgeschlagenen Reso- 
lution stimmen. 

Die einzelnen Volksvertretungen werden vielleicht derartige Konzes- 
sionen, wie die Resolution No. 3 sie vorschlägt, machen müssen, der Kon- 
gress iaber hat sie entschieden zu verweigern- 

£s ist noch ein Punkt übrig, der im Laufe der Debatte unberührt 
geblieben ist, und der nie unerwähnt bleiben Sollte, so oft von Steuern die 
Rede isj;. Es giebt nämlich zwei Wege Budjets in's Gleichgewicht zu 
bringen. Neben dem Mittel, die Einnahmen zu vermehren, bietet sich das 
andere dar, die Ausgaben zu vermindern. Es könnten Ersparungen ge- 
macht werden durch eine weitere Ausdehnung der Gemeindebefugnisse, 
so dass die unentgeltliche Gemeindeverwaltung das Staats-Budget in eini- 
gen Theilen entlasten würde, durch eine möglichst haushälterische Ein- 
richtung der finanziellen Aufwendungen überhaupt und besonders durch 
Abstriche vom Militär-Budget Was diesen letzten Punkt betrifft, so kann 
Niemand es für verkehrter halten, denselben jetzt in Angriff nehmen zu 
wollen, als ich. Denn noch bedarf die deutsche Nation so grosser Kriegs- 
zurüstungen, weil noch drei deutsche Stämme vor der Thür des norddeut- 
schen Buudes stehen. Sie haben gelernt, dass der Zaun am Main nieder- 
gerissen werden muss. (Bravo !j — Darum kann jetzt in den Militär- Aus- 
gaben nicht gespart werden. 

Der Präsident: Es ist mir eine Zuschrift von Herrn Rocamora zuge- 
gangen, welcher um Eröffnung der Zuschauertribünen ersucht, da die Ver- 
handlungen des Kongresses allgemeines Interesse erregten. So erfreulich 
dieses Interesse an und für sich ist, so lassen sich doch die Einrichtungen 
zur Eröffnung der Zuschauertribünen jetzt nicht mehr treffen. 

Prof. Bergius: Ich wünsche nur einige Bemerkungen über die Resolu- 
tionen No. 2 und No. 4 zu machen, welche hauptsächlich für die Behandlung 
der Süssigkeiten, des Branntweins und des Tabaks, von Wichtigkeit sind. 
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England bezieht ca. 6 Mill £ allein aus der Spritbesteuerung, also mehr 
als alle preussischen Staatssteuem zusammengenommen eintragen. Aus 
Tabak bezieht England 7 Mill. £, 

Es unterscheiden sich die englischen Zustände von den unsrigen schon 
dadurch ganz wesentlich, dass man bei uns die Frage: Was kostet ein 
Pfund Synip, was kostet eine Qnantit&t Spiritus oder inländischer Cigarren 
an Steuer, nicht genau zu beantworten im Stande ist; während man in 
England eine präzise Zahlen-Angabe zu machen im Stande ist. 

In Betreff der Tabaksbesteuerung kann man durch Erhöhung der 
Eingangszölle immer nur Massiges erreichen. Wollte man z. B. den Zoll 
am Schnupftabak verdoppeln, also von 20 Thlr. auf 40 Thlr. pro Zentner 
setzen, so würde das Besultat finanziell kein erhebliches sein. 

Die Frage bei der Tabaksbesteuerung sei die, ob man das englische 
System annehmen und den Tabaksbau verbieten solle, was allerdings für 
den Finanzminister bequem, aber praktisch nicht durchführbar sein würde, 
oder ob man den Zoll erhöhen, oder endlich, ob man, bei niedrigem Zoll- 
satz, zu einer erhöhten Fabrikatsteuer greifen solle? — In Frankfurt 
a, Main habe sich eine zur Entwerfung des Zolltarifs für Deutschland 
niedergesetzte Commission gegen das englische System ausgesprochen, und 
für eine Normirung des Zolls auf 2 ä 3 Thlr. Es sei dabei auch zu be- 
achten, dass je niedriger der Zollsatz sei, desto mehr nehme die Einfuhr 
und der Handel in Tabak zu. — Die Fabrikatsteuer auf Tabak dürfe nicht 
übertrieben werden. — In Betreff der Zuckersteuern seien in England die 
Zuckerzölle niedrig und daher der Verbrauch ein enormer. Bei uns da- 
gegen wirke ausserordentlich ungünstig die verschiedenartige Besteuerung 
des inländischen und des Bunkelrübenzuckers. Dieselbe habe zur Folge, 
dass die Steuer eine ganz andre sei für denjenigen, welcher nach einer 
sehr vollkommenen Methode raffinire, als für denjenigen, der die Fabri- 
kation in weniger vollkommener Weise betreibe. Die Ausgleichung dieses 
Missstandes sei dadurch zu erstreben, dass man statt der Produktion, das 
Produkt selber besteuere. — Er gebe, ohne einen Antrag stellen zu wollen 
den Herren Referenten anheim, ob in No. 2 nicht, statt im Allgemeinen 
von einer „rationelleren Anordnung" zu reden, die Umwandlung Rohstoff- 
besteuerung bei Zucker und Spiritus in eine Besteuerung des Fabrikats 
zu empfehlen. — 

Der Präsident verkündet, dass eine halbstündige Pause in den Ver- 
handlungen eintreten solle. 

Pro£ Mdkowiczka: Ich will nur mein Amendement erläutern. — 

Mit dem Vorschlage der Referenten, dass „eine massige'^ Besteuerung 
des Tabaks beizubehalten sei, ist der zukünftigen Entwickelung keine be- 
stimmte Richtung vorgezeichnet. Eine „massige" Besteuerung kann auch 
beim Monopol vorkommen. 
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Ich gebe nun meinerseits vor dem engtisclien System demjenigen 
Preussens, welches aus einem Eingangszoll und aus einer Besteuerung der 
Innern Produktion zusammengesetzt ist, den Vorzug; und kann es sieh 
nur darum handeln, das innere Tabaks-Steuersystem Preussens auf die 
Bftddtfutschen Staaten zu übertragen, mithin die Durchgangsabgabe zu be- 
seitigen und einige M&ngel des jetzigen preussischen Systems zu beseiti- 
gen. — Das jetzige preussisehe System hat namentlich den Mangel, dass 
es die Produktionssteuer lediglich nach der Morgenzahl yeranlagt, ohne 
zu berücksichtigen, dass das halbe Land in einem Jahr einen bessern Er- 
trag als im andern, und dass yerschiedene Aecker verschiedene Erträge 
liefern. Man kann diesen Mangel beseitigen, indem man statt des zur 
Produktion verwendeten Areals, das Produkt besteuert. Hand in Haud 
damit, kann beim Zoll eine Abstufung nach der Qualit&t der eingeführten 
Waare eingeftlhrt werden. — Ich will nur ein paar Worte in Bezug auf 
den Antrag des Prof. Böhmert erwiedem, die Besolution zu streichen, und 
den Yorschlag zu machen, den vorübergehenden Ausfall an Zöllen, durch 
direkte Steuern zu decken. — Ich bin im Pring^ für direkte Besteuerung. 
Allein die volle Durchführung dieses Prinzips ist bis jetzt nur ein schönes 
Ideal; denn wir können den Regierungen, bei dem jetzigen Stande der 
Frage unmöglich zumuthen, auf alle indirekten Steuern zu verzichten. 
Jener Patriotismus, welcher das Steuerzahlen zu einer freudigen Staats- 
pflicht macht, ist stets nur bei einer Minderzahl zu finden; die Mehrzahl 
ist von Misslarauen gegen die Begierungen erfallt Dieses Misstrauen wird 
erst schwinden, wenn sich die bis jetzt noch wenig verbreitete Ansicht, 
dass die direkte Steuer die billigste sei, erst allgemein Bahn gebrochen 
hat Ich bin daher der Hauptsache nach, für die Ansicht des Herrn Be- 
ferenten. In einer kleinen Bepublik wie Zürich mag eine vorwiegend 
direkte Beteuerung schon jetzt ausführbar sein; für grosse Staaten ist 
sie es noch nicht 

L, Steinhagen: Er möchte eine Frage an die Herren Beferenten und 
an die Versammlung richten. Da beide Elbherzogthümer und Mecklenburg 
n&chstens in den Zollverein treten, und da der „Freihafen^ ein überwun- 
dener Standpunkt sei^ so frage er^ wesshalb allein die Hansestädte in ganz 
Deutschland ausserhalb des Zollvereins als Freih&fbn bleiben sollen? 
Sollen sie dadurch einen Vorzug haben, so erscheine ein solcher Vorzug 
unzulässig. In Wahrheit aber sind die wahren Interessen Hamburgs auf 
Seiten des Anschlusses. Die Industrie und der Handwerkerstand wtbrde 
auf das Schwersie in ihren Interessen besdiädigt, wenn der Ansehluss 
nickt erfolge. Sie hätten kein Organ, sich auszusprechen, ihnen mangelten 
Zeit und Einsicht (Heiterkeit) ihr Interesse zu vertreten, aber dieses In- 
teresse sei ein bedeutendes, denn mindestens Vi der Bevölkerung Hamburgs 
sei durch Handwerk und Industrie beschäftigt. — ' 

4 
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ffargreaves: Jch will gegen den Vorredner nur bemerken, dass der 
Gegenstand der Berathung in dieser Versammlung, die Reform des Zoll- 
vereinstarifs bildet, und die von ihm angeregte lokale Angelegenheit hier 
nicht zur Diskussion steht — In der hauptsächlichen Frage stehe ich auf 
dem Standpunkte meines Freundes, Professor Böhmert. Es' ist unsere 
Aujgabe, richtige volkswirthschaftliche Prinzipien zu verbreiten und ihre 
Verwirklichung anzustreben. Ein Mandat zu paktiren haben wir hingegen 
nicht; denn wir sind keine beschliessende Versammlung. Wir würden 
auch, wenn wir paktiren wollten, dem Zoll-Pariamente vorgreifen, zu dessen 
alleiniger Entscheidung die Frage steht: Durch welche Einnahmen soll 
das Bundesbudget beglichen werden? — - Was die Zuckersteuerfrage be^ 
trlMf so glaube ich, dass das jetzige preussische System sich vollkommen 
fiberlebt hat, und dass die Unhaltbarkeit des gegenwärtigen Zustandes 
eine durchgreifende Reform herbeiführen muss. Das von mir eingebrachte 
Amendement meine ich, wird keiner weiteren Motivirung bedürfen, es ist 
so selbstverständlich, dass ich wohl voraussetzen .darf, dass der geehrte 
Herr Beferent sich mit demselben einverstanden erklären wird* 

Faucher: Es ist uns in sehr genauer und detaillirter Weise vom Herrn 
Beferenten vorgerechnet worden, dass die Durchführung der in der ersten 
Resolution geforderten Beform ca. 6V2 Millionen Thaler kosten wird. — 
Wie diese 6V2 Millionen zu beschaffen seien, ob sie namentlich in der 
durch die Besolution No. 3 projektirten Weise am Zweckmässigsten her- 
gestellt werden, darüber werden wir eine getrennte Abstimmung vorzunehmen 
haben. Nach meiner Meinung geht uns die Deckungsfrage überhaupt 
g^r nichts an. Es wäre, so glaube ich, eine verdienstvolle Mühe, wenn 
der Beichstag sich angelegen sein liesse, im möglichsten Einklänge mit 
ri<^tig6n volkswirthschaftlichen Prinzipien, die fehlenden 6V2 Mill. durch 
eine bewegliche direkte Steuer zu ersetzen. Ich glaube, dass man hierbei 
von der Einführung einer gemeinschaftlichen Grund- oder Stempelsteuer 
wird absehen müssen, dass man aber eine kleine Beichseinkommensteuer 
sehr wohl erreichen kann. Ich denke dabei freilich nicht an eine solche 
Einkommensteuer, welche sicheres und unsicheres Einkomqien gleich stark 
belastet. Vielmebr mfisste auf die Tagesordnung des nächsten Beichstages 
die Frage gesetzt werden, ob nicht eine Einkommensteuer nach amerika- 
nischem Muster durchführbar sei. Dort wird ein präsumtives Vermögen 
bei der Abschätzung der Steuerkraft zu Grunde gelegt, welches man findet, 
indem man das Einkommen mit einer durch das Gesetz bestimmten Zahl 
multiplizirt So giebt z. B. das Einkommen eines Menschen aus Grund- 
eigenthum mit 20 multiplizirt sein Vermögen an, während für die weniger 
sichern Einkommen, z. B. für diejenigen, welche aus geistiger Arbeit ge- 
zogen werden, ein kleinerer Multiplikator zur Anwendung kommt Zu 
dem also, je nach seiner Sicherheit, in verschiedenartiger Weise berech- 
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neten Vermögen hat man den Werth seineB Hauses, seiner Mabilien etc. 
hinznzureclinen , um dasjenige Vermögen zu finden, welches der Steuer, 
die eine wahre Assekuranz-Steuer ist, unterliegt. Zur Deckung der jetzt 
fraglichen Summe würde nur eine ganz kleine Beichseinkommensteuer 
nothwendig sein; mit ihrer Einführung aber sei der erste Schritt zur Be- 
seitigung der Matrikularumlagen und zur Wiedereinführung des „Eeichs- 
Pfennigs** gethan. — Zur Erhöhung von indirekten Steuern möchte ich 
den Regierungen die Hand nicht bieten. 

Dr, Alexander Meyer: Ich bedaure es von ganzem Herzen, diejenige 
Auskunft nicht geben zu können, welche sie nach dem Verlaufe der De* 
hatte gewiss Alle erwarten, nämlich Auskunft darüber, wie ein Staat ohne 
Steuern zu regiereu sei. Wir haben hier von allen Steuern, der Reihe 
nach, gehört, dass keine derselben etwas tauge; und es erübrigt, um die 
Vollständigkeit in der Verurtheilung aller Steuern herzustellen, nur noch, 
dass Jemand komme und sage, die Einkommensteuer tauge auch ganz und 
gar nichts. Die Wahrheit, welche all' den abfälligen Kritiken über sämmt^ 
liehe bestehenden Steuern, die wir gehört haben, zu Grunde liegt, dass 
nämlich die Bezahlung aller Steuern unangenehm, dass sie alle in gewissem 
Grade ungerecht sind, ist aber eine solche, dass es in der That überflüssig 
erscheint, für dieselbe Proselyten zu machen, wir haben sie alle von Kindes« 
beinen an auf das Innigste begriffen, sie gehört zu unsern unerschütter- 
lichsten üeberzeugungen. Ich glaube daher, dass es richtig sein wird, 
wenn ich sie nicht noch einmal beleuchte und die Diskussion zu den vor-* 
liegenden Resolutionen zurückführe. Ich gebe Herrn Hargreaves voll- 
kommen Recht, wenn er sagt, es. sei unsre Aufgabe, richtige volkswirth- 
schaftliche Prinzipien auszusprechen. Aber er selbst wird nicht behaupten, 
dass wir bei jedem Anlass alle Prinzipien auszusprechen haben. Denn 
unsre Wissenschaft hat eine Richtung auf die Praxis ; gerade wie die 
Wissenschaft des Arztes, und so wenig ein wissenschaftlicher Arzt seinen 
Bcientifischen Ruf risldrt, wenn er bei der Beurtheilung eines Lungen- 
schwindsüchtigen unterlässt, die medizinischen Grundsätze über Magen- 
leiden zu proklamiren, ebensowenig vergeben wir der Wissenschaft der 
National-Oekonomie irgend etwas, wenn wir bei einer Berathung über den 
Tarif des Zollvereins, nicht zugleich Alles aussprechen, was uns von allen 
denkbaren Steuern riditig zu sein scheint. 

Die praktische Frage, um welche es sich bei unserer Diskussion hau« 
delt, hat der Herr Referent, ohne Widerspruch zu finden, dahin bezeichnet, 
dass es sich handle um „erleiehtemde Steuerreform**, Diese Frage sollen 
wir lösen helfen, indem wir der Praxis mit den Waffen der Wissenschaft 
zu Hülfe kommen, gerade wie wir mit dem blanken Stahl wissenschaftlicher 
Prinzipien das Zustandekommen des Handels- Vertrags von 1862 befördert 
haben. 

4* 



Digitized by 



Google 



52 Di« VerhandlaDgdn des ntanten 'KoagreMet deatooher Yolkawlrtbe. 

In die so vielfach kundgegebene Abneigung gegen indirekte ßtenem, 
die uns niemals abhalten darf, der erleichternde Steuerreform unsre Bei- 
hülfe zu leisten, mischt sich nun der in der neusten Nation^l-Oekonomie 
beliebt gewordene Wunsch, möglichst nur eine direkte Steuer, die Ein- 
kommensteuer zu haben. Ich muss gestehen, dass mir die Gerechtigkeit 
^eser Steuer niemals ganz eingeleuchtet hat; denn sie nimmt das Geld 
einfach von denen, die es ha))en, erklärt also den Besitz an und für sich 
zu einem Yerpflichtungsgrunde. Sollen überhaupt einmal alle Steuern ia 
einzige direkte Steuer aufgelöst werden, so wäre die allgemeine Verbrauchs- 
steuer die gerechtere. Freilich bliebe Idenn noch immer die Frage übrig, 
ob ein Staat von £iner Steuer existiren kann? Zur Noth wohl, aber ^ur 
so, wie auch ein Mensch nur von Brot existiren kann. Er bleibt am Le- 
ben, wird aber scrophulös, und gerade so würde ein auf eine einzige direkte 
Steuer angewiesener Staat ebenfalls scrophulüs werden. 

Ich halte den Eingangszoll für nicht ungerechter als andre Steuern, 
vor Allem aber zeiehnet er sich aus, durch die zweite Eigenschaft, weldie 
jede Steuer neben der immer nur r^tiven Gerechtigkeit haben muss, 
durch die Bequemlichkeit des Packens, durch die Sicherheit, mit welcher 
sie das steuerpflichtige Objekt trifft Gerade diese letztere Rücksicht hat 
denn auch dahin gefuhrt, dass man in Preussen, wo man von 1818—1828, 
die jetzt von Herrn Makrowiczka wieder empfohlene Besteuerung des Ta- 
bak» nach der Menge der gewonnenen Blätter hatte, später diesen Modus 
vertauschte mit der Morgensteuer. 

Es giebt keinen Staat, der nicht eine Reihe von Genussmitteln be- 
steuert, und ich denke, wir halten uns bei dem Nothbau, den wir jetzt 
auffüihren wollen, mit Recht an den Tabak. 

Wenn gegen die sichere Besteuerung des Tabaks der Wegfall von 
100 Tarif-Positionen in Aussicht steht, wenn so eminente Vortheile in Aus- 
sicht stehen, dann ist es ein Gebot der politischen Praxis, der unsere 
Wissenschaft dient, diese Vortheile zu- argreifen. 

Ich empfehle Ihnen die unveränderte Annahme, der von den Herren 
Referenten vorgeschlagenen Resolutionen. 

Zwicker: Ich warne vor der Einführung der Fabrikatsteuer für in- 
ländischen Zucker, wie Herr Prof. Bergius sie empfohlen hat. In Frank* 
reich, wo eine solche Steuer besteht, sind die Verhältnisse ganz, andre^ 
denn dort wird die Fabrikation in sehr grossen Etablissements betrieben, die 
durch Steuerbehörden beständig bewacht sind; was bei unsern kleinen Zucker- 
Fabriken ganz unmöglich wäre. — In Betreff der Tabakssteuer will ich 
nur bemerken, dass Herr Prof. Emminghaus sich irrt, wenn er meint, der 
Produzent müsse diese Steuer auslegen. 3ie wird erst im Juli des auf die 
Ernte folgenden Jahres von ihm erhpben, — 

Ein Antrag auf Schluss der Debatte wird abgelehnt. 
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Dr. Schrank (aus Wien): Ich stehe auf Ademselben prinzipiellen Stand- 
punkte wie Sie meine Herren, wie Sie dies schon daraus entnehmen können, 
dass ich hierher kam um mich an Ihren Berathungen zu betheiligen. Ich 
kann Sie versichern meine Herren, dass die deutschösterreichische Be- 
völkerung dieselben letiden Zwecke vor Augen hat, wie die Bevölkerung 
von Norddeutschland, allein jene Motive des politischen und volkswirth- 
Bchaftlichen Strebens, die für Sie meine Herren jetzt zunächst aus der 
Eonstituirung und Entwickelung des norddeutschen Bundes hervorgehen, 
können für uns Oesterreicher wenigstens dermalen nicht maassgebend sein. 
Die Gesetze der Entwickelung des norddeutschen Bundes sind eben andere, 
als jene, welche der Existenz Oesterreichs zu Grunde liegen. Das Jf^ktum 
dieser Verschiedenheit ist nun in Oesterreich zum sicherlich nicht freudigen 
Bewusstsein gelangt — aber wenn man in Norddeutschland sagt und glaubt, 
dass die Deutschösterreicher mit scheelen Augen auf die politischen Vor- 
gänge im neuen Bunde sehen, so ist das einer jener vielen Irrthümer, die 
ül^r uns Oesterreicher verbreitet sind. Die deutschösterreichische Bevöl- 
kerung sieht mit warmen Herzen der endlichen Einigung des gesammten 
deutschen Volkes entgegen, das hat sie bei jeder Gelegenheit bewiesen, 
das kann ich- Sie an dieser Stelle hier feierlich versichern, (lebhafter, all- 
seitiger Beifall!) und gerne würde sie je eher je lieber die Hand dazu 
bieten. Was die Fürsten sprechen und thun ist ja nicht immer der Mei- 
nung und der Wille des Volkes und so bin ich überzeugt findet die jüngste 
Füratenkonferenz in Deutschösterreich so wenig Zustimmung als hier im 
Norden. 

Was nun den eigentlichen Gegenstand der Debatte anbelangt, so bin 
ich als Abgeordneter eines Vereines, der sich die Verbreitung freihändle- 
rischer Ideen in Oesterreich zur Aufgabe macht, natürlich ganz damit ein- 
verstanden, sämmtliche Zölle — ob Finanz- oder Schutzzölle — abzuschaffen, 
da sie alle den Verkehr beschränken. Diese Tendenz muss sich auch in 
Oesterreich Bahn brechen, wie dies heute schon von Baiern erwähnt wurde. 
Die freihändlerische Agitation in Oesterreich dürfte im Augenblicke viel 
bedeutender sein, als man ausser Oesterreich annimmt. 

Bezüglich der Eonsumtionszölle , wie sie in geschlossenen Orten ein- 
gehoben werden, muss ich mich gleichfulls für die Abschaffung aussprechen. 
In Wien ging man schon lange damit um, diese als Verzehrungssteuer be- 
stehenden Eonsumtionszölle durch eine pauschalirte Abgabe zu ersetzen. 
Der Gedanke wurde wieder angeregt, als die Eommune während des letz- 
ten Erieges die Einhebung dieser Zölle für Rechnung des Staates besorgen 
]?iusste. Wenn es schliesslich wieder beim Alten blieb, lag die Schuld ge- 
wiss nicht am Volke, sondern an Andern. 

Wenn ich mich 'gegen die Punkte 3 und 4 ausspreche und mich hier 
den AusfQhrungen des Herrn Prof. Böhmert anschliesse^ so geschieht dies 
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zwar zunächst aus prinzipiellen Grflnden, aber doch auch nicht ganz ohne 
Bftcksicht auf die besonderen Verhältnisse Oesterreichs, welche naturge- 
mäss dazu führen. Wir wollen deshalb keine Yerzehrangsstener, weil sie 
die Hauptorsache ist, dass die Arbeiterbevölkerang nicht aufkommen kann. 
Ich hätte schon gestern gerne das Wort ergriffen, als man den Genossen- 
schaften gegenüber das Prinzip der individuellen Selbsthalfe betonte. Ich 
stimme mit diesem Prinzipe vollkommen flberein, aber für Oesterreich, für 
Wien insbesondere, dürfte es bei der grossen Masse der Bevölkerung noch 
nicht möglich sein. In Wien sind nämlich die nothwendigen Lebensmittd, 
Wohnung, Brot etc. durch die Yerzehrungssteuer ungemein vertheuert und 
diese Steuer trifft den Armen unverhältnissmässig schwerer als den Beichen. 
Hier müssen also noch die Genossenschaften helfen, diese Lebensmittd 
auf eine andere Weise wohlfeiler zu machen. 

Für das Prinzip einer einzigen Steuer bin ich aus Bflcksicht für die 
gegebenen Verhältnisse nicht, allein das hat auch Herr Prof. Böhmert ge- 
wiss nicht gemeint, sondern er will nur die indirekten Steuern durch di- 
rekte Steuern ersetzt wissen. Dem in der Besolution gemachten Vor- 
schlage der Gestattung eines Zuschlages zu den indirekten Steuern kann 
ich jedoch nicht beistimmen, es müsste denn etwa der Antrag die noth- 
wendigsten Lebensmittel von dieser Maassregel auszunehmen angenommen 
werden. Diese nothwendigen Lebensmittel wären aber dann nicht blos auf 
das allcrnothdürftigste zum thierischen Leben zu beschränken, sondern es 
wäre auch darauf Bücksicht zu nehmen, dass das Leben des Arbeiters ein 
entwickelteres sein soll und diesem manche Bedürfnisse zustehen, die ge- 
wöhnlich leider als nicht nöthwendig wezufallen pflegen. 

Die direkte Steuer ist auch aus dem Grunde vorzuziehen, weil sie nur 
Zahlungsfähige trifft und zwar im Verhältnisse der Zahlungsfähigkeit, 
während die indirekte Steuer, soweit sie die nothwendigen Lebensmittel 
berührt, alle den Aermsten wie den Beichsten trifft, und da bei den vielen 
Bedürfnissen die Konsumtion der Natur der Sache nach nicht viel ver- 
schieden ist, werden eben alle gleich gelaroffen, wodurch der Arme ge- 
drückt erscheint. 

Wenn durch die beabsichtigte Tarifreform ein Ausfall entstehen sollte 
^ was ich übrigens nicht glaube, da der Verbrauch in entsprechender 
Weise zunehmen wird — so wird derselbe keinesfalls so gross sein, dass 
wir hier eine besondere Modalität der Deckung vorschlagen müssten. Dem 
in der Besolution angedeuteten Mittel könnte ich aber unter keiner Be« 
diügüng meinen Beifall schenken. 

Was endlich das Tabaksmonopol anbelangt, so ist dasselbe in Oester* 
reich der Entwickelung der LandwirthschafI sehr hinderlich, denn erstlich 
Ifird der Tabakbau ntir ffir gewisse Gegenden gestattet , sodann moss der 
produzirte Tabak zunächst dem Staate zum Kaufe angeboten werden und 
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erst, was dieser nicht Übernimmt, kann zum Exporte bestimmt werden. 
Dass nnter solchen Umständen von einer Hebung der Produktion, Fabri- 
kation und des Handels beim Tabake keine Bede sein kann, liegt auf der 
Hand. Es wird schon lange an die Beseitigung des Tabakmonopols ge- 
dacht und als Uebergang zum freien Verkehr die Yerpachtung vorge- 
schlagen. Allein bisher ist es auch auf diesem Gebiete noch nicht nach 
dem Wunsche und Willen des einsichtsvollen Theiles der Bevölkerung ge- 
gangen. 

Trotz alledem wird das Prinzip des Freihandels — und ich glaube es 
wird Ihnen angenehm sein dies zu hören — auch in Oesterreich immei* 
mehr anerkannt und man ist daselbst mit den Bestrebungen Korddeutsch- 
lands in dieser Eichtung vollkommen einverstanden. (Lebhafter Beifall). 

Es ist abermals Schluss der Debatte beantragt. Da jedoch die Ab- 
stimmung zweifelhaft ist, lässt der Präsident in der Diskussion fortfahren. 

Dr. Propch (Schwerin): Ich will mich nach den Vorträgen der Herren 
Prof. Makowiczka und Dr. Meyer darauf beschränken, die Resolution mit 
wenigen Worten zu empfehlen. Ich erkenne einen Vorzug derselben darin, 
dass dieselbe nicht blos die wissenschaftlich als richtig erkannten Thesen 
ausspricht, sondern auch Vorschläge hinzufügt, um diese Thesen den He- 
gierungen annehmbar zu machen. Ich meine auch, dass es dem Charakter 
des Kongresses entspricht, sich nicht auf rein wissenschaftlichen Boden zu 
stellen, sondern mit den wissenschaftlichen Prinzipien die Erfahrungen des 
praktischen Lebens zu verbinden, und deshalb nur solche Sätze aufzu* 
stellen, die in das praktische Leben überzugehen geeignet sind. Wenn 
wir uns begnügen, blos wissenschaftliche Thesen auszusprechen, so wird 
man dieselben sehr schön finden, aber bei Seite legen. Wenn wir dagegen 
Vorschläge hinsichtlich der praktischen Durchführung machen, so wird man 
dieselben an maassgebender Stelle würdigen und in Betracht ziehen. Das- 
selbe ist auch früher schon geschehen. Bedner empfiehlt deshalb die An-» 
nähme der Resolution und möchte nur im Punkte 3 statt „nothwendigen" 
„nothwendigsten" gesetzt wissen. 

Ein abermaliger Antrag des Herrn Dr. Pfeiffer auf Schluss der De- 
batte wird angenommen. Das Wort erhalten noch zur faktischen Be- 
richtigung 

Prof. Bergtus: Ich habe nicht zu Punkt 2 ein Amendement gestellt, 
ßondem nur dem Herrn Berichterstatter anheimgegeben, ob er nicht hin- 
zusetzen wolle, dass die Besteuerung des Zu6kers ttnd Spiritus künftig nach 
dem Fabrikate erfolgen möge. 

Prof JSmminghaus: Es ist mir voh deni, Herrn Voiredner aus Magde- 
burg tTnkenntniss der preussischen Zollvereins - Gesetzgebung vorgeworfen 
Worden. Das in Frage kommende Sachverhältniss ist das folgende: die 
Tabaksteuer Musd gezahlt werden. Wenn entweder die Hälfte des Ertraged 
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▼erkauft ist, oder am 1« August des der Ernte nachfolgenden Jalires. Ss 
mu88 also die Steuer für das Qunze gezahlt werden, wenn die Hälfte ver- 
kauft ist. Häufig aber wird die Ernte auch nicht einmal im nächsten Jahre 
verkauft Denn wenn die Waare den spanischen Käufern nicht gefallt» 
die eigentlich die einzigen Heflektantcn daftlr sind, so kann die Waare 
auch zwei bis drei Jahre liegen. Die Steuer muss also allerdings aosge- 
gelegt werden. 

Prof. Böhmert: Herr Dr. Meyer hat behauptet, dass alle Steuern an- 
gefochten worden seien. Ich habe aber gerade hervorgehoben, dass man 
es als einen Vorzug und eine Pflicht gegen den Staat empfinden müsse, 
Steuern zu zahlen. Nur muss man wissen, was man leistet, und das ist 
bei indirekten Steuern nicht möglich. Mein Antrag ist deshalb der, den 
Weg der direkten Besteuerung zu erstreben. Ob diese direkte Steuer eine 
Einkommen- oder eine Vermögens- und Verbrauchssteuer sein soll, das 
mag für jetzt noch dahingestellt und einem späteren Kongresse vorbehalten 
bleiben. 

Das Schlusswort crhfiJt der Korreferent Herr 

Dr. Wolff (Stettin): Viel Feind viel Ehrl Wir Referenten sind beide 
gewaltig mitgenommen worden. Ich bedaure nur, dass wir nicht im Stande 
sind, etwas zurückzunehmen. Vielleicht wäre dies möglich gewesen, wenn 
die Herren sich die Resolution ein klein wenig genauer angesehen hätten. 
Dieselben scheinen übersehen zu haben, dass es in der ersten Zeile heisst 
„gegenwärtig", dass es sich also um eine Aufgabe für die Gegenwart, nicht 
für die Zukunft handelt, und dass ferner in Satz 3 nicht „nothwendig**, 
sondern „zulässig" gesagt ist. Wenn die Regierungen sich auf die pro- 
ponirte Tarif-Reform einrassen wollen, und zu einer anderen Deckung nicht 
entschliessen können , so sollen sie die Autorität des Kongresses dafür in 
Anspruch nehmen können, dass die Sache daran nicht scheitern, sondern 
die Deckung durch Zuschläge zu den indirekten Steuern zulässig sein solL 
— Ein Redner hat einen gewaltigen Horror vor diesen Zuschlägen gezeigt, 
obgleich in der Resolution gesagt ist, dass dieselben nur von Jahr zu Jahr 
bewilligt werden sollen, wie in England die Zuschläge zu den Theezöllen. 
Wie daraus die Besorgniss erwachsen kann, dass man die Zuschläge, wenn 
man sie einmal bewilligt, nur mit der grössten Mühe wieder los werden 
wird, ist mir unklar. — Ein weiterer Irrthum, der auch von Herrn Har- 
greaves getheilt wird, ist die Auffassung des Herrn Prof. Böhmert von dem 
Standpunkt des Kongresses. Der Kongress hat in der Zollfrage niemals 
nur Prinzipien aufgestellt, sondern von Anfang an paktirt. Schon auf dem 
Kongress in Gotha, dem ersten wo die Zollangelegenheit zur Verhandlung 
kam, wurde als dritter Punkt beschlossen, dass durch die Reform die Zoll- 
Einnahme nicht verringert werden dürfe. Das nenne ich erst recht pak- 
tiren und zwar mit dem Finanzminister paktiren, mit dem wir noch lange 
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werden paktiren müssen, wenn wir vorwärts wollen. Sie werden es Herrn 
Dr. Michaelis und mir zutrauen^ dass wir nicht blöde sind, die letzten Ktm* 
Sequenzen unserer wissenschaftlichen Anschaungen zu ziehen; aber wir 
scheuen es auch nicht, uns unpopulär zu machen, dadurch, dass wir der 
augenblicklichen liberalen Strömung entgegentreten , d. h. soweit dieselbe 
«u Worte kommt. Denn in diesem Sinne ist es zu verstehen, wenn Herr 
Dr. Michaelis die Einkommensteuer die theoretisch „beliebteste" nicht 
„beste" genannt hat. Theorie und Praxis sind allerdings für mich kein 
Widerspruch. Aber was theoretisch beliebt und was praktisch beliebt isti 
das ist allerdings verschieden! Und ihr letztes Wort dürfte die Theorie 
über die Frage, ob die alleinige direkte Steuer das richtigste ist, noch 
nickt gesprochen haben. In Hamburg besteht beispielsweise eine 3pro- 
sentige Einkommensteuer, deren Ertrag ungefähr Ve des Budgets ausmacht 
glauben Sie nun, dass es möglich wäre, eine 18prozentige Einkommensteuer 
ztt erheben um damit das ganze Budget zu bestreiten?! In Zürich, wo 
man nicht so viele Ansprüche an den Staat macht, mag es möglich sein, 
die Staatsbedttrfnisse lediglich durch eine Einkommensteuer zu decken. 
Ob sich die Ansprüche hier sehr herabmindern lassen, weiss ich nicht; 
so viel aber weiss ich, eine ISprozentige Steuer setzen Sie nicht durch. 
Und warum nicht? Hauptsächlich deshalb nicht, weil man sich die Unge- 
rechtigkeit, die dadurch entsteht, dass man selbst zu hoch oder der Nach- 
bar zu niedrig geschätzt wird, wohl bei einem unbedeutenden Prozentsatz 
gefallen lässt, nicht aber bei 18 Proz. Das von Herrn Dr. Pfeiffer em- 
pfohlene System der direkten Verbrauchssteuer ist möglich — ich erinnere 
auch an die Miethssteuer, welche eine direkte Verbrauchssteuer ist — aber 
nur bis zu einem gewissen Betrage. Doch das Alles sind Fragen, über 
die wir uns jetzt nicht zu entscheiden nöthig haben, und in Betreff derer 
die Gegensätze sich noch nach zehn Jahren frühzeitig genug kundgeben 
werden. Vorläufig handelt es sich nur darum, ob die von uns in grossen 
Zügen angedeutete Tarif- Reform wünschenswerth ist, und zwar so wün- 
schenswerth, um eventuell die Steuerzuschläge zu gestatten? Ich habe aber 
nichts gehört, was zur Verneinung dieser Frage führte. — Die Herren 
sagen: wir wünschen, dass womöglich alle Zölle fallen; aber um die Deckung 
sich zu kümmern, das halten sie nicht für ihre Sache. — Herr Böhmert 
sagt: Der Referent stehe mit einem Fusse schon im Parlamente. Herr 
Böhmert aber ist in der glücklichen Lage, mit beiden Füssen ausserhalb 
des Parlaments zu stehen. (Heiterkeit). Von der Schweiz und von Oester- 
reicli aus lassen sich leicht Rathschläge geben. Wir aber haben es nicht 
nur mit Prinzipien, sondern mit der rauhen Wirklichkeit zu thun, und ick 
hoffe, dass der Kongress den von uns empfoklenen Weg für mit seinen 
Prinzipien verträglich, ja für den einzigen Weg halten wird der jetzt ein- 
geschlagen werden kann. (Beifall). — 
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Es wird hierauf zur AbBtimmong geschritten. — Aliena 1 wird mit dem 
▼on H&rgreaves beantragten Zusatz einstimmig angenommen; auch Aliena 2 
wird angenommen. Zu Aliena 3 wird der Antrag von Prof. Böhmert (be- 
treffend die Deckung des Ausfalls durch direkte Steuern) abgelehnt und 
sodann der Antrag des Referenten (Aliena 3 der Resolution) mit % gegen 
81 Stimmen angenommen. Zu Aliena 4 wird das Amendement von Prof. 
Emminghaus abgelehnt und sodann der Antrag des Referenten (Aliena 4 
der Resolution) mit den Amendements des Prof. Böhmert und Prof. Ma- 
kowiczka ~ letzteres mit 72 gegen 52 Stimmen — angenommen. 

Die Resolution lautet jetzt vollständig wie fol<,t: 

1) Aufgabe der Tarifreform im Zollverein ist gegenwärtig 

a. die konsequente Beseitigung des Schutzsystems. 

b. die Zarückfllbrung des Tarifis auf wenige nach finanziellen 
Rtlcksichten ausgewählte Positionen. 

c. die durchgreifende Revision und Vereinfachung der Zollab- 
fertigung und Verwaltung in Uebereinstimmung mit den be- 
rechtigten Anforderungen des beschleunigten und gesteigerten 
Verkehrs. 

2) Die Deckung des dadurch entstehenden Einnahme -Ausfalles ist auf 
die Dauer zu erwarten, theils von der durch die bezeichnete Tarif- 
reform im Allgemeinen zu bewirkenden Steigerung der Produktion 
und des Verlnrauchs, theils von einer rationelleren Anordnung und 
Ermässigung der Zoll- resp. Steuersätze für Zucker, durch welche 
dieser in allen Formen dem li^ssenverbrauch zugänglich gemacht 
wird. 

3) Zur Deckung des vorübergehenden Ausfalles sind zeitweise mäs«^ 
sige Zuschläge zu einzelnen Eonsumtions- Steuern zulässig, unter 
Ausschluss deijenigen Abgaben , welche nothwendige Lebensbedflrf- 
nisse treffen. * 

4) In Betreff der Tabaksbesteuerung ist daran festzuhalten, dass 

a« das im Zollverein hergebrachte Prinzip einer massigen Be« 
Steuerung des Verbrauchs gewahrt, 

(. der bisherige Besteuerungsmodus im Wesentlichen beibehalten, 
jedoch die Uebergangssteuer für den nach Norddeutschland 
gehenden süddeutschen Tabak beseitigt und dafür die in PreuS' 
sen bestehende innere Verbrauchssteuer auf die süddeutschen 
Staaten ausgedehnt werde. 

c« jede vezatorische Kontrolle der Produktion und des Vertriebs 
ausgeschlosseii bleibe. 
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Dritte Sitzung am 28. August 

Der Präsident theilt mit, dass die Neuwahl der st&ndigen Deputation 
in dieser Sitzung stattfinden werde, sowie, dass verschiedene Neuigkeiten 
eingegangen sind« 

Auf der Tagesordnung steht: 

Münzeinheit und Goldwährung. 

Es erhält das Wort der Berichterstatter 

Dr. Ad, Sodbeer: Der Vorsitzende der ständigen Deputation hat aher 
die Erfolge berichtet , welche der volkswirthschaftliche Eongress durch 
»eine bisherige Thätigkeit erzielt hat Wenn die gemachten Fortschritte 
Manchem vielleicht als langsame erscheinen mögen, so sind sie doch im 
Vergleich mit der früheren Entwickelung des wirthschaftlichen Lebens als 
verhältnissmässig rasche zu bezeichnen. In der Sache einer einheitlichen 
deutschen Mflnzreform hat der Eongress jedoch bisher keinen praktischen 
Erfolg aufzuweisen, obgleich dieselbe schon früher Gegenstand der Ver- 
bandluDgen des Kongresses gewesen ist; allein das Interesse an dieser 
Frage ist seitdem in stetem Wachsen begriffen und ich glaube, dass die 
jetzigen Verhältnisse zu einer Lösung derselben mehr und mehr hindrängen 
werden. Schon im Jahre 1585 empfahl ein Mathematiker Simon Stevin 
▼an Brügge*) aufs eindringlichste das Dezimal -System in Münze, Maass 
und Gewicht, wiewohl er zugleich seinen Zweifel kundgab, dass die Ein- 
führung dieses Systems rasch vor sich gehen werde; — es biete aber so 
grosse Vortheile, dass, wofern die Menschen künftig die gleiche Natur be- 
hielten wie bisher, an seiner endlichen Durchführung nicht zu zweifeln sei; 



*) De ihiende, leerende door onghehoorde lichtichheit allen re- 
keningen , onder den menschen noodlich vallende, afveerdighen door heele 
ghetalen sonder ghebrokenen. Beschreven door Simon Stevin van 
Brugghe. Tot Leyden 1585. — In der zu gleicher Zeit veröffentlichten 

französischen üebersetzung lautet die bezügliche Stelle wie folgt 

„l'avancerait la chose, si les valeurs d'argent principalement de ce qui Se 
forge de nouveau, fussent valuez sur quelques Primes, Secondes, Tierces etc. 
— Mais si tout cecy ne fust pas mis en oeuvre, si tost comme nous le 
pourrions souhaiter, il nous contentera premierrement, qu'il fera du bleu 
h nos successeurs, car il est certain, que si les hommes futurs sont de teile 
nature comme ont est6 les precedens, qu'ild ne seront pas tousjours negligen? 
en leur si grande avantage.** 
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denn sie könnten unmöglich stets sa sehr ihr Interesse verkennen, um auf 
die ihnen dadurch gebotenen Erleichterungen zu verzichten. Es vergingen 
aber mehr als zweihundert Jahre, ehe die französische Nationalversammlung 
das Dezimal - System^ im Mtinzwesen durchführte. Im Jahre 1787 sprach 
Professor Hegewisch in Kiel zuerst die Hoffoung aus, dass die Zeit nahe 
sei, wo die europäischen Nationen ein gleiches Münzsystem auf Grund der 
Goldwährung adoptiren würden.*) Diese Idee ist nun in neuester Zeit von 
Herrn E. de Parieu in Paris, der die Priorität dem deutschen Hegewisch 
bereitwilligst zuerkennt und erst zur Geltung gebracht hat, nachdrücklichst 
wieder aufgenommen. Derselbe bemüht sich seitdem mit rastlosem Eifer 
für die Herbeiführung einer internationalen Münzuniformität überall Pro- 
paganda zu machen. 

Nach diesen wenigen Notizen, über das Alter der jetzt vorliege{nden 
Münzfrage, will ich zunächst den möglichen Einwurf ab weisen : ob es nicht 
überflüssig sei, die deutsche Münzangelegenheit schon jetzt wieder zum 
Gegenstände unserer Verhandlungen zu machen, nachdem der Heidelberger 
Handelstag sich erst im Herbste 1865 eingehend hiermit beschäftigt hat? 
Ich glaube, es ist schon deshalb an der Zeit, der MüozCrage wiederum 
näher zu treten, eben weil die Bestrebungen des Handelstags bisher er- 
folglos geblieben sind und in Dingen dieser Art immer erneuerte Anregungen 
der guten Sache nur von Nutzen sein können. Ferner sind auch wesent- 
lich neue bedeutende Momente für unsere^Münzfrage seit dem Handelstage 
hinzugekommen. Der Handelstag musste voraussetzen, dass eine Reform 
auf diesem Gebiete nur durch Verhandlungen der verschiedenen deutschen 
Regierungen unter einander^ und jeder Regierung wieder mit ihren Ständen 
zu Stande zu bringen sei. Seitdem ist aber diese politische Grundlage 
wesentlich umgestaltet, da wir jetzt, was Norddeutschland betri^Pt, die 



*) Professor Hegewisch über einen in Europa einzuführenden allge- 
meinen Münzfuss; im Jahre 1787. 

„Noch vor 50 Jahren würde man eine Idee dieser Art den frommen 
Wünschen beigezählt haben, die mehr gut gemeint, als ausführbar sind, 
und einen mehr mit Träumen als mit der wirklichen Welt beschäftigten 
Kopf verrathen. Gegenwärtig scheinen sich unter den europäischen Nationen 
richtige Begriffe von allem, was ihr wahres Interesse betrifft, hinlänglich 
verbreitet zu haben, um einem Vorschlag der auf evidente Wahrheiten ge- 
gründet ist, Aufmerksamkeit zu verschaffen* 

„Der ewige Friede würde unstreitig ein grösseres Gut sein als ein all- 
gemeiner Münzfuss, aber die aus letzterem entspringenden Vortheile und 
Bequemlichkeiten wären nicht zu verachten. 

„Allen Schwierigkeiten hierbei könnte vielleicht am kürzesten dadurch 
abgeholfen werden, wenn die europäischen Nationen vorerst nur für das eine 
der beiden Metalle, für das Gold, einerlei Münzfuss annehmen wollten.** - 
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Organe za einer gemeinflamen Legislation auch in Münzsaolien besitzen. 
Preussen hat durch die Einverleibung von Gebieten, welche bisher nach 
dem GoMenfusse rechneten, noch ein besonderes praktisches Interesse an 
der Herstellung eines einheitlichen deutschen Mflnzwesens gewonnen. Auch 
für Mecklenburg, Lauenburg, Schleswig-Holstein, und endlich fttr die Be- 
ziehungen Norddentschlands zu Süddeutschland ist eine neue Mflnzregelung 
durch die neuesten politischen Ereignisse dringlicher geworden. — Im Herbste 
1865 war von einer allgemeinen internationalen Münzeinigung noch nicht 
die Bede. Diese ist nun aber bei Gelegenheit der Pariser Weltausstellung 
im gegenwärtigen Jahre unter den Auspicien des Kaisers Napoleon leb- 
haft angeregt worden. Es haben sich mit der Anbahnung einer solchen 
Reform im Juni und Juli d J. beschäflügt eine offizielle internationale 
Münz -Konferenz und neben derselben eine ausserordentliche Kommission 
aus der Zahl der Sachverständigen bei der Ausstellung, und sind hierbei 
gerade die deutschen Mtbizzustände nicht am wenigsten erörtert worden. 
— Erwägt man alle die eben angedeuteten neuen Momente, dann werden 
Sie, meine Herren, gewiss nicht zweifeln können, dass der heutige Gegen' 
stand unserer Tagesordnung ganz eminent geeignet ist, um vom volkswirth- 
sd^s^lichen Kongress erörtert zu werden und über denselben sach* und 
zeitgemäss Resolutionen zu fassen. 

Die deutsche Mänzfrage hat im volkswirthschaftlichen Kongress und 
deutschen Handelstage bereits ihre Geschichte, und ich möchte Ihnen 
wenigstens einzelne Punkte derselben in Erinnerung bringen. 

Zuerst war 1859 auf dem Kongresse zu Köln von der Münzfi^ge die 
Rede. Man wies dort auf die Hamburger und die Bremer Spezial-Yaluta 
als auf Anomalien hin, deren Beseitigung empfohlen wurde, und beschloss 
un üebrigen, auf den Gegenstand einer allgemeinen deutschen Münz-Einheit 
in späteren Versammlungen zurückzukommen. 

Im Mai 1860 trat darauf der Handelstag in Heidelberg zusammen und 
beschloss, nach längeren Debatten, unter Beibehaltung des Thalers nach 
dem Dreissigthalerfuss als HauptmOnzsorte, als künftige allgemeine Rech» 
nnngseitiheit' in Deutschland den Drittel -Thaler, unter der Bezeichnui^ 
^Müfk^, mit konsequenter einfacher Dezimaltheilung nachdrücklichst zu 
empfehlen. Die Frage des XJebergangs zur Goldwährung ward damals ab- 
sichtlich noch bei Seite gelassen. 

Im September desselben Jahres wurde sodann die nämliche Münzfrage 
auf dem volkswirthschaftlichen Kongress zu Stuttgart verhandelt, wobei 
schon angelegentlicher als auf dem Handelstage auf die Vorzüge der Gold- 
währung hingewiesen ward; es wurden aber schliesslich die vom Referenten 
proponirten Resolutionen, welche auf den Beschlüssen des Handelstages be- 
ruhten und sich diesen genau anschlössen, adoptirt. 

So stand die Frage bis 1865, als der Handelstag und vorher schon 
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deMen bleibender Ausschuss, namentlich in Rücksicht auf den starken 
Silberabfluss nach Ost - Asien und auf die bedenkliche Vermehrung des 
Papiergeld -Umlaufs in Deutschland , die Anbahnung der Goldvaluta ins 
Auge fassten. Auf ein vom Handelstags-Ausschuss erlassenes Zirkolar- 
schreiben an die Handelskammern, betreffend die Herbeiführung einer an 
die Stelle der „Eroneu'' zu setzenden anderen Yereins-Goldmünze , gingen 
35 Gutachten ein, von welchen die grosse Mehrzahl die Einführung einer 
Vereins -Goldhandelsmünze 77 Va Stück auf das metrische Pfund von Vto 
Feinheit, also in genauer üebereinstimmung mit dem ^anzöschen Zwanzig« 
frankenstück, empfahl 

Im Anschlttss an diese Gutachten und im üebrigen an die Heidelberger 
Resolutionen vom Mai 1861 beschloss sodann am 27. September 1865 der 
dritte Handelstag, dass in ganz Deutschland als allgemeine Werth-Einheit 
der Drittel-Thaler, unter der Benennung „Mark'', mit direkter Theilung in 
100 Pfennig zu empfehlen sei; dass daneben aber Goldmünzen, 77 Va Stück 
auf ein Pfund Gold von Yio Feinheit ausgeprägt werden sollten, welche 
Münzsorte bei den öffentlichen Kassen zu einem festen Kurse anzunehmen 
wären, eventuell wenigstens zu einem von Zeit zu Zeit bekannt zu machen- 
den, der jedesmaligen wirklichen Werthrelation der Edelmetalle entsprechen« 
den Kurse zu rundem Betrage. 

Der letztere Vorschlag wurde nur als eine den späteren Uebergang 
zur Goldwährung vorbereitende Maassregel aufgefasst. Auf der anderen 
Seite fehlte es aber auf dem Handelstage auch nicht an gewichtigen Stim- 
men, welche vor Allem die Herstellung einer auf der bestehenden Silber- 
währung und konsequenter Dezimaltheilung begründeten allgemeinen deut- 
schen Münzeinheit für die praktische Hauptsache erachteten und die Frage 
einer neuen deutschen Goldmünze für einstweilen noch nicht opportun er- 
klärten. 

Seit jenen Frankfurter Münzresolutionen im Herbste 1865 sind aber 
für die Entwickelung des ganzen europäischen Münzwesens sehr beachtens- 
werihe Ereignisse eingetreten, welche auch bei einer erneuerten Erwägung 
unserer deutschen Münzzustände nicht ausser Betracht bleiben können. 
Durch den Pariser Münzvertrag zwischen Frankreich, Belgien, Italien und 
der Schweiz vom 23 Dezember 1865 (dessen Zustandekommen vornämHch 
den Bemühungen des vorhin erwähnten Herrn de Parieu zu verdanken ist), 
wurde ein gleichmässiges Münzwesen für diese 4 Länder erreicht, indem 
im Wesentlichen das französische System adoptirt wurde, jedoch unter ge- 
meinschaftlicher Herabsetzung des Feingehaltes der künftig nur als Scheide- 
münzen geltenden silbernen 2-, 1- und V2 - Frankstücke von *w/iooo auf 
®'Viooo. Trotz des Widerstrebens von Belgien, der Schweiz und Italien 
musste jedoch die französische Doppelwährung im Münzvertrage beibehalten 
werden, denn für etwa künftig (bei niedrigerem Silberpreise) wied^ zu 
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pr&gmide silberne Fünfirankenstacke ist der bisherige Münsfuss und die 
Geltung als Eorantmttnze keineswegs aufgehoben« 

An diese Münzkonvention vom 23. Dezember 1865 haben sich nun im 
gegenwärtigen Jahre andere Vorgänge genau angeschlossen, welche die 
FnndamentalbestimmuBgen derselben weiter zu verbreiten die Tendenz 
haben. Es gehören dahin die bereits von mir erwähnten Verhandlungen 
und Beschlüsse der internationalen Münz-Konferenz vom 16. Juli d. J. und 
dai^en die Vorschläge des Komite der Gewichte, üaasse und Münzen 
bei der allgemeinen Ausstellung von 1867- Ich brauche auf den Inhalt 
dieser wichtigen Aktenstücke nicht näher einzugehen, Sie finden beide in 
der Ihnen zugestellten Vorlage mit abgedruckt 

Indem ich nun auf unsere heutige spezielle Aufgabe selbst eingehe, 
will ich zunächst offen gestehen, dass das in den von mir Ihnen vorgelegten 
Besolutionen empfohlene System, obschon es die Sanktion des Handelstages 
erhalten hat, nicht den Anspruch erheben kann noch will, den unbedingten 
Vorzug vor dem Uebergange zur reinen Goldwährung und zum Franken« 
System zu verdienen. Beide Systeme haben ihre eigenthümlichen Vorzüge 
und Bedenken; beide lassen auch verschiedene Modifikationen zu. Die 
Entscheidung zwischen ihnen muss wesentlich davon abhängen, ob man 
mehr die praktische Rücksicht will vorwalten lassen, möglichst bald in 
Deutschland zur Dezimaltheilung im Münzwesen und zur Beseitigung der 
noch obwaltenden Verschiedenheiten zu g^angen, oder ob prinzipielle An* 
forderungen und weiter gehende Wünsche wegen internationaler Münzeinheit 
den Ausschlag geben sollen. Sodann kommt viel darauf an, wie man über 
die 8. g. Doppelwährung denkt. Ich kann in der That die jetzt so häufig 
gegen dieselbe gehörten Bedenken nicht völlig und nicht unbedingt theilen, 
und ich halte die Dopgelwährung, namentlich als Uebergangsstadium bei 
Annahme der Goldwährung, wofern nicht ausserordentliche Umstände einen 
solchen Sehritt herbeiführen, für fast unvermeidlich. — Ueberhanpt aber 
bieten sich nach meinem Dafürhalten bei der gegenwärtigen Lage der 
Sache vomämlich folgende sechs) Modalitäten dar, zwischen welchen bei 
einer Münzreform in Deutschland die Wahl zu lareffen sein würde. 

1) Zuerst führe ich dasjenige System an, welches von Herrn Michel 
Chevalier letzthin, nachdem er sich endlich mit der Goldwährung etwas be- 
freundet hat, vorgeschlagen ist. Er will durch einen allgemeinen inter- 
nationalen Münzvertrag eine ganz neue metrische Goldmtlnze mit dezimaler 
TheOung einführen. Die Münzeinheit soll bestehen aus 5 Grammen Münz- 
gold (»/i0 fein) würde also einen Werth von W/2 Franks darstellen. Die 
Einführung dieses Systems, welchem der belgische Bevollmächtigte bei der 
internationalen Münzkonferenz das Wort redete, wtta*de eine vollständige 
Umwälzung der bisherigen Mttnzverhältnisse in der ganzen zivilisirten Welt 
Toranssetzen, und daher von immenser praktischer Schwierigkeit begleitet 
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sein. Kein einziger Staat würde seine bisherigen Münzen und WerÜiein- 
heiten beibehalten und dem nenen Systeme passend akkomoc&en können. 
Herr Michel Gbevalier hat dies System hauptsächlich deshalb vorgeschlagen, 
um dadurch den direkten Zusammenhang der Münzeinheit mit dem metri- 
schen Gewicht zu bewahren, welcher allerdings bei Annahme des goldenen 
5- oder 20-Frankenstück8 zur Münzeinheit ganz Valoren geht Indem das 
silberne l-Frankstück ursprünglich genau 5 Grammen Münzsilber enthielt, 
war das metrische #ewieht auch die Basis des französischen Münzsystems. 
Bei Annahme der Goldwährung soUtelnach Chevalier's Ansieht rationeller 
Weise die neue Münzeinheit sich ebenfalls auf ein bestimmtes Gewicht in 
Grammen begründen, und dies um so mehr, wenn dieselbe fOr alle Zukunft 
allgemeine internationale Geltung^gewinnenJsoU. 

2) Das nächstfolgende System ist dasjenige, welches in der internatio- 
nalen Münz-, Maass- und Gewicht -Kommission von Seiten des Freiherm 
Y. Hock empfohlen wurde. Dasselbe geht darauf hinaus, dass die Prin- 
zipien des am 23. Dezember 1865 zwischen Frankreich, Italien, Belgien 
und der Schweiz geschlossenen Vertrages von den übrigen Staaten adoptirt 
werden, jedoch mit der Modifikation, dass keine Doppelwährung, sondern 
reine Goldwährung zur Geltung komme. Für die letztere Aenderung hatten 
sich, wie bereits erwähnt, bei den Yertragsverhandlongen die übrigen kon- 
trahirenden Mächte ausser Frankreich ^klärt, allein wegen des entschie- 
denen Widerspruchs des letzteren war es bei der Doppelwährung in der 
Konvention geblieben. Freilich ist auch die Mehrzahl der französischen 
Yolkswirthe stets gegen Beibehaltung der Doppdw&hmng gewesen, allein 
in den Ee^erungskreisen wird geltend gemacht, es sei an und für sich 
vorzuziehen, wenn beide Fdelmetalle als gesetzliche Basis des Geldwesens 
dienten, als wenn dies nur bei Einem, Gold oder Silber, der Fäll sei, denn 
der Werth des Geldes werde eben dadurch, allen anderen Gegenständen 
gegenüber, stabiler. Fcvktisch werde ja doch zu jeder gegebenen Zdt im- 
mer, was die Gesetzgebung auch immerhin vorschriebe, nur Eins der bei- 
den Metalle den Werthmaassstab im Verkehr abgeben, da aatüiüch stete 
in dem zur Zeit relativ wohlfeilsten MetaUe werde gezahlt werden. Bei 
bedeutenden Aenderungen in den Werihverhältnissen der Edelmetalle zu 
einander sei der Yortheil selbstverständlich auf Seiten des Schuldners, und 
zwar müsse dieser Yortheil, bei einmal bestehender gesetzlicher Doppel- 
währung, wie in Frankreich, als wohlerworbenes Recht betrachtet und ge- 
schützt werden. Dass in der That gewichtige Grtinde gegen die Beseitigung 
der Doppelwährung, wo sie einmal besteht, sprechen müssen, lässt siclw 
auch darauS^ abnehmen, dass Frankreich hierin keineswegs allein steht, 
sondern auch die Vereinigten Staaten von Amerika bei ihrer Mttnzreform 
im Jahre 1853 die Doppelwährung prinzipiell beib^alten haben. Die inter- 
nationale Münzkdnferenz :ünd die Kommission der Maasse, Gewichte nid 
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Münzen haben jedoch ein entschiedenes Votom gegen die Doppelwährung 
abgegeben, weldie sie nur als Uebergangsmaassregel zugelassen wissen 
wollen. 

Nach diesem System ist zwischen Oesterreich und Frankreich eine 
▼orläufige Münzübereinkunft entworfen, wonach für Oesterreich künftig 
das goldene Fünffranken6tück als 2 Gulden (25 Franks in Gold = 10 Fl.) 
gelten soll, und auch in Süddeutschland hat dasselbe schon manche An- 
hänger gefunden, wobei darauf hingewiesen wird, dass man dann gleich 
auch zur Frsmken-Eechnung übergehen möge und dass das üebergangs- 
Btadium verhältnissmässig bequem sei, da der Thaler zu 3 Franks 75 Gent. 
zu rechnen wäre. 

3) Ein drittes System ist dasjenige, welches auf dem Frankfurter 
Handelstage bereits ausführlich erörtert worden ist Es besteht, wie schon 
▼orhin erwähnt, in Annahme der Markrechnuog (den Drittelthaler mit 
DezimaltHeilung) und in Ereirung einer deutschen Goldmünze, 129 auf das 
metrische Pfund Münzgold also ganz gleich mit I2V2 Franks in Gold, und 
nahezu den Werth eines halben Sovereigns darstellend. Diese Goldmünze 
soll, zum Werthe von 10 Mark gerechnet, gesetzliches Zahlungsmittel wer- 
den, wonach mithin eine Doppelwährung wie die französische bei uns 
wtlrde eingefOhrt werden. Dieses Goldstück würde 10 Mark, 100 Groschen, 
1000 Pfennigen gleich sein. 

Was zu Gunsten dieses System sich sagen lässt, ist kn letzten Jahres- 
bericht der Kölner Handelskammer in klarer Weise ausgedrückt. Und da 
es mir wichtig erscheint, dass der Eongress hiervon sowie von anderen 
im genannten Bericht dargelegten sehr beachtenswerthen Gesichtspunkten 
Kenntniss nimmt, so will ich mir erlauben, den ganzen betreffenden Passus 
desselben zu verlesen. Es erscheint mir dies um so angemessener als der 
Kongress darin zugleich die Alternative zwischen der Annahme des Mark- 
und des Franken -System deutlich entwickelt findet, denn auf eine Wahl 
zwischen diesen beiden Modalitäten wird es schliesslich doch hinauskommen. 

„Eine vollständig dezimale Gliederung der deutschen Münzen (lautet 
es im Berichte) ist ein unabweisbares Bedürfhiss. Zur Erreichung dieses 
Zieles bieten sich zwei \!7ege, und zwar entweder die Annahme der viel- 
fach empfohlenen Mark (Va Thlr.), oder die des Frank als Einheit des 
deutschen Mflnzsystems. Im ersteren Falle schliesst man, unter Beibehal- 
tung aller Münzstücke der Länder der Thalerrechnung, an Vorhandenes 
an, und bleibt auch mit dem Münzsysteme Oesterreichs in der engsten 
Verbindung; im letzteren Falle dagegen kann keine der vorhandenen 
Münzen deutschen Gepräges beibehalten werden, und, indem der Verband 
mit Oesterreich aufgegeben wird, gelangt man zum vollständigen Anschlüsse 
an das von Frankreich, Belgien, Italien und der Schweiz adoptirte Münz- 
i^tem. 

5 
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„Beide Wege haben ihre Vorzüge, beide aber auch ihre Schattenseiten. 
Beim Betreten des ersteren, also bei Annahme der Mark, wird das deutsche 
Volk, welched in vielfache, wenn auch höchst erwünschte Neuerungen in 
den nächsten Jahren sich einzuleben hat, nicht in die Lage versetzt, gleich- 
zeitig auch noch einer derartigen, auf das Tiefste in das Leben und in 
den täglichen Verkehr eingreifenden Umgestaltung sich unterziehen zu 
müssen. Der sofortige Uebergang zum Franksystem lässt uns dagegen mit 
einem Schritte das Ziel erreichen, dem ohne Zweifel mit der Zeit alle 
zivilisirten Staaten der Erde zustreben werden, und es würde der Vorgang 
Deutschlands in dieser Richtung ein bedeutender Impuls für andere Länder 
sein, auch ihrerseits jenem Ziele rascher zuzueilen. 

„Die Entscheidung darüber: ob Mark, ob Frank? ist daher das Erste, 
worüber man in Deutschland sich klar werden muss. 

„Sodann entsteht die weitere, von uns wiederholt in bejahendem Sinne 
beantwortete Frage: soll alsbald zur Goldwährung übergegangen, oder soll 
einstweilen noch die Silberwährung beibehalten, und welches Geldstück soll 
im ersteren Falle als Basis des neuen Münzsystems, im letzteren als Gold- 
handelsmünze angenommen werden? 

„Adoptirt Deutschland den Frank und entschliesst sich zum sofortigen 
Uebergange zur Goldwährung, so muss und kann nur ein Goldstück im 
Werthe von Va Napoleon (10 Franks) die Basis unseres Münzsystems bil- 
den, während das 20-Franksstück die hauptsächlichste Goldmünze im Ver- 
kehre sein würde. Wird, unter Annahme des Frank in Silber, der Ueber- 
gang zur Goldwährung dagegen noch hinausgeschoben, so dürfte ebenfalls 
nur das 20-Franksstück als deutsche Goldhandelsmünze gewählt werden. 

„Entscheidet man sich jedoch für die Mark, so ist weder bei der Fort- 
dauer der Silberwährung das 20-Franksstück als passende Goldhandels- 
müuze, noch beim alsbaldigen Uebergange zur Goldwährung als haupt- 
sächlichste Verkehrsmünze und dessen Hälfte (10 Franks) als Einheit un- 
seres Münzsystems zu brauchen, weil durch die Verhältnisszahlen von 1 
zu 16, beziehungsweise 1 zu 8 Mark die dezimale Gliederung der Münzen 
unterbrochen wird. Es bleibt bei der Annahme der Mark keine andere 
Wahl übrig, will man nicht den englischen V2 und 1 Sovereign als deutsche 
Goldmünzen adoptiren, als I2V2- und 25 -Franksstücke auszuprägen, von 
denen das erstere die Basis des Marksystems mit Goldwährung bilden, 
während das letztere in diesem Falle das hauptsächlichste Zirkulations- 
mittel, und unter Fortdauer der Silberwährung die Goldhandelsmünze ab- 
geben wtlrde. 

„Ueber diese Fragen wird man sich,, und zwar in der angedeuteten 
Beihenfolge zu entscheiden haben. Ein Abgehen hiervon, und zwar die 
vielseitig empfohlene Annahme der Mark unter gleichzeitiger Ausprägung 
von 20-Frank8Stücken, führt nur zu Flick- und Stückwerk. Abweichend 
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▼on der Aoffassiing anderer Handelskammern etc. vermögen wir überhaupt 
einer sogenannten GoldhandelsmOnze, d. h. einer deutschen Goldmünze 
unter Herrschaft der Silberwährung, nur insofern eine Wichtigkeit beizu- 
legen, als sie bei richtiger Wahl den üebergang zur Goldwährung anzu- 
bahnen im Stande ist Unter Fortdauer der Silberwährung kann nämlich 
keine Goldmünze — sie möge für immer mit einem festen Kurs in Silber, 
wie der preussische Friedrichsd'or ausgestattet, oder es mag eine, nur für 
einen bestimmten Zeitraum gültige Eursregulirung, wie bei der dermaligen 
Goldkrone vorbehalten, oder es mag die Fixirung des Silberwerthes, wie 
bei den Norddeutschen Pistolen, nach Maassgabe der täglichen Werth- 
relatlonen zwischen Gold und Silber lediglich dem Verkehre überlassen 
sein — irgend welche hervorragende Bedeutung für den grossen Verkehr 
gewinnen. Durch die Werthfizirung in Silber verliert nämlich die be- 
treffende Goldmünze den Anschluss nach Aussen, da das Ausland die über 
ihren inneren Goldwerth in Silber abgeschätzten Goldmünzen nicht zu voll 
annimmt, dagegen die unter demselben in Silber tarifirten Goldstücke be- 
gierig an sieh zieht, dieselben aber nicht in ihre Heimath zurückgelangen 
l&sst Auf der anderen Seite vermögen aber die den täglichen Werth- 
schwankuBgen zwischen Gold und Silber unterworfenen Goldmünzen im 
inneren Verl^ehre keinen Boden zu gewinnen, weil sie wegen ihrer steten 
Eursveränderungen bei Wechsel- etc. Zahlungen, deren Valuta in Silber 
ausgedrückt ist, einfach nicht genommen werden.^ 

Das 4. System ist das in der von mir vorgeschlagenen, Ihnen gedruckt 
vorliegenden Besolution enthaltene, die ich sogleich zu erläutern gedenke. 

Das 5. System besteht im Beharren beim jetzigen Münzwesen in Nord- 
deutschland bis auf Weiteres, lediglich mit der Aenderung, dass der 
Groschen allgemein in 10 Pfennig getheilt würde, wie dies schon jetzt in 
Sachsen, im ehemaligen Königreich Hannover, in Braunschweig, Sachsen- 
Altenburg und Sachsen -Gotha der Fall ist, und dass jliejenigen Theile 
Norddeutschlands, welche bisher nicht nach Groschen rechneten, denselben 
mit Zehntheilung ebenfalls annehmen. Bei Adoption dieses Systems würde 
man mit dem Üebergang zur Goldwährung warten bis zum Abschluss der 
von Paris ausgehenden internationalen Münzreformbewegung, und ebenso- 
wenig die Markrechnung einstweilen einführen. 

6) ist noch die Modalität anzuführen, wonach die Theilung des Süber- 
groschens in 12 Pfennig, wie sie in den alten Preussischen Provinzen be- 
steht, auf den ganzen Norddeutschen Bund übertragen würde. Dies wäre 
für. die Länder, welche bis jetzt die Dezimaltheilung des Groschens haben, 
ein Bückschritt; es möchte aber vielleicht auf der andern Seite durch die 
hergestellte allgemeine Gleichförmigkeit der spätere Üebergang zu einer 
weiteren durchgreifenden gleichmässigen Münzreform erleichtert werden. 

Wenn für jetzt umfassendere Beformen sich nicht erreichen lassen 

5* 
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sollten, wäre es jedenfalls schon als ein Fortschritt zu betrachten, das vor- 
hin an fünfter Stelle angedeutete System in Deutschland eingeführt zu 
sehen. — 

Zum Schluss dieser einleitenden Darstellung möchte ich noch mit 
wenigen Worten das Verhältniss der hiesigen Bankovaluta zur vorliegen- 
den Münzfrage berühren. Wir„ Hamburger sind in Betreff derselben in 
anderer Lage als Bremen, welchesjbekanntlich ebenfalls im Gold -Thaler 
seine eigenthümliche Valuta besitzt , denn in Bremen ist diese Goldmünze 
zugleich auch das Landeskurantgeld, während in Hamburg nach einer 
Münz Verordnung von 1857 der s. g. 14 -Thaler-, jetzt 30-Thaler-Fuss der 
gesetzliche Landesmünzfuss ist und die einheitliche deutsche Münzreform, 
wenn sie die Basis des Silberthalers behält, hier nur die Theilung des- 
selben abändern würde. Es ist daher die Banko-Yaluta bei der Betrachtung 
der deutschen Münzfrage ganz aus dem Spiele zu lassen. Dem Hamburger 
Bankogeld ist überhaupt nur eine konventionelle Valuta, deren Fortdauer 
oder Aufhören lediglich vom Belieben des betheiligten Handelsstandes ab- 
hängen muss, aber durch Einführung keines der angedeuteten, Münzreform- 
Systeme in Deutschland direkt berührt werden könnte und dürfte. Es 
wäre, nach meiner individuellen Meinung — und, wie die veröffentlichten 
Verhandlungen der hier 1864 zur Prüfung der Bankvaluta -Frage nieder- 
gesetzten kaufmännischen Kommissen darthun, auch nach der Ansicht vieler 
hiesiger Kaufleute — eine zeitgemässe Vereinfachung und für den hiesigen 
wie den allgemeinen deutschen Verkehr ein wesentlicher Vortheil, wenn 
man in Hamburg aufhörte, sich dieses konventioneUen Zahlungsmittels und 
dieser isolirten Rechnungsweise zu bedienen, allein auf dem Wege der 
Münzreform lässt sich das nicht ohne Weiteres und unmittelbar erreichen, 
sondern muss dies der kaufmännischen Praxis und der Zeit überlassen bleiben. 

Ich erkube mir nun, meine Herren, die von mir proponirten Besolntionen, 
die ich sodann noch mit ein paar Worten erläutern will, zu verlesen. 

Sie lauten: 

I. Es ist zeitgemäss und höchst wünschenswerth, dass die einer voll- 
ständigen Münzeinheit in Deutschland noch entgegenstehenden BSndemisse 
und ausnahmsweisen Zustände baldigt beseitigt werden und dass man gleich- 
zeitig die Anbahnung eines späteren üebergangs zur Goldwährung, im ge- 
eigneten Anschluss an die Pariser Münzkonvention vom 23. Dezember 1865 
und die von der internationalen Münzkonferenz im Juli 1867 empfohlenen 
Grundsätze in's Auge fasse. 

n. Um eine vollständige praktische Münzeinheit in Deutschland her- 
beizuführen, wird zunächst, in wesentlicher üebereinstimmung mit frühere 
Beschlüssen des volkswirthschaftlichen Kongresses (1860 u« 1861) and mH 
den Eesolutionen des ersten und dritten deutschen Handelstages (1861 u. 
1865), empfohlen; 
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1) dass bis zur durchgängigen Einführung der alleinigen Goldwäh- 
rung der Vereins -Thaler, 30 Stück ein Pfund feines Silber ent- 
haltend und nach den Bestimmungen des Wiener Münzvertrages 
vom 24 Januar 1857 geprägt, die Hauptmünzsorte in ganz Deutsch- 
land bilde; 

2) dass aber als Rechnungs-Einheit der Drittelthaler unter der Be- 
nennung „Mark** anzunehmen, mit direkter Theilung in 100 Pfen- 
nige (wobei übrigens die besondere Bezeichnung des Werths Ton 
10 Pfennigen als Groschen zulässig bleibt); 

3) dass die Silberkurant- Ausprägungen zu beschränken auf Drei- 
mark-(Thaler-), Einmark- und Halbmark-Stücke, und die Scheide- 
münz-Ausprägungen auf20-Pfennig8tücke (zwei Groschen), 10-Pfen- 
nigstücke (Groschen), 5-, 2- und l-Pfennigstücke; 

4) dass die Einziehung des nach der bisherigen süddeutschen Wäh- 
rung ausgemünzten Eurantgeldes innerhalb fünf Jahre geschehen 
möge, bis dahin aber die betreffenden Münzsorten innerhalb ihres 
bisherigen Bereichs zu dem nach ihrem Münzfuss ihnen beizu- 
legenden Werthe verbleiben. 

III. Was die Goldmünze betrifft, wird empfohlen: 

1) die im Wiener Münzvertrage vereinbarte Goldmünzsorte der 
ganzen und halben Kronen gänzlich zu beseitigen und dagegen 
die Ausprägung gemeinsamer neuer deutscher Goldmünzen von 
Vio Feinheit, welche in einfachem Verhältnisse zum goldenen 
Fünf&ankenstücke (310 Stück auf das Pfund Münzgold) stehen 
würden^ zu belieben; 

2) zu bestimmen, dass diese Goldmünzsorten bei allen öffentlichen 
Kassen anzunehmen zu einem bekannt zu machenden Kurs, wel- 
cher in rundem Betrage sich der bestehenden wirklichen Werth' 
relation der Edelmetalle thunllchst anzuschliessen und bis zu 
einer anderweitigen Tarifirung zu gelten hätte. 

Die meisten Sätze der eben verlesenen Resolution werden kaum einer 
Erläuterung bedürfen, da sie theils allgemeine als berechtigt anerkannte 
Forderungen aufstellen, theils auch nur frühere Beschlüsse des Handels- 
tages und des Kongresses unverändert wiederholen. 

IL 3) enthält aber eine Abweichung von den Beschlüssen des Handels- 
tages, insofern der Entwurf des Handelstags auch 4- und 2-Markstücke 
ausgeprägt wissen wollte. Es war das damals in Rücksicht auf Oesterreich 
beliebt. Diese Rücksicht ist inzwischen weggefallen, weil Oesterreich, nach- 
dem es auf seinen Antrag von den Verpflichtungen des Wiener Münzver- 
trags von 1857 gelöst ist, im Münzwesen seine eigenen Wege geht und 
man die Münzsorten nicht unnöthig vervielfältigen soll. 
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n. 4) ist abernommen ans den Beschlüssen des Handelsta^es von 1865, 
und ist dazu bestimmt, die nothwendige Rücksicbtnalime auf Süddeutschland 
nicht ausser Betracht zu lassen. Es lässt sich indess nicht verkennen, dass 
Süddeutschland in letzterer Zeit der Annahme des vollständigen Franken- 
Systems geneigter geworden und die eventuelle Einführung des angeregten 
Marksystem dort in demselben Maasse an Chance verloren hat. Besonders, 
wenn Oesterreich ein auf das goldene Fünffrankenstück basirtes neues 
Münzsystem adoptiren sollte, würde der Anreiz sich demselben anzu- 
schliessen in Süddeutschland um so stärker werden. Ist die Meinung dort 
vorherrschend, dass früher oder später doch eine allgemeine Annahme des 
Frankensystems bevorsteht, so wäre es eine sehr schwere Aufgabe, für 
diesen Fall den Süddeutschen zu überreden, erst von der süddeutschen 
Gulden- zur Mark- Eechnung, und dann später von dieser wieder zum 
Franken-System überzugehen. Durchgreifende Münzveränderungen lassen 
sich leichter projektiren und selbst dekretiren, als praktisch durchführen. 

Zu III. 2) kann ich, aufrichtig gesprochen, selbst die Besorgniss nicht 
ganz abweisen, dass der vorgeschlagene Eassenkurs der Goldmünzen wenig 
Aussicht hat, angenommen zu werden; den Einen scheint eine solche Maass- 
regel zu weit zu gehen, den Anderen lange nicht weit genug. Meiner An- 
sicht nach würde es eine wirksame allmälige Anbahnung der Goldwährung 
sein, wenn die Staatskassen und namentlich auch sämmtliche Eisenbahnen 
in Deutschland sich entschlössen, 20-Frankstücke (und ihre goldenen Theil- 
stücke) zu einem periodisch bekannt zu machenden bestimmten Kurs an- 
zunehmen. Gerade diese Vorkehrung dürfte auch im gewöhnlichen täglichen 
Verkehre jener Goldmünze bald mehr und mehr Eingang verschaflfen und 
eine gewisse Stabilität des Kurses sichern. Ein erhebliches Risiko ist mit 
solcher Vorkehrung nicht verbunden (vomämlich seitdem in Indien das 
Thesauriren von Gold die Nachfrage nach Silber künftig minder intensiv 
wird auftreten lassen) und das Publikum würde sich wieder mehr an die 
Verwendung von Goldmünzen statt der kleinen papiernen Kassenanweisungen 
gewöhnen. 

Schliesslich, meine Herren, bitte ich Sie, die Ihnen vorliegenden Re- 
solutionen, in ihren Grundzügen als ein zusammenhängendes Ganzes zu 
betrachten, bei dem es bedenklich ist, im Verlauf der Debatte einzelne 
Punkte und Spezialitäten hinein- oder heraus - amendiren zu wollen, ohne 
das Ganze zu revidiren. Nehmen Sie dieselben an als Ganzes, oder aber 
lehnen Sie sie als Ganzes ab, und beschliessen dagegen die Empfehlung 
eines in sich zusammenhängenden anderen Systems, wie etwa den voll- 
ständigen Anschluss an die Goldwährung und das Frankensystem. (Bravö). 

Bergius. Ich weiss nicht, welche Ansicht an dieser Stelle über die 
Münzfrage, und namentlich über die Bankovaluta vorherrscht, und hätte 
wohl gewünscht darüber Aufklärung aus der Debatte schöpfen zu. können. 
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IcÜ habe mich frtther, als Herr Dr. Soetbeer die Münzfrage ansfQhrlich 
erörterte, zurückgehalten, aber jetzt habe ich meine Schüchternheit über- 
wunden, da die Frage ein Steckenpferd von mir ist und nur Wenige sie 
Btudirt haben. 

Bereits 1854 habe ich vor diplomatischen Verhandlungen zur Ver- 
besserung des Münzwesens gewarnt, und ich glaube, der Erfolg hat gelehrt 
dass meine damalige Warnung eine berechtigte war. 

Jetzt ist eine Reform des Münzwesens bedeutend erleichtert, da die 
Lösung der Frage nunmehr in die Hand des Norddeutschen Bundes ge- 
legt ist. Es wäre sehr gut, wenn wir dem Reichstage einen guten Vor- 
schlag auf diesem Gebiete machen könnten ; ich vermag aber in den pro- 
ponirten Resolutionen einen solchen nicht zu entdecken. 

Die Fundamente des preussischen Münzwesens halte ich für durchaus 
verfehlt; und ich glaube man sollte den Versuch aufgeben, daran herum- 
zuflicken. Es kann eine wahre Besserung nur eintreten, wenn jdie preussi- 
sche Regierung die Sache energisch selbst in die Hand nimmt, und zwar 
ohne Bücksicht auf Oesterreich, da Oesterreich, ein Land, wo Silber eine 
seltene Sache ist, im Münzwesen für diejenigen Staaten, welche eine feste 
Valuta besitzen, ganz ohne Bedeutung ist. 

Ich will daher in der Lage, in welcher die Sache sich nun einmal be- 
findet, kein neues System vorschlagen, sondern nur für einige allgemeine 
Gesichtspunkte Ihre Aufmerksamkeit erbitten. 

Ich halte es zunächst für verkehrt, das Franksystem als Ideal hinzu- 
stellen, wie einige süddeutsche Versammlungen das gethan haben; und ich 
warne heute vor dieser Idealisirung, wie ich 1854 vor Verhandlungen mit 
Oesterreich gewarnt habe. 

Dagegen, meine ich, liegt die beste Lösung der Frage in einem An- 
schluss an das englische System, 

Hoffmann hat vorgeschlagen, Preussen solle englische Sovereigns ä 
6 Thlr. 10 Sgr. prägen, und zwar aus Bukatenmasse, und dieser Vorschlag 
ist heute leichter ausführbar als damals, weil man seitdem in der Fähigkeit 
reines Gold zu prägen, bedeutende Fortschritte gemacht hat. 

Den Hoffmann'schen Vorschlag habe ich später näher erörtert, und 
zwar mit Beschränkung meiner Betrachtung auf Preussen. Ich ging davon 
aus, dass das französische System erfahrungsgemäss das Silber aus dem 
Lande getrieben hatte, und fragte mich, warum sollten wir nicht das eng- 
lische System annehmen können, das in seiner Heimath seit 1816 besteht, 
und auch heute noch eine grössere Verbreitung hat, als das Franken- 
System. 

Heute könnten wir jedenfalls statt der verunglückten Kronen Sovereigns 
einführen; und würden sich dieselben um so bequemer handhaben lassen, 
als 1 sh. gen^u gleich ya Thlr. oder gleich der jetzt proponirten Mark ist 
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Die Sübermünze müsste neben dem Sovereign, wie ich das ebenfalls 
schon früher vorgeschlagen, nur als Scheidemfinze fortbestehen. 

Ich glaube auch noch heute die Ausführbarkeit dieses Systems btdiihen 
zu müssen, unter der Voraussetzung allerdings, dass die Preussische Be- 
gierung etwas mehr als bisher auf das Münzwesen verwenden müsste. 

Eine Schwierigkeit, die^sich aber überwinden Hesse, ist es, dass wir 
30 Millionen Staatsschuld in Silber zu bezahlen haben. 

Dagegen würde das Uebergangsstadium sehr viel erleichtert werden 
können, indem man bis zur Vollendung der Beform vollwichtige Sovereigns 
an den Staatskassen annähme. 

Es würde ferner ein Vorzug dieses Systems sein, dass es den an sich 
unbequemen Thaler beseitigt, und an Stelle desselben den bequemeren 
Gulden = 2 sh, setzte. 

Die 8 Groschenstücke würden bleiben können; die 5 Groschenstücke 
dagegen wegfallen. ~ Vielmehr würde das Drittelthalerstück in 10 Theile 
zerfallen. Ich meine früher dieses Zehntel wieder in Zehntel zerlegen zu 
sollen. Allein von dieser Ansicht, welche Hoffmann und Mac Gulloch ver- 
worfen haben, bin ich zurückgekommen und ziehe jetzt für die ganz kleine 
Münze die Zwölftheilung yor. Es hat dies grosse Vortheile für die Be- 
rechnungen im täglichen Leben, und namentlich werden beim Uebergange 
von der Zwölf- zur Zehntheüung die mit den kleinsten Münzen zu kau- 
fenden Dinge um ein geringes theurer. 

Der Präsident theilt mit, einen Antrag von Zacharias zu II. 3) der 
Besolutionen: 

dass die Silberkurant- Ausprägungen zu beschränken auf Drei- 
mark -(Thaler-) und Einmark- Stücke und die Scheidemünz -Aus- 
prägungen auf Halbmark-Stücke nnd — gleichlautend mit dem 
Antrage des Eeferenten; 
femer, einen Antrag von Dr. Wolff, als Zusatz zu den Resolutionen: 
Irgend welche Aenderungen der bestehenden Münzverhältnisse 
sind erst dann vorzunehmen, wenn ein definitiver Plan fOr sämmt- 
liche Aenderungen in sämmtlichen Staaten Deutschlands in An- 
schluss an die auf der Pariser Konferenz vertreten gewesenen 
Staaten gesetzlich fessteht. 
Dr. Soetbeer: Ich will gegen Herrn Prof. Bergius nur den thatsäch- 
lichen Umstand bemerken, dass die englischen Kommissarien bei der inter- 
nationalen Münzkonferenz in Paris sich in keiner Weise gegen die Fest- 
setzung von Vio Feingehalt der Goldmünzen erklärt haben, und dass über- 
dies sich dort keine einzige Stimme für die Annahme des englischen Münz- 
systems erhoben hat 

Dr. Alexander Meyer: Ich wage mich nicht auf das Gebiet der Münz- 
Politik und der praktischen Beform- Vorschläge, sondern will nur einige 
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kultarhiBtorische Gesichtspankte geltend machen, welche bei dieser Ge- 
legenheit sich aufdrängen und welche die Einführung der Goldwährung 
als eine historische Nothwendigkeit erscheinen lassen. 

Der Silber -Abfluss nach Ost- Asien, welchen man für Einführung der 
Goldwährung anzuführen pflegt, ist eine so uralte Kalamität, dass meine 
Antwort auf die Frage: Womit beginnt die Weltgeschichte? lauten würde: 
Mit dem Silber -Abfluss nach Ost- Asien 1 — Der Austausch der Produkte 
Indiens gegen Edehnetalle ist der wohlthätige erste Anstoss gewesen zu 
seiner grossen Handels- und Industriebewegung, in deren Mitte wir heute 
stehen. 

Die Inder zogen das Silber an sich, um Schmucksachen daraus zu he* 
reiten, wie wir überhaupt finden, dass in früheren Kultur -Epochen die 
Völker^ namentlich auch die Mexikaner, dieses weissliche Metall dem Golde 
Torziehen. 

Es pflegt nun von den Anhängern der Silberwährung zu Gunsten der- 
selben gesagt zu werden, dass die Arbeit zur Gewinnung desselben be- 
trächtlicher sei als beim Golde und dass es sich folglich besser zum Werth- 
messer eigne. Es beruht dieser Grund auf der Voraussetzung, dass der 
Grad der Arbeit, welcher auf ein Produkt verwendet wird, dessen Werth 
bestimme. Selbst wenn man diese Voraussetzung als richtig annimmt, ist 
doch jener Grund für die Silberwährung unrichtig, da das „Suchen^, wel- 
ches beim Golde stattfindet, auch eine Arbeit ist Allein jene Voraus- 
setzung selbst ist unrichtig. Nicht der Grad der auf ein Ding verwendeten 
Arbeit bestimmt, wie der Sozialismus behauptet, objektiv dessen Werth, 
sondern das subjektive Urtheil der Menschen. Seit ältester Zeit war stets 
das Gold höher in der Schätzung der Menschen als Silber, und zwar ledig- 
lich in Folge des subjektiven, ästhetischen ürtheils, dass sich glänzendere 
feinere Geschmeide daraus machen lassen. Aller Werth der Edelmetalle 
und die verschiedene Werthschätzung des Goldes und des Silbers beruht 
aber stets auf dem im Hintergrunde liegenden Gedanken: Es lassen sich 
Schmucksachen daraus bereiten. Wenn also die Völker niedrigerer Kultur 
stets das Silber, die Völker höherer Kultur stets das Gold vorgezogen 
haben, so haben diese damit ein richtigeres ästhetisches ürtheil bewährt; 
wozu noch kommt, dass die Chemie das Gold als den Stoff bezeichnet hat, 
welcher sich am besten zu dauernden Denkmälern des Verkehrs, zu Mün- 
zen eignet 

Jenes Drängen auf Goldwährung ist daher kulturhistorisch nur als 
letztes Stadium eines uralten Entwickelungsprozesses zu betrachten, welcher 
vom Anfang an dahin drängte, das Silber den halbzivilisirten Völkern zu 
überlassen und der höheren Kulturentwickelung das Gold vorzubehalten. 

Grumbrecht: Ich betrachte die vorgeschlagene Resolution als Ganzes 
und als solches verwerfe ich sie. Ihnen fehlt die richtige Basis, die Ent- 



Digitized by 



Google 



74 Die Verhandlungen des ncanten Kdngrdssös deutscher VolksWirthd. 

Scheidung der Frage, ob Gold- oder Silberwährung. Diese Frage ist prin- 
zipiell dahin entschieden, dass der Goldwährung die Zukunft gehöre, und 
das sollen wir vor allen Dingen klar und deutlich aussprachen. 

Abgesehen davon, dass die Resolutionen, wie sie vorgeschlagen, das 
Prinzip, um das es sich doch gerade handelt, unentschieden lassen wollen, 
habe ich auch im Einzelnen grosse Bedenken dagegen: 

Die Sätze II, 1, 2 wollen 2 Hauptmünzen einftlhren, den Thaler und 
daneben die Mark als blosse Kechnungsmünze'. Dadurch wird aber das 
Urtheil der Bevölkerung entschieden verwirrt werden. — Ich kann auch 
mittheilen, dass die Preussische Regierung gar nicht daran denkt, die 
Theilung des Groschens in 10 Pf. auf ganz Preussen auszudehnen. 

üeberhaupt berücksichtigen die Spezialmünzen , wie sie hier vorge- 
schlagen werden, nicht, dass wir uns im üebergangsstadium befinden. Es 
ist sehr leicht, allerhand schöne Münzen, wie die Kronen z.B., zu erfin- 
den, aber dieselben werden sich eben, wenn sie keinem wahren Bedürfnisse 
entsprechen, niemals einbürgern. 

Dennoch kann man die Kronen nicht, wie der Satz III, 1 will, schon 
jetzt wieder abschaffen. 

Die 5jährige Zeit, welche den Süddeutschen zum Bedenken gelassen 
werden soll, finde ich viel zu lang. Ich würde ihnen höchstens ein Jahr 
geben und ihnen vorschlagen, sich einfach an die Norddeutschen auch in 
den Münzverhältnissen anzuschliessen. — Was endlich die Doppelwährung 
betrifft, so ist sie für den Handelsverkehr allerdings unschädlich, nicht 
aber für dauernde Schuldverhältnisse. 

Professor Böhmert stellt folgenden Antrag: 
Statt II zu setzen 

Der Kongress erachtet es ferner für wtinschenswerth, dass von 
Seiten Deutschlands zur Förderung der nationalen Münzeinheit 
ausser dem üebergange zur Goldwährung auch der Anschluss an 
das Franken- System angestrebt werde. 

Dr. Michaelis: Ich bin im Wesentlichen mit den vom Vorredner ent- 
wickelten Ansichten einverstanden. Wenn wir einmal die Veränderung zur 
Einheit vornehmen wollen, dann müssen wir uns entschliessen, ob Gold- 
oder Silber- Valuta. Es ist unvolkswirthschaftUche Arbeit, kleine Verän- 
derungen und üebergangsstadien zu beschliessen, die nachher beim üeber- 
gange zur Goldwährung abermals geändert werden müssten. 

Der Kongress muss nach meiner Meinung nichts weiter thun, als die 
Losung „Uebergung zur Goldwährung" ausgeben. 

Die Goldwährung muss aus dem einfachen Grunde angestrebt werden, 
weil das Silber für den heutigen Verkehr zu schwer und relativ zu wenig 
werthvoll ist. Silber in grossen Summen zu versenden, ist eine ungemeine 
Beschwerde für den Verkehr, und Niemand kann irgend eine erhebliche 
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Samme in Silber bei sich tragen. Dadurch wird das Bedürfiiisß nach 
Papiergeld künstlich gesteigert, und dieses künstlich gesteigerte Bedürfniss 
nach Papiergeld führt zu schwindelhaften Bankunternehmungen, die dann 
wieder unsre jetzige ßankpolitik im Gefolge hat — Man muss, wie ich 
kürzlich Gelegenheit hatte zu beobachten, einmal in der Praxis sehen, 
welche Unbequemlichkeit ein Landmann davon hat, wenn er eine grössere 
Summe Silber in 5 Sgr. • Stücken in Fässer verpacken und in die nächste 
Stadt schicken muss. 

Sind wir uns aber klar, dass der Uebergang zur Goldwährung der 
Kernpunkt der Sache ist, dann können die Hesolutionen II. und in. un- 
möglich bestehen bleiben; denn der Thaler muss alsdann Scheidemünze 
werden und zum Lande hinaus. 

Der Uebergang hat seine Schwierigkeiten. Es entsteht namentlich die 
Frage: Sollen wir alles Silber einziehen und ummünzen, oder die Gold- 
münze einführen und das Silbergeld seinem Schicksal überlassen? 

Für den Uebergang muss jedenfalls eine feste Werthrelation aufge- 
stellt werden; denn bei einer variablen würden wir sehr lange zwischen 
Thür und Angel stehen bleiben. 

Wie aber der Uebergang beschaffen sein mag, jedenfalls empfiehlt es 
sich nicht, für denselben eigne Münzen auszuprägen. 

Ich glaube, der Eongress muss aussprechen: 

Uebergang zur Goldwährung zugleich mit Herstellung der Einheit im 
Münz-System. 

Bis dahin aber keine Doktorei und keine Quacksalberei, 

Grumbrecht formulirt seine Ansicht zu folgendem Vorschläge: 
Absätze II. und III. zu streichen und bei I. nach „beseitigt werden" 
fortzufahren: 

und dass gleichzeitig zur Goldwährung im geeigneten Anschluss 
an die Pariser Münz-Konvention vom 23. Dezember 1865 und die 
von der internationalen Münz-Konferenz im Juli 1867 empfohle- 
nen Grundsätze übergegangen werde. 

Dr. Böhmert: Ich will gegen die beiden Vorredner noch einen Schritt 
vorwärts thun und den Uebergang zum Franks - System empfehlen. Der 
Referent hat mir die Sache leicht gemacht, indem er durch seinen Vortrag 
hindurchblicken Hess, dass dem Frank die Zukunft gehöre. In der That 
glaube ich, dass es weit leichter ist, zum Francs- System als zum Mark- 
System überzugehen; denn der Frank ist die Münze von 10 Millionen 
Menschen, die Münze für die zivilisirte Welt, die der Thaler niemals er- 
obern wird. Auf die Süddeutschen, die ohne Ausnahme dem Franken- 
System geneigt sind, eine Pression zu Gunsten des Thalers auszuüben, 
halte ich für äusserst gefährlich. Denn wir müssen uns mit den Süddeut- 
schen zusammen betrachten als internationale Wirthschaftsgemeinschaft. 



Digitized by 



Google 



76 Die Verhandlungen des nennten Kongreiset dentseher Volkswirtli«. 

Bringen wir ihnen daher als Morgengabe zu dieser Gemeinschaft den An- 
schlass an das Weltmünzsystem. Früher, als wir noch der Spott des 
Auslandes waren, hatte man es uns als Schw&che anrechnen können, wenn 
wir die französische Münze adoptirt hätten; heut zu Tage aber können wir 
sie adoptiren, ohne solchen Vorwurf zu befürchten. Die Annahme des 
Frankensystems wird Frankfurt wieder einen^eignen Geldhandel zuführen, 
den jetzt Paris an sich zieht, wird den Rhein wieder zur grossen Handels- 
strasse Deutschlands machen. Wenn Deutschland schon im Maasssystem 
das französische Muster angenommen hat, weshalb sollte es nicht auch 
im Münzwesen seine Besonderheit^opfern? 

Dr. Wolff (Stettin): Es hat sich positiv Uebereinstimmung dahin kund- 
gegeben, dass zur Goldwährung überzugehen ist; negativ dahin, dass bis 
zu diesem üebergange nicht gequacksalbert werden darf. Diesem ist hinzu- 
zufügen, was mein Antrag ausspricht, dass die grosse Reform, welche noth- 
wendig ist, eine für ganz Deutschland gemeinschaftliche sein muss. 

Ein Antrag auf Schluss der Debatte wird abgelehnt 

Dr. Schrank: Ich will nur konstatiren, dass man in Oesterreich all- 
gemein für Goldwährung, und zwar für Uebergang zum Frankensystem ist 
Man kennt dasselbe dort genau, während man mit dem englischen System 
fast gar nicht in Berührung kommt. Es würde im höchsten Grade wün- 
schenswerth sein, wenn der Eongress die Adoption des Frankensystems 
auch in Deutschland anregte, damit dasselbe in der That ein Welt-Münz- 
system werde. 

Dr. Soetbeer: Wie gestern der Herr Referent in der Zollfrage könnte 
auch ich als Berichterstatter sagen: viel Feind, viel Ehrl Denn die von 
mir vorgeschlagenen Resolutionen haben von allen Seiten hier Angriffe er- 
fahren, jedoch Niemanden, der sich ausser mir ihrer angenommen hätte. 
Allerdings war ich, wie mein einleitender Bericht andeutete, selbst vorweg 
der Ansicht, dass jenen Resolutionen jetzt stärkere Bedenken entgegen- 
treten würden, als in früheren Versammlungen des Kongresses und des 
Handelstages, wo sie wiederholt mit grosser Majorität angenommen worden 
sind, und dass die Schwierigkeiten, die jetzt einer entschiedenen Beistim- 
mung im Wege stehen, nicht zu unterschätzen seien, weil eben die ganze 
Sachlage seit 1865 eine wesentlich andere geworden ist. Diesen veränder- 
ten Umständen ist in dem Antrage Orumbrechfs in vorwiegendem Maasse 
Rechnung getragen, und da derselbe meinem Vorschlage durchaus nicht 
prinzipiell entgegensteht, sondern nur schon jetzt entschieden weiter gehen 
will in der Verfolgung der nämlichen Prinzipien, werde ich mich demselben 
eventuell anschliessen können. Dessenungeachtet glaube ich aber, auf eine 
Vertheidigung meines Antrags noch nicht verzichten zu dürfen. 

Werfen wir einen Blick auf die Geschichte der grossen Münzverän- 
derungen , namentlich wenn damit ein Uebergang zu einer andern Edel- 
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metallw&bnmg verbanden war, so finden wir, dass solche Veränderungen 
ÜASt immer auf eine von diesen beiden Weisen sich vollzogen haben, ent- 
weder sehr durchgreifend, wenn das bestehende Münzwesen völlig zerrüttet 
war, wozu namentlich auch die Herrschaft eines Zwangskurses von Papier- 
geld gehört, oder sehr allmählich, indem die Bevölkerung sich thatsächlich 
an eine neue Münzzirkulation schon gewöhnt hatte und die Gesetzgebung 
nur die schliessliche Sanktion aussprach. Eine ohne^ solche Voraussetzun- 
gen dekretirte Annahme einer neuen Währung und einer neuen Münz- 
rechnung ist eine ausserordentlich schwierige Sache, denn sie greift sehr, 
sehr tief in alle Lebensverhältnisse ein. Wir sind in Deutschland Gottlob 
nicht in der Lage, dass wir uns freuen müssten, auf irgend eine Art den 
schwankenden Boden einer Papiervaluta verlassen zu können, und dass 
wir dadurch für jede Münzreform freie Bahn haben. Ueber die wahre 
Bedeutung mancher Vorgänge der internationalen Münzkonferenz muss 
man sich nicht täuschen. Wenn die Eommissarien von Oesterreich, Russ- 
land und den Vereinigten Staaten am nachdrücklichsten dem Beitritt zur 
Pariser Münzkonvention vom 23. Dezember 1865 das Wort geredet haben, 
so ist dabei nicht ausser Acht zu lassen, dass in allen diesen drei Staaten 
gegenwärtig Papiervaluta herrscht, und dass es bei künftiger Rückkehr zur 
Metallbasis auf die Wahl der Währung und ob bei der dabä festzustel- 
lenden Reduktion einige Prozente oder Permille mehr oder weniger, nicht 
so sehr ankommt. Die Kommissarien der Staaten mit einem festgeord- 
neten an sich guten Münzwesen, wie Preussen, Holland und England ha- 
ben sich in Paris nur mit grosser Reservation für die vorgeschlagene all- 
gemeine internationale Münzuniformität ausgesprochen. 

Die Erwähnung der ausserordentlichen Schwierigkeiten einer plötz- 
lichen radikalen Münzveränderung hinsichtlich der praktischen Durch- 
führung ist es denn auch vor Allem gewesen, welche bisher den Kongress 
und den Handelstag bestimmt hat, mit ihren Vorschlägen zu Münzreformen 
in Deutschland lange nicht so weit zu gehen, wie die reine Theorie an- 
rathen möchte und die heutigen Amendements zu dem vorliegenden Ent- 
wurf vorschlagen, sondern sich darauf zu beschränken, im möglichst engen 
Anschluss an die bestehenden deutschen Münzzustände zunächst nur solche 
Aenderungen zu empfehlen, durch welche endlich Münzeinheit in Deutsch- 
land und die so höchst wtlnschenswerthe Erleichterung einer einfachen 
Dezimalrechnung bald herbeigeführt werden könnte, während zugleich ein 
späterer üebergang zur Goldwährung durch Zulassung einer passenden 
intemationaleB Goldmünze bei den öffentlichen Kassen angebahnt würde. 
Ich bin auch jetzt noch der Ansicht, dass wenn die beiden grossen Vor- 
theile — Wertheinheit und Dezimaltheilung — schon in nächster Zeit er- 
reichbar sind auf dem Wege, den die beantragte Resolution angiebt, man 
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diesen Fortschritt nicht durch Bestrebungen nach einer weitaussehenden 
radikalen Eevolution unseres Münzwesens gefährden sollte. 

Wenn ich jedoch auf der anderen Seite in Betracht ziehe, dass es 
heutigen Tages, im Zeitalter der Eisenhahnen und Telegraphen — mit- 
unter merkwürdig rasch geht mit volkswirthschaftlichen Eeformen, auch 
wenn sie sehr tief eingreifen in gewohnte Verhältnisse und herkömmliche 
Auffassungen, dass man jetzt oft vorgeht mit einer Raschheit und Energie, 
von der man früher keine Ahnung hatte ; — wenn ich dabei noch bedenke, 
welche grossartige Sache es ist, eine allgemeine internationale Münzeinheit 
zu fördern, und dass in spezieller Beziehung auf unser deutsches Münz- 
wesen in Süddeutschland die Hinneigung zum Frankensystem in letzter 
Zeit wesentlich zugenommen hat, — wenn ich mir diese Momente zusam- 
mengenommen vergegenwärtige, so nehme ich keinen Anstand, es offen 
auszusprechen, dass vom Standpunkte des volkswirthschaftlichen Kon- 
gresses aus auch zu Gunsten des Gumbrecht'scheji Antrags gewichtige 
Bücksichten sich geltend machen, und dass ich eventuell auch diesem mich 
zustimmig erklären würde. 

Es wird zur Abstimmung geschritten. 

Der Präsident propoiürt, dass 

1) der GunibrecM'Bche, 

2) der Böhmerfschey 

3) der Antrag des Referenten, 

4) der Zusatzantrag vom Dr. Wo^f 
zur Abstimmung gestellt werde. 

Es wird hiernach verfahren. 
Der Gumbrecht'sche Antrag wird angenommen. 
Der Präsident hält dadurch den Antrag Bohmert für erledigt. 
Dr. Böhmert widerspricht dieser Auffassung. 

Der Präsident befragt die Versammlung, und diese erklärt den Antrag 
Böhmert für erledigt. 

Der Antrag vom Dr. Wolff wird angenommen. 



Vierte Sitzung am 29. August. 
Der Präsident Herr Dr. Braun eröffnet die Sitzung mit einigen ge- 
schäftlichen Mittheilungen und verkündet das Resultat der in der vorigen 
Sitzung stattgehabten Wahl der ständigen Deputation. Abgegeben wurden 
146 Stimmzettel, wovon 6 ungültig waren. Von den gültigen Stimmen er- 
hielten: 

Herr Dr. Braun 136. 

- Dr. Lette 136. 

- Dr. Böhmert 128. 
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Herr Dr. Blichaclis 118. 

- Priace-Smith 99. 

- Dr. Yersmann 96. 

- G. MüUer 88. 

- Dr. Wolff 86. 

- Dr. Soetbeer 68. 

welche somit gewählt sind. — Weitere Stimmen erhielten: 
Herr Hopf 65. 

- Dr. Emminghaus 32. 

- Schultze-Delitzsch 26. 

- Dr. Faucher 23. 

- Grumbrecht 16. 

- Dr. Pfeiffer 16. 

- Dr. Hübner 15. 

- Wichmann 11. 

- Sonnemann 11. 

- Dr. Makowiczka 10. 

- Dr. A. Meyer 10. 

- Dr. Rentzch 10. 

- Lammers 8. 

- Prof, Bergios 5. 

- Edgar Boss 4- 

- Dr. Schrank 3 u. s. w. 

Der Präsident theilt ferner mit, dass die gewählten 9 Herren den Prä- 
sidenten Dr. Lette znm Vorsitzenden, den Kanzleirath Qoandt zum Schatz- 
meister und folgende weitere neun Mitglieder in die Deputation cooptirt 
haben: Die Herren Dr. Emminghaus, Schultze-Delitzsch, Grumbrecht, Ma- 
kowiczka, Hoepell, Dr. Kentsch, Dr. Faucher, Dr. Ed. Pfeiffer, Claus 
(Nümburg) und Weigel. 

Es wird hierauf zur Tagesordnung geschritten, deren heutiger Gegen- 
stand „Die Beschaffung der Mittel far Gemeinde -Zwecke in Stadt und 
Land^ ist. Die von dem Beferenteu, Herrn Dr. Braun, beantragte Besp- 
lution lautet dahin: 

Der volkswirthschaftliche Eongress erklärt: 

1) Bei der. wesentlichen Verschiedenheit der Zwecke des Staats und 
der Gemeinde erscheint grundsätzlich eine Identifizirung der 
Staats- und der Gemeindesteuern nicht gerechtfertigt; vielmehr ist 

2) bei der Aufbringung der für den Staat nothwendigen Mittel die 
Leistungsfähigkeit der Steuerpflichtigen, dagegen bei der Be- 
schaffung der für Gemeindezwecke erforderlichen Mittel das Ver- 
hältniss zwischen der Leistung der Eommnnalstenerpflichtigen 
und der Gegenleistung der Kommune maassgebend; und daher 
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3) Prinzip und Distribations-Modos der erforderlichen Gemeinde- 
steuern hauptsächlich abhängig von dem Zwecke, für welchen 
die betreffende Steuer verwendet wird ; 

80 dass 

4) in Stadtgemeinden der städtische, in Landgemeinden der länd- 
liche Grundbesitz zur Besteuerung heranzuziehen, im üebrigen 
aber die Regelung der Frage in jedem konkreten Falle von den 
besonderen lokalen Verhältnissen und Bedürfoissen abhängig zu 
machen ist. 

Herr Dr. Lette übernimmt den Yorsitiz. 

Beferent Dr. Braun (Wiesbaden): Der Gegenstand der heutigen De- 
batte ist mit dem der vorgestrigen, bei der ja auch Steuerfragen zur 
Sprache kamen, einigermaassen verwandt. Dass das Steuerzahlen an sich 
keine angenehme Beschäftigung ist, hat seine Richtigkeit, aber es ist eine 
nothwendige Beschäftigung, und da ist es das Gerathenste, dieser Noth- 
wendigkeit offen zu Leibe zu gehen und nicht, wie der Vogel Strauss, vor 
demselben den Kopf in den Sand zu stecken. Bei der vorgestrigen De- 
batte ist mir der Ausspruch des Bitters von Lang eingefallen, der schon 
im vorigen Jahrhundert in seiner historischen Entwicklung der deutschen 
Steuer- Verfassungen das Folgende sagt: 

„Wie kein Körper ohne Nahrung, so vermag kein Gemeinwesen ohne 
Steuern z^ bestehen. Um nicht Alles wieder an Alle zu verlieren, sehen 
sich die Erfinder des Eigenthums genöthigt, einen Theil ihrer ungewissen 
Eroberungen der gemeinsamen Vertheidigung zu widmen. Denn in den 
Zeiten der Stürme entschliesst man sich wohl, sein Schiff lein leichter zu 
machen. — Steuerzahlen macht Schmerzen. Es giebt geringe Schmerzen, 
über welche zu klagen ein Mann sich schämt Es giebt Schmerzen, die 
durch Ungeduld nur ärger werden. Endlich giebt es Schmerzen, die den 
Leidenden rasend machen. Dem Zärtling hilft kein Trost. Der Basende 
ist keines fähig. Den Andern aber sei es eine nützliche Mahnung, wenn 
Phädrus aus dem Herzen eines gelassenen Menschenfreundes heraus 
quricht: — civeel 

Hoc suetineie, majus ne veniat tnalum.** 

Die ganze Weisheit der Finanzwissenschaft besteht darin, zu unter- 
suchen, ob und zu welchen Zwecken Steuern nothwendig sind, und wie 
diese Steuern gerecht und wenigstmöglich drückend und so distribuirt wer- 
den, dass es dem Zwecke der Erhebung entspricht. 

üeber StaaUstevem giebt es seit Jahrtausenden eine reiche Literatur. 
Die Staats-Einnahmen sind von jeher — seit dem griechischen Alterthum 
bis zu dem neuesten Schriftsteller über Staatssteuern, Herrn Dr. Pfeiffer 
aus Stuttgart — vorzugsweise Gegenstand der wissenschaftliehen Bearbei- 
tung gewesen. Um die GememäeHeuern dagegen hat sich die Wissenschaft 
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wenig gekümmert; man hat sie der Praxis, der Boutine, vielleicht auch 
dem Schlendrian , ja der Plasmacherei überlassen. Man darf daher nicht 
staunen, wenn in dieser von der Wissenschaft verlassenen und von der 
Gesetzgebung nicht gerade mit Vorliebe behandelten Materie die praktische 
Lösung der einschlagenden Fragen nicht immer eine sehr glänzende ge- 
wesen ist. — Der volkswirthschaftliche Eongress hat sich schon seit meh- 
reren Jahren mit der Frage der Gemeindesteuern beschäftigt. Eine äussere 
Veranlassung dazu gab zunächst die an ihn herangetretene Frage der 
städtischen Verbrauchs- Abgaben, Odroi, Äccise u. s. w. , gegen welche sich 
in Preussen eine wirthschaftliche Reform -Bewegung zu erheben begann. 
Wenn man aber auch darin einig war, dass dieselben zu beseitigen seien, 
so unterblieb dies dennoch, wdl man entweder überhaupt nicht wusste, 
wie man den Ausfkll decken sollte, oder weil es streitig war, ob man den- 
selben durch eine Vermögens- oder Einkommensteuer, durch eine Mieths- 
oder Gebäudesteuer oder wie sonst decken sollte. Im Eongress kam die 
Frage zuerst im Jahre 1864 in Hannover zur Diskussion, und sprach der- 
selbe sich dahin aus, dass die Verbrauchs-Abgaben verwerflich seien, weil 
sie die Verkehrsfreiheit störten und in vielen Fällen eine gesetzliche Strafe 
ftlr die Produktion bildeten. Was aber an ihre Stelle zu setzen sei, darüber 
gingen die Meinungen auseinander. Der nächste Eongress zu Nürnberg 
gab in dieser Beziehung auch kein definitives Resultat. Es war das aber 
kein Unglück, da es einmal nicht die Aufgabe des Eongresses ist, vor- 
wiegend Resolutionen zu fassen, sondern den wechselseitigen Austausch 
der Meinungen zu fördern, möglichst die einem gewissen Baume und einer 
gewissen Zeit angehörigen Thatsachen festzustellen, die in ihnen walten- 
den Gesetze — die auch Naturgesetze sind — zu erforschen und deren 
Anwendung auf die vorliegenden faktischen Verhältnisse zu machen. Wenn 
die Diskussion dadurch gefördert wird, wenn die Fragen vertauscht wer- 
den, so ist es am Ende einerlei, ob eine Besolution gefasst wird oder nicht; 
denn dieselbe hat doch keinen autoritativen Werth, weil uns die Exeku- 
tive fehlt, sondern nur denjenigen, welchen ihre innere Richtigkeit ihm 
verleiht. Sodann aber, weil man beschloss, Material zu sammeln und eine 
Eommission, an deren Spitze Herr Dr. Emminghaus gestellt wurde, nieder-» 
zusetzen, um eine üebersicht der in sämmtlichen deutschen Staaten be- 
stehenden Gemeindesteuern auszuarbeiten. Die Arbeiten dieser Eommis- 
sion sowohl, als auch mehrere sich daran anschliessende Abhandlungen, 
unter welchen ich die des Herrn Professor Mackowiczka in Erlangen und 
die des Herrn Direktor Scholz in Wiesbaden erwähne, liegen nun ge- 
druckt vor, und man kann nicht umhin anzuerkennen, dass die Aufgabe 
in so vollständig dankenswerther Weise gelöst ist, dass wir uns wahrhaft 
beglückwünschen können, dass der Eongress zur Zeit keine Resolution ge- 
fasst, sondern zuvor eine Enquete der einschlagenden Verhältnisse ver- 

6 
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anlaset hat. Ich hoflFe, dass unsere Bestrebungen dadurch ebenso gefor- 
dert werden, wie im Jahre 1858, als Tyir behufs Durchfuhrung des Prin- 
zips der Gewerbefreiheit eine Uebersicht der in den einzelnen Territorien 
bestehenden Gewerbegesetzgebungen anstellten. Es stellten sich bei dersel- 
ben so unerhörte und seltsame Dinge heraus, dass die bestehenden Zu- 
stände dem erwachenden Bewusstsein der öfifentlichen Meinung gegenüber 
unhaltbar wurden, und so ein sehr Erhebliches beigetragen wurde, der 
Gewerbeireiheit zum Siege zu verhelfen. Ich glaube, dass die vorliegende 
Enquete denselben Erfolg haben wird. Die uns vorliegenden Mittheilun- 
gen geben uns ein Bild von der ausserordentlichen Mannichfaltigkeit so- 
wohl der faktischen Zustände wie der Gesetzgebungen in den einzelnen 
Territorien. Namentlich die Gesetzgebung nimmt eine sehr verschiedene 
Stellung zu der Frage ein. In einigen Ländern lässt sie der Gemeinde 
völlig freie Hand; in anderen hat sie eine uniformirende und reglemen- 
tirende Tendenz, d. h. sie schreibt den Gemeinden vor, dass sie, falls eia 
Bedarf vorhanden sei, bestimmte Steuern haben müssen oder diese imd 
jene Steuern nicht haben dürfen. Es fragt sich nun, welcher von beiden 
Wegen der richtige ist. Der Kongress, der stets für die wirthschaftliche 
Freiheit der Gemeinden eingetreten ist, wird gewiss die Autonomie der- 
selben als das Bessere ansehen. Allein es ist andererseits nicht zu ver- 
kennen, dass dabei zwei Gefahren obwalten: einmal die, dass das Ge- 
meinde-Vermögen zur Ordnung der laufenden Ausgaben verwandt und 
absorbirt werde, und zweitens, dass eine unrichtige Partei die Ausgaben 
von sich auf Andere abwälzt. Insofern ist es daher richtig, auch die Frage 
der Gemeindesteuern in das Bereich der Gesetzgebung zu ziehen, jedoch 
nicht so, dass sie in allen Einzelnheiten reglementirt, sondern dass sie ge- 
wisse allgemeine Normen aufstellt und es den Gemeinden überlässt, inner- 
halb derselben sich nach bestem Ermessen und Geschmacke einzurichten. 
Dann finden sich in den Gesetzgebungen der einzelnen Staaten die 
folgenden Unterschiede; entweder statuiren sie, dass die Staats- und Ge- 
meinde-Steuern zweierlei sind, d. h. dass sie andere Objekte und Personen 
woUen, oder dass sie identisch sind, dass also die Gemeindesteuer — wenn 
die übrigen Einnahmen nicht ausreichen — in der Form eines Zuschlags 
zur Staatssteuer erhoben wird. Freilich hat man vielfach eingesehen, dass 
dieses Letztere nicht ganz richtig ist und deshalb im Einzelnen wieder 
Ausnahmen zugelassen. So giebt es in Würtemberg ausser der Grund- 
und Gewerbesteuer auch eine Kapital -Kentesteuer, die aber vom Staate 
mit 4 pCt., von der Gemeinde nur mit 1 pCt. erhoben wird. Ebenso hat 
man In Baden, wo auch im Wesentlichen für beide Steuern derselbe Modus 
besteht, eingesehen, dass dies bei einzelnen Dingen nicht angeht und des- 
halb z.B. Fabrik -Anlagen zur Kommunal - Abgabe nur nach Maassgabe 
des Nutzens herangezogen, den sie von den Kommunal -Instituten haben. 
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also hier ausnahmsweise das Prinzip von Leistung und Gegenleistung an- 
statt des der Leistungsfähigkeit adoptirt. — Welche seltsame Missstände 
in einzelnen Fällen eintreten, dafür will ich einige Beispiele anführen: 
Li mehreren Territorien gilt das Gesetz, dass die Kommunal- Steuer als 
ein Zuschlag zur Staatssteuer erhoben wird. Mir ist nun folgender Fall 
bekannt geworden: In der Gemarkung einer Dorfgemeinde liegt zufällig 
eine Fabrik, welche nach dem staatlichen Modus ungefähr das Zehnfache, 
wie die ganze Dorfgemeinde an Steuern zu entrichten hat. Dabei besass 
die Dorfgemeinde eine grosse schöne Waldung. Was that nun die Ge- 
meinde? Sie beschloss, dass die Erträge der Waldung unter die Mit- 
glieder der Gemeinde vertheilt werden sollten. Ausserdem beschloss sie 
eine Beihe von kostspieligen Anlagen, Wegen, Brunnen u. s. w. und dafür 
eine Steuer zu erheben. Diese Steuer musste die Fabrik fast allein tra- 
gen, die Bauern aber theilten sich die Waldnutzungen. (Heiterkeit) Ein 
anderes, städtisches, Beispiel ist das folgende : In verschiedenen Territorien 
lieben es die kleinen regierendenlHerren, möglichst grosse und glänzende 
Besidenzen zu haben, auch wenn die natürliche Situation dazu durchaus 
keinen Anlass bietet Es bedarf dazu denn also künstlicher Strafmittel, 
Steuerbeitreibungen u. dgl. Namentlich pflegte man auf irgend welche 
Konsumtions-Gegenstände, Fleisch, Mehl etc. eine Abgabe zu legen. Man 
gewann dadurch eine beständig steigende Einnahmequelle, die man dazu 
verwandte, um der Bau- Spekulation durch Anlage von Strassen, TrottoirSj 
Wasser' und Gasleitungen etc. Erleichterungen zu verschaffen und also 
den Bau-Spekulanten eine Prämie (von etwa 20 pCt) auf Kosten der Kom- 
mune resp. der Konsumenten zu gewähren. Dadurch wurde nicht nur eine 
Ungleichheit bewirkt, sondern fClr die Wohnungs -Konsumenten entstand 
überdies noch der missliche Umstand, dass sie durch eine schwere Ver- 
brauchs-'Abgabe sich selber die Bauplätze vertheuern und so mit ihrem 
eigenen Gelde die Wohnungsnoth', die sie drückte, herbeiführen oder ver- 
grossem mussten. Dazu kam, um den Besidenzen ein grossartiges An- 
sehen zu geben, das Verbot, kleine zweckmässige Häuser zu bauen, es 
durften vielmehr nur grosse drei- bis vierstöckige kasemenartige Häuser 
gebaut werden, um der Stadt das Ansehen der Kapitale eines Kaiserreichs 
zu geben. Aus dieser Unvernunft des Gemeinde -Haushalts und der Bau- 
polizei des Staats entsprang dann eine künstliche Wohnungsnoth, der man 
dann wieder durch noch künstlichere und unvernünftigere, obendrein aber 
auch sehr kostspielige Mittel zu steuern suchte. Doch das würde uns zu 
weit führen, wenn ich die Pathologie dieser Missgriffe, von welchen jeder 
alte ein Dutzend neue erzeugt, fortsetzen wollte. Ich breche daher ab. 

Ich will nun den Versuch machen, Ihnen eine ungefähre Uebersicht 
der verschiedenen Einnahmen in den einzelnen Gemeinden zu geben. Man 
wird dieselben in die folgenden sechs Klassen theilen können: 1) Einkünfte 

6* 
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aus dem Gemeindevermögcn ; 2' Einkünfte aus Gemeindesteoern; 3) Ab- 
gaben f(ir Leistungen der Gemeinden; 4) Luzussteuern ; 5) Strafmi und 
6) Staatszuschüöse. — 

Was zunächst das Gemeindevermögen betrifft, so finden sich nament- 
lich im südlichen Deutschland viele Gemeinden, die ein nicht unbedeutendes 
Vermögen besitzen. Es sind dies besonders die aus den alten Markge- 
nossenschaften hervorgegangenen autochthonen Bauemgemeinden. Das Ver- 
mögen derselben besteht aus Waldungen, Weiden, Ackerland, Wiesen, 
welche letzteren meist verpachtet sind, aber besser veräussert werden, 
ferner aus Kapitalien und Stiftungen zu konmiunalen Zwecken. — Man 
hat die Frage aufgeworfen, ob es gut sei, dass die Gemeinden überhaupt 
Vermögen haben und ob es nicht besser sei, dasselbe zu veräussem? Prin- 
zipiell ist diese Frage schwer zu beantworten; sie ist vielmehr nach Maass- 
gabe der umstände zu entscheiden. Ich möchte daher warnen, hier ein 
Verdikt darüber abzugeben. Wenn man alle Gemeindeschulden abschaffen 
könnte, dann wäre es vielleicht richtig, auch das Gemeindevermögen zu 
veräussern. Da es aber noch immer Kriege giebt, durch welche die Ge- 
meinden mit Schulden belastet zu werden pflegen, so ist es besser, die 
Motive nicht zu beseitigen. Natürlich aber bedarf es einer rationellen Ver- 
waltung derselben. 

Bei den Gemeindesteuern tritt zunächst der Unterschied z wisch en*einem 
selbständigen Gemeindesteuersystem und der Uebertragung des Staatssteuer- 
systems auf den Kommunal-Haushalt, des Zuschlags zur Staatssteuer, her- 
vor. Die letztere Einrichtung findet sich namentlich iu Mittel- und im 
südwestlichen Deutschland, in den Territorien des ehemaligen Rheinbundes, 
wo sie noch aus der Zeit der französischen Herrschaft herstammt. Da 
man in Frankreich die Gemeinde nicht als eine selbständige Korporation, 
sondern nur als eine Unterabtheilung, einen Verwaltungsbezirk des Staats 
auffasst, -- obgleich dadurch das wahre Verhältniss auf den Kopf gestellt 
wird, da die Gemeinde früher war, als der Staat — so argumentirt man 
dann: es sei nicht einzusehen, weshalb für die Gemeinden ein anderes 
Steuersystem bestehen sollte, als für den Staat. Und wenn also der Ge- 
meinde-Haushalt ein Viertel des Staatshaushalts erfordert, so wird der Be- 
darf einfach durch Zuschlag eines Viertels zur Staatssteuer erhoben. Ab- 
gesehen von der prinzipiellen Verschiedenheit von Staat und Gemeinde 
aber empfiehlt sich dieses System auch aus praktischen Gründen nicht, 
namentlich nicht, wenn die Hebung und Regulirung der Steuer in den 
Händen der Gemeinde- Verwaltung ist. Denn wo keine Gemeindebedürfnisse 
durch die Steuer zu befriedigen sind, da wird man sich bemühen, dieselbe 
durch niedrige Schätzung möglichst von sich abzuwälzen, und wo das Gegen- 
theil der Fall ist, da werden die Väter der Stadt sich bemühen, die Steuer 
möglichst hoch zu schrauben und damit zugleich auch die Staatssteuer 
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möglichst erhöhen. Es werden in dem letzteren Falle also die Fehler, die 
mit jeder Steuer verbunden sind, sich dupliziren. -— 

Fernere Unterschiede sind: direkte und indirekte Steuern, Real^ und 
Personalsteuern, sofern sie die Gewerbe oder Grund und Boden, oder so- 
fern sie das Vermögen der Einzelnen belasten. Indirekte Steuern sind 
namentlich die Konsumtions -Abgaben, welche vorzugsweise auf Fleisch, 
Spirituosen , Mehl u. dgl. , auch auf Thee und Kaffee , mancherwärts auch 
auf Holz und Kohlen gelegt werden ; ferner : die Mutationsabgaben z. B. 
das Ohm(üm)geld bei Uebergabe von Weinbergen; die Kommunal -Luxus» 
steuern, welche jetzt meist nur von Hunden und Tanzmusiken erhoben 
werden. — 

Andere Abgaben beruhen ursprünglich auf dem Prinzip von Leistung 
und Gegenleistung, haben aber im Laufe der Zeit diesen Charakter ver- 
loren und sind zu blossen Verkehrs-Hindernissen geworden: so die Thor- 
sperr- Abgabe, das Brücken-, Pflastergeld u. s. w. Dieselben sind so sehr 
zu lassen Ausbeutungs - Anstalten geworden, dass die Zoll -Vereins -Kon- 
vention die Zurückfflhrung derselben auf ein bestimmtes Maass beschlossen 
hat Wo sie noch bestehen, sollte man sie abschaffen, da sonst der Ver- 
kehr sich andere Wege suchen wird. Die Rheinzölle z. B. konnten, nach- 
dem an beiden Ufern Schienengeleise entstanden waren, nicht mehr auf- 
recht erhalten werden. Hätte man sie in ihrer früheren Höhe konzen- 
triren wollen, so würde man „die Kuh behalten und die Milch verloren" 
geben. Die schliesslichc Folge war die Abschaffung der Bheinzölle 
wobei der Druck der Ereignisse des vorigen Jahres dem guten Willen 
nachhalf. — • 

Eine weitere Einnahmequelle sind: Die Strafgelder, die, wo die Ge- 
meinde die Polizei -Strafgewalt selbst in Händen hat und votirt, eine na- 
türliche Einnahme bilden. So bei Dorfgemeinden die Strafgelder bei 
Feldvergehen und Diebstählen etc., die vielfach zugleich als eine Asseku- 
ranz gegen dergl. Diebstähle benutzt werden. — Ferner die Beeeptions- 
und Zuzags-Gelder. Hier sind zu unterscheiden die für den blossen Zuzug 
ohne Theilnahme an den Gemeindenutzungen und die für solche Theil- 
nahme zu entrichtenden Gelder. Die ersteren sind mit der wirthschaft- 
lichen Freiheit nicht vereinbar; denn sie hindern, dass der rechte Mann 
sich an den rechten Platz begebe. Dagegen sind die ersteren berechtigt, 
da sie den Charakter einer Gegenleistung an sich tragen. 

Eine alte Form der Abgabe ist ferner die der persönlichen Dienst- 
leistungen, namentlich zur Erhaltung der bestehenden oder Anlegung neuer 
Plätze, die sog. Frohnden, Hand- und Spann-Frohnden. Sie bildeten die 
erste Steuer in den Dorfgemeinden. Diese Art der Steuer ist stets ver- 
nünftig bei unentwickelten Zuständen; bei entwickelteren Zuständen em- 
pfiehlt sich die Umwandlung in eine Geldleistung. 
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Die letzte und schlechteBte Quelle sind die in fielen Territorien be- 
stehenden Staatsznschasse. Die Ursache derselben ist meistens die, dass 
der Staat den Gemeinden eine Steuergesetzgebung aufzwingt, die es ihnen 
unmöglich macht, die erforderlichen Mittel selbst aufzubringen, und dass 
ihnen gleichzeitig die Autonomie, und damit die Möglichkeit der Schaffung 
neuer Einnahmequellen genommen ist. Es ist daher erklärlich, dass der 
Sünder, der Staat, in solchen Fällen eintritt Besser aber wäre es freilich, 
wenn der Staat die Fehler nicht begehen würde, anstatt sie auf Kosten 
seiner Bürger wieder gut zu 'machen. 

Das sind die General-Einnahmen, die sich über den ganzen Kommunal- 
Verband vertheilen. Daneben aber giebt es noch pine ganze Reihe von 
Special -Einnahmen. Vielfach nämlich sind die Kommunal -Verbände je 
nach den verschiedenen Zwecken in eine Beihe von Spezial- Verbänden 
geschieden, die ihre besonderen Kassen und Formen der Besteuerung 
haben. So namentlich in der Schweiz, wo es Vieh -Gemeinden, Schnlge- 
meinden, Bauernschaften zu Lösch- und Versicherungszwecken, Strassen- 
Reinigungs- und Erleuchtungs- Gemeinden etc. und ebenso viele verschie- 
dene Steuern und Verwaltungen giebt. Ein annäherungsweise ähnliches 
Verhältniss existirt auch in England, wo auch für die einzelnen Zwecke 
besondere rates erhoben werden. Dasselbe findet sich ferner in Olden- 
burg, wo man Schulachten, Deichverbände , Sielachten, Armengemeinden, 
Weggemeinden etc. unterscheidet (s. darüber das in dem Bericht des Herrn 
Prof. Etnming%au8 S. 25 ff. abgedruckte Referat des Herrn Justizrath 
Strackerjan in Oldenburg). 

So giebt es also eine bunte Mischung von Gemeindesteuern. Nach 
meiner Meinung ist die Theorie, dass dieselben wesentlich auf derselben 
Grundlage beruhen sollten, wie die Staatssteuem, falsch. Die Steuerver^ 
fassung hängt nothwendig von der allgemeinen Verfassung des betreffen- 
den Gemeinwesens, und die letztere wieder von dem Zwecke der zu er- 
füllenden Mission derselben ab. Da nun aber der Staat wesentlich andere 
Zwecke als die Gemeinde verfolgt, so würde es den Zwecken beider gleich 
schadenbringend sein, beide zu konfundiren. 

Ich habe schon bemerkt, dass in sehr vielen Territorien das Steuer* 
wesen des Staats und der Gemeinden konfundirt ist Die Ausführung der 
angedeuteten Prinzipien wird daher hin und wieder in faktischen Verhält- 
nissen, die respektirt werden müssen, auf unüberwindliche Hindernisse 
stossen, was aber gegen die Richtigkeit des Prinzips nichts beweist. — 
So finden wir, dass der Staat, dessen Aufgabe die Macht-Entfaltung nach 
Aussen und der Rechtsschutz nach Innen ist, sich vielfach Funktionen der 
bürgerlichen und wirthschaftlichen Gesellschaft angemasst hat und in rein 
wirthschaftlichen Fragen staatlich reglementiren und uniformiren will, wo- 
durch er nicht nur der Wirthsch^ft, sondern sich selbst schadet. Denn 
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nnr dann kann der Staat seine Zwecke erfüllen , wenn er sich auf diesel- 
'ben konzentrirt, nicht aber, wenn er den ,,Hans in allen Ecken" spielen 
und dem Bauer in den Topf gucken will Wenn der Staat seine Kräfte 
konserviren wiU, so darf er sie nicht durch allzu grosse Ausdehnung sei- 
ner Funktionen schwächen^ und die Kette, die das Staatswesen zusammen- 
hält, nicht so verdünnen, dass sie schliesslich reissen muss. — Dass der 
Staat vielfach die Entschuldigung für sich hat, dass die bürgerschaftliche 
Gesellschaft noch nicht weit genug ist, um alle Funktionen selbst zu er- 
füllen, z. B. in Beziehung auf Post- und Telegraphenwesen, will ich bis zu 
einem gewissen Grade gelten lassen. Andrerseits aber ist nicht zu ver- 
kennen, dass der Staat selbst einen grossen Theil der Schuld trägt, dass 
die bürgerliche Gesellschaft sich noch nicht emanzipirt hat, weil er sie 
bisher durch seine Beglementirung und üniformirung zu sehr bevormundet 
hat (Beifall)^ Wenn der Staat seine Mission erfüllen will, so muss er 
dahin arbeiten, dass er auf dem wirthschaftlichen Gebiete überflüssig wird, 
und nur eine grosse Assekuranzanstalt bleibt, um Personen und Besitz zu 
sichern, und dabei eine Prämie erhebt, von den Personen : durch die Wehr- 
pflicht, von dem Besitz: durch Einkommen- oder Vermögenssteuer. 

Was nun die Gemeinde anlangt, so frage ich: was ist die Gemeinde? 
Ist sie in der That, wozu sie die französische, auch den Mittel- und West- 
Deutschen Staaten übertragene Anschauung gemacht hat, nichts weiter als 
ein öttlicher Yerwaltungs - Bezirk des Staates , als die unterste. Staats-Ab- 
theilung? Ich halte diese Ansicht für entschieden falsch, denn die Ge- 
meinde ist älter als der Staat. Sie ist daher ihrer Natur nach ein Ding 
für sieh, nicht ein blosser Theil des grossen staatlichen Einschachtelungs- 
^ystems. Deshalb aber ist jene Lehre so verderblich, weil sie zu einer 
Vermischung der Funktionen von Staat und Gemeinde führt. Während 
der Zweck des Staates der Machtschutz nach Aussen, der Kechtsschutz 
nach Innen ist, ist die Gemeinde nur ein wirthschaftlicher Verband, bei 
den Landgemeinden zur Erfüllung der landwirthschaftlichen, bei den Stadt- 
gemeinden zur Erfüllung der stadtwirthschaftlichen Zwecke, und nur wenn 
wir die Grenze zwischen beiden haarscharf ziehen, werden wir den ewigen 
Krieg zwischen Staat und Gemeinde beseitigen und damit auch die Frage 
der Zentralisation und Dezentralisation gelöst haben. Keins von beiden 
ist das bessere; jedes ist das bessere an seinem Orte. Wo es sich um 
Macht-Entfaltung und Rechtsschutz handelt, da kann von Dezentralisation 
nicht die Kede sein. Ein dezentralisirtes Heer und eine dezentralisirte 
Marine sind undenkbar. Die Gemeinde aber, die nur eine wirthschaftliche 
Einigung ist und ihre Zwecke nur innerhalb ihrer lokalen Ausdehnung zu 
erfüllen hat, hat ihre Thätigkeit auch nur auf dieses Gebiet zu be- 
schränken. 

Dem entspricht auch die Geschichte der Land- und Stadtgemeinden; 
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Die ersteren fassen auf der Erreiclmiig landwirthscliaftlicher Zwecke. Die 
orsprOngliche Grandlage der Gemeindebildung war die Hofe; die eingliedrige 
in den meisten norddeutschen, die vielgliedrige in den sfiddeutschen Ge- 
meinden. Daher finden wir in Norddeutschland die Vereinigung der Höfe 
zu einem einzigen Zweck -Verbände, in Suddeutschland die Vereinigung 
dar gesammten Gemarkungen zu einer Kasse, weil hier stärkeres Zu- 
sammenwohnen und eine stärkere Zentralisirung stattfand. — Wo noch 
das Nomadenthum herrscht , wie z. B. in manchen Gegenden Rasslands, 
giebt es gar kein Familien-, sondern nur ein Gemeinde-Eigenthum; also: 
Kommunismus. ~ So viel Vereine, so viel Loose, und periodisch findet eine 
neue Verloosung statt, worauf dann Jeder das ihm znge&llene Loos zu 
bewirthschaften hat — Auch in den süddeutschen Gemeinden schwebt 
noch vielfach das Bild vor, dass die Gemeinde nur zu geben, nicht zu 
nehmen habe. Sie muss Weiden, Waldnutzungen etc. gewähren, ferner 
Antheil am Gemeinde - Vermögen , wogegen, wenn es nöthig wird, persön- 
liche Dienste (Hand- und Spannfrohnden) geleistet werden. Nach und nach 
ist man in den Landgemeinden fortgeschritten, und sind Steuern nothwen- 
dig geworden: Diese werden — wo es sich nicht um Zwecke der Gemeinden 
handelt — am besten als Grundsteuer erhoben, da sie im Wesentlichen 
der Landwirthschaft zu Gute kommen. — Schwieriger ist die Frage in den 
Stadtgemeinden. Dieselben haben sich ursprünglich zu Vertheidigungs- 
Zwecken gebildet Die Errichtung und Erhaltung der Mauern war das 
erste Erforderniss. Es waren also von vornherein Leistungen nöthig. Wei- 
tere Zwecke waren dann: die Verbesserung des Transportwesens, die Er- 
möglichong einer besseren Kooperation der dem Transport dienenden Kräfte. 
Auch diese Anstalten sind meistens der Art, dass sie den Werth der Bau- 
stellen und Häuser erhöhen. Daher ist auch hier die Erhebung einer 
Mieths- und Gebäude- oder Grundsteuer das Nächstliegende. Da aber in 
den Städten vielfach eine Entwickelung auch nach anderen Bichtungen 
stattfindet, so wird auch die Erhebung anderer Steuern nothwendig wer- 
den. Im Anschluss an diese Gesichtspunkte ist die vorgeschlagene Beso- 
lution aufgestellt, deren Annahme schliesslich vom Bedner empfohlen 
wird. (Lebhafter Beifall). 

Ch'umbrecht (Harburg): Mit wie grossem Interesse ich auch dem Vor* 
trag des Vorredners gefolgt bin, so kann ich doch vielmehr seine in der 
Besolution ausgesprochenen Folgerungen anerkennen, als seine Gründe. 
Ich glaube, dass seine Anschauung vom Staate und von der Gemeinde auf 
einer durchaus unrichtigen Basis beruht; auch seine historische Entwicke- 
lung ist vollständig falsch. Es ist nicht wahr, dass die Gemeinde älter 
ist als der Staat; der Staat ist älter. Die Basis des Staats, wie alles 
menschlichen Zusammenlebens, ist die Familie, aus dieser wächst der Stamm t 
und daraus der Staat hervor, wenn man die tJranfluige staatlicher Ent- 
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wickelang so nennen will. Die Gemeinde aber bildet sich erst, wenn der 
Stamm sich als Staat gestaltet hat und Unter* Abtheilungen nöthig werden. 
Femer ist es falsch, wenn der Vorredner meint, der Staat habe sich in 
der Weise entwickelt, dass er ursprünglich alles Mögliche in sein Bereich 
gezogen und viel mehr als den Bechtsschutz zu seiner Aufgabe gemacht 
habe. Gerade entgegengesetzt: ursprünglich war nur der Hechtsschutz 
seine Sache und die Entwickelang war die^ dass er mit der Zeit immer 
mehr Zwecke verfolgte. Allerdings ist man in manchen Staaten in Folge 
einer zeitweisen Entwickelung über das richtige Maass hinausgegangen 
und hat allerhand Dinge, die der Gemeinde zukommen, an sich gezogen. 
Daher ist denn auch mit Recht eine Beaktion entstanden. Aber auch 
diese Beaktion wird übertrieben. 

Ein Beweis für das Gesagte ist England, wo der Staat am wenigsten 
über das eigentliche Maass seiner Zwecke hinausgegangen ist, aber doch 
eine Ausdehnung auf viele Dinge genommen hat, die er ursprünglich nicht 
hatte. Ebenso ist die Entwickelung in unseren Stadtgemeinden. Eine 
Landgemeinde wird allerdings ihrer Natur nach nur wenige Zwecke und 
namentlich ihrer Natur nach nicht viele höhere Zwecke verfolgen. Wenn 
man aber die Entwickelung in den Städten betrachtet, so ist doch der Gang 
der gewesen, dass sie ihre Zwecke allmählich ausgedehnt haben. Aller- 
dings darf das nicht übertrieben werden ; sonst tritt die Beaktion ein. Und 
da will ich denn gern zugeben , dass man z. B. in Frankreich die Staats- 
zwecke allerdings übertrieben hat. Eine rückgängige Bewegung gegen 
solchen Missbrauch ist aber nicht mit dem richtigen Gebrauch zu iden- 
tifiziren. 

Der Vorredner sagt, der Staat sei nur eine Bechtsschutz-Anstalt Der 
Staat verfolgt aber auch viele andere Zwecke. Ich erinnere nur an das 
Post- und Telegraphenwesen, an die Kultur -Angelegenheiten; Dinge, die 
gewiss der wirthschaftlichen Entwickelung dienen und über den Bechts- 
schutz weit hinaus gehen, aber doch sonst mit vollem Recht vom Staftt in 
die Hand genommen werden. Die Grenze ist allerdings schwer zu ziehen, 
auch für die Gemeinde. Wenn man aber sagt: sie ist nur eine wirth- 
Bchaftliche Genossenschaft, so frage ich: wer erhält denn die Schulen? 
Die Gemeinden zu blossen Unter- Abtheilungen des Staats zu machen, ist 
gewiss unrichtig. Dazu sind unsere deutschen Gemeinden auch viel zu 
lebensfähig, und ich halte es für ein Glück für den Staat, dass ihnen bei 
uns verhältnissmassig viel zugewiesen ist. Nur so kann die Freiheit ge- 
deihen. Und dass in Frankreich das Verhältniss anders ist, das halte ich 
eben für das Gefährliche der dortigen Entwickelung. Deshalb wird es 
auch immer seine grosse Schwierigkeit haben, dass Frankreich zur Frei* 
heit gelangt; denn dort sind alle Begierenden Despoten, der Kaiser wie 
die Demokraten. 
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Ich bin nicht der Meinung, dass der Mensch ^ur einen Magen hat, 
sondern der Mensch hat auch höhere Zwecke, und so hat auch der 
Staat nicht nur wirthschaftliche , sondern höhere Ziele zu verfolgen. Wie 
wäre es sonst zu rechtfertigen, dass der Staat, wenn er blos den Rechts- 
schutz zu verwirklichen hatte, Universitäten gründete, wie die Gemeinde- 
Schulen?! — Was folgt nun aus dem Gesagten? Dass die vorgeschlagenen 
Sätze halb richtig sind, nicht ganz. Vielleicht könnte man sich mit der 
Resolution einverstanden erklären, wenn der zweite Satz^ wegfiele. Hier wird 
gesagt, dass bei der staatlichen Besteuerung die Leistungsfähigkeit der 
Steuerpflichtigen maassgebend sein müsse. Ich theile diese Ansicht. Wenn 
man aber berücksichtigt, wie viele Zwecke der Staat verfolgt, so kann man 
dennoch die Richtigkeit des Satzes in dieser absoluten Allgeraeinheit nicht 
anerkennen. Die Mittel müssen auch auf andere Weise aufgebracht werden, 
sofern die Zwecke andere sind. Praktisch wird auch der Satz nicht durch- 
geführt; sonst würde nur eine schwere progressive Einkommensteuer zu- 
lässig sein. Mit dieser würde man aber schwerlich die erforderlichen Mittel 
erhalten, weil nicht alle Leute sparen können. Man muss daher auf an- 
dere Weise dem Ersparungstriebe zu Hülfe kommen, und das geschieht, 
indem man eine Steuer von den verschiedenen Eonsumtionsmitteln erhebt 

Noch bedenklicher ist der zweite Satz, dass bei der Kommune das 
Prinzip der Leistung und Gegenleistung entscheiden müsse. Ich gebe zu, 
dass dasselbe mit ein Motiv bei der Besteuerung bilden kann, und dass es 
richtig sein würde, wenn die Gemeinde nur eine wirthschaftliche Genossen- 
schaft wäre. Das ist sie aber nicht — was Jeder zugeben wird — und 
soll sie auch nicht sein. Daher hat sie eine Masse Ausgaben , die nicht 
nach Leistung und Gegenleistung vertbeilt werden können. Ich erinnere 
z. B. an die Schul-Ausgaben. Soll etwa von den einzelnen Eltern ein so 
hohes Schulgeld erhoben werden, dass davon die ganze Schule erhalten 
werden kann? ferner: die Kosten der Gemeinde - Administration- Diese 
müssen ebenso wie die Mittel für Staatszwecke aufgebracht werden. — 

Den Satz 4) finde ich noch am richtigsten ; derselbe schlägt aber eigent- 
lich dem zweiten ein Schnippchen, wenn es hier heisst: „im üebrigen ist 
die Regelung der Frage in jedem konkreten Falle von den besonderen 
lokalen Verhältnissen und Bedürfnissen abhängig zu machen." — Das ist 
das allein praktisch richtige und bewährte. Dass vielfach die Kommunal- 
Abgaben noch unrichtig veranlagt sind, gebe ich zu. Wenn man aber 
genauer zusieht, sind sie doch häufig nicht so schlecht, wie e» scheint, 
wenn auch nicht gerade immer ein wissenschaftlicher Satz dahintersteht. 
Man denke sich z. B. eine Festungs-Gemeinde mit einer grossen Garnison 
und einer kleinen Bevölkerung; hier würde ein Oktroi auf die Lebensbe- 
dürfnisse durchaus angebracht sein, weil man sonst das Militär gar nicht 
zur Steuer heranziehen könnte. — Man muss aber den faktischen Ver- 



Digitized by 



Google 



Die Verhandlang«n des nennten Kongresses dentseher Volkswtrfhe. 91 

hAltnissen Bechnang tragen, Beal - Politiker sein. Wir müssen bedenken^ 
dass wir es mit konkreten Zuständen, nicht mit idealen Verhältnissen zu 
thun haben. Es ist daher nicht immer möglich, die Prinzipien durchzu- 
führen, sondern man muss sich an das historisch Gewordene anschliessen 
und damit erreicht man oft Besseres als durch eine Badikalkur. ~ Wie 
gross die Kraft des Bestehehenden ist, das sehen wir am besten an dem 
Partikularismus, der in den verrufensten Staaten wieder aufgewacht ist, 
nachdem sie zu ihrem Heile von Preussen verschluckt sind. Und insbe- 
sondere in Hannover hat es sich gezeigt, dass man die menschlichen Ge- 
wohnheiten zu schonen hat — Ich bitte daher die hier Tagenden und den 
Herrn Vorredner, etwas von der starren Doktrin nachzulassen und etwas 
mehr den wirklichen Verhältnissen Bechnung zu tragen. 

Emminghaus, Die heutige Frage ist eine sehr schwierige und es ist 
nicht leicht, einen entschiedenen Standpunkt in derselben anzunehmen. 
Ich will darum der Besulution nicht widersprechen, obgleich sie mir nicht 
in allen Theilen gefällt. Ich will vielmehr nur ein paar Worte zur Kritik 
hinzufügen. 

Ich halte es für sehr verkehrt, wenn der Beferent, in mehr poetischer 
als praktischer Weise dem System der Leistung und Gegenleistung das 
Wort geredet hat. 

Man könnte sich doch der Leistung an die Gemeinde nicht entziehen, 
wenn man auch auf die Gegenleistung verzichten wollte. Deshalb glaube 
ich dem Satze, der- dieses Prinzip von Leistung und Gegenleistung aus- 
spricht, widersprechen zu müssen. Man hat gestern vom Gelde gesprochen, 
aber den doppelten Zweck desselben nicht erwähnt, nämlich den des Werth- . 
messers und des Werthausgleichers. Diese Zwecke sind verschieden, wer- 
den aber durch dasselbe Mittel erfüllt. Ebenso können Staats- und Ge- 
meindesteuern verschiedenen Zwecken dienen, ohne dass dadurch ein ver- 
schiedener Erhebüngs- Modus geboten wäre. Ich fürchte nicht, dass die 
Mängel der Erhebung dadurch wachsen werden. Man wird auch hier 
durch Erf abrang und Wissenschaft sichere Fortschritte erwarten dürfen. 

Speziell Absatz 3) ist ganz unhaltbar, wenn ich das vom Vorredner 
gebrauchte Beispiel von der Schule adoptire, so wtlrden nach Absatz 3, 
die Kinder armer Eltern viel zu hart betroffen. 

Prof. Boessler. Ich bekämpfe die Besolutionen von A— Z. Ich läugne 
nämlich, dass Staat und Gemeinde verschiedene Zwecke haben. Die Ver- 
schiedenheit der Steuern ist aber dennoch berechtigt, und aus anderen 
Gründen, als der Beferent sie angegeben hat, der wesentliche Grund für 
die Verschiedenheit ist einfach der, dass die Gemeindesteuer lediglich eine 
Lokalabgabe ist. Hierfür ist nun das einzig richtige Prinzip der Besteue- 
rung die Grundsteuer; dieselbe ist in den Händen der Gemeinde weit er- 
giebiger, als in denen dos Staats; für den letzteren ist das absolut richtige 
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BeBteuerungsprinzip noch nicht gefonden. Die Besolation ist viel zu farblos; 
sie wird eben deshalb die Autorität des volkswirthschaftlichen KoDgresses 
gefährden. Auch führen ihre Konsequenzen zu einer gefährlichen Parti- 
kularisirung der Steuern. 

Hahndorf: Die uns vorgelegte Schrift von Prof. Emminghaus bietet in 
Bezug auf Hessen-Kassel kein Material dar. Ich würde dasselbe sehr gern 
geliefert haben. In Hessen beruhen die Gemeindeverhältnisse durchaus 
nicht auf dem Prinzip von Leistung und Gegenleistung. 

Dr. Wolff (Stettin): Man darf die volkswirthschaftlichen Grundsätze 
nicht mit den praktischen Folgerungen, die daraus zu ziehen sind, ver- 
wechseln. Wegen dieser Verwechselung stösst man so wohl auf den Wider- 
spruch gewisser Herren Praktiker, die, wie z. B. der Herr Vorredner aus 
Harburg, behaupten, dass, was in der Theorie richtig sei, nidit auch in 
der Praxis richtig zu sein brauche. Ich glaube, was in der Theorie richtig 
ist, muss es auch in der Praxis sein. Kur darf man allerdings die per- 
sönliche Anschauung oder vielleicht die blosse Liebhaberei irgend Jeman- 
des nicht mit der Theorie, d. h. mit den Resultaten der wissenschaftlichen 
Entwickelung identifiziren. Mit der Forderung des Herrn Grumbrecht, dass 
wir Beal-Politiker sein sollen, bin ich vollkommen einverstanden, aber er 
schiesst über sein Ziel hinaus. Gewiss soll es unser Ziel sein, zu ver- 
suchen, die Folgen der bisherigen Entwickelung der volkswirthschaftlichen 
Wissenschaft auch zur praktischen Anwendung zu bringen, und dürfen 
wir uns von entgegenstehenden Schwierigkeiten, ja selbst davon, dass die 
Anschauungen der Wissenschaft selbst oft binnen kurzer Frist geschwankt 
haben, nicht zurückschrecken lassen. Denn auch auf diesem Gebiet müssen 
wir experimentiren, und noch ist es nicht festgestellt, welche Steuer die 
richtige ist. 

Man hat grosses Gewicht auf die Frage gelegt, ob der Staat eher ge- 
wesen ist, oder die Gemeinde. Nach meiner Meinung sind ursprünglich 
Staat und Gemeinde und wirthschaftliche Gesellschaft eins gewesen und 
erst mit der fortschreitenden Kultur haben sie sich nach dem Prinzip der 
Arbeitstheilung von einander losgelöst. Ein Zusammenhang zwischen ihnen 
aber besteht fort und vielleicht wird eine vollständige Scheidung niemals 
möglich sein. Es kann sich auch nicht darum handeln, das Ziel zu «f- 
reichen, sondern nur, dasselbe im Auge zu haben, und auch das Bestreben 
der Wissenschaft kann nur dahin gehen, eine genauere Grenzregulirung 
herbeizuführen. 

Als wirthschaftliche Genossenschaft möchte ich die Gemeinde nicht 
definiren. Beide, Staat und Gemeinde, beruhen auf demselben Boden: sie 
sind beide i^ait^s- Genossenschaften. In den Staat hinein werden wir 
geboren; Mitglieder der Gemeinde werden wir dadurch, dass wir daselbst 
Grundbesitz haben oder dort ansässig sind* Der Unterschied zwischen 
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beiden aber ist der, dass die Gemeinde eine Zwangsgenossenschaft der 
Nachbarn^ ist, der Staat eine Zwangsgenossenschaft yon Leuten, die durch« 
aus nicht Nachbarn zu sein brauchen. Daher hat denn der Staat allge- 
meine, die Gemeinde nur lokal abgegrenzte Interessen, namentlich die- 
jenigen der ihr angehörigen Grundbesitzer zu vertreten. Das hat, wie ich 
glaube, im Wesentlichen auch der Herr Beferent entwickeln wollen und 
der Unterschied zwischen ihm und dem Herrn Prof. Eössler ist in der 
That gar nicht so gross. Es ist allerdings schwer, auf einem so wenig 
durchforschten Gebiet seine Ausdrücke immer so zu wählen, dass sie keinem 
Missverständniss unterworfen sind. Wenn man aber die Gemeinde als 
eine Zwangsgenossenschaft der Nachbarn definirt, so ist, glaube ich, die 
Hauptschwierigkeit gehoben und es handelt sich bei der DurchfQhrung im 
Einzelnen nur um scheinbare Schwierigkeiten. Herr Prof. Rössler wiU 
z. B. die Grundsteuer, die auch im Satz 4 der Besolution empfohlen, wenn 
auch nicht als absolutes Prinzip aufgestellt ist. Dagegen will Herr Prof. 
Bössler von dem ausgesprochenen Prinzip von Leistung und Gegenleistung 
durchaus nichts wissen. Seine absolute Grundsteuer aber kann er auch 
nur aus dem Gesichtspunkte rechtfertigen, dass die Gemeindeleistungen in 
letzter Instanz auf eine Verbesserung des Grundbesitzes hinauslaufen und 
eben deshalb von dem Grundbesitz zu bezahlen sind. — Die Angriffe, 
welche von Herrn Prof. Bössler und Anderen gegen das Prinzip der Leistung 
und Gegenleistung gerichtet wordeji sind, sind mir, soweit sie darauf hin- 
ausgingen, das Prinzip im Allgemeinen zu widerlegen, gänzlich unklar ge- 
blieben. Ich will mich nur an einige Exemplifikationen halten. Man hat 
es für widersinnig gehalten, dass die Eltern der Schulkinder so viel Schul- 
geld zahlen sollen, als zur Erhaltung der Schule nöthig ist. Ich halte 
diese Forderung keineswegs für eine widersinnige, sondern im Gegentheil, 
für ganz ebenso vernünftig, wie dass diejenigen, die Backwaaren essen, 
sie auch bezahlen. Was heisst denn das: es sei das eine kulturfeindliche 
Forderung? Soll ich denn als Steuerpflichtiger gezwungen sein das Schul- 
geld für Andere mit zu zahlen? (Buf: gewiss 1) und weshalb soll ich dann 
nicht auch gezwungen sein, Brot und Fleisch für die Andern mitzubezahlen? 
(Unruhe und Widerspruch.) Herr Grumbrecht sagt: das ist ein Unterschied. 
Bildung und Essen sind zwei verschiedene Dinge. Ja, aber das Essen ist 
gewiss eine viel nothwendigere Sache als die Bildung und das in die Schule 
gehen. (Heiterkeit.) Ich will auch gar nicht läugnen, dass die Gemeinde 
unter Umständen, wie für das Essen, so auch für den Unterricht zu sorgen 
verpflichtet ist, und ich habe daher nichts dagegen, dass man die Gemeinde- 
angehörigen besteuert, damit die Kinder der Armen Unterricht bekommen. 
Weshalb aber auch die Kinder der Reichen, das vermag ich nicht einzu- 
zusehen. Man gründe also Armenschulen, gute Armenschulen. Wenn man 
aber alle Schulen unentgeltlich macht, so macht man sie alle zu Armen- 
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schulen* Unser ganzes Schulwesen krankt eben daran, dass es ein Appendix 
des Armen Wesens ist; daher die üeberfüUung in den Schulen, die schlecht 
besoldeten Lehrer und die schlecht unterrichteten Kinder! Auf dem Wege 
der Freiwilligkeit, die überhaupt das Grundprinzip des witthschaftlichen 
Zusammenlebens ist, und der freien Konkurrenz wird sich auch für dieses 
Schulwesen das Beste erreichen lassen. (Beifall). 

Herr Prof. Rössler hat gegen die Partikularisirung der Gemeinde- 
steuern eine grosse Scheu gezeigt. Dieselbe beruht jedoch auf einem ge- 
wissen Irrthum. Wenn die Gemeinde Armenschulen unterhalten und eine 
Oberaufsicht über das Schulwesen ausüben muss und daher Ausgaben für 
diese Zwecke zu machen hat, so scheint es mir gar keine so üble Sache 
und von keiner Gefahr, wenn sie eine Schulsteuer erhebt. Nach welchem 
Maassstabe dieselbe zu vertheilen ist, ist damit noch nicht gesagt, und 
eventuell habe ich nichts dagegen, wenn die Steuer mit denen für andere 
Zwecke, welche auch in letzter Instanz den Erfolg einer Verbesserung des 
Grundbesitzes haben , in eine gemeinschaftliche Grundsteuer zusammenge- 
worfen wird. Aber nothwendig ist das nicht und gewiss auch eine andere 
Vertheilung sehr wohl denkbar. — 

Mit Herrn Grumbrecht bin ich in einem Punkte einverstanden , näm- 
lich in Betreff der Streichung des Satzes 2, aber aus dem entgegengesetzten 
Grunde. Nicht die zweite sondern die erste Hälfte dieses Satzes halte ich 
für gefährlich. Ich vermag nicht einzusehen, warum nicht auch beim Staate 
das Prinzip der Leistung und Gegenleistung, sondern das der Leistungs- 
fähigkeit gelten soll? Allerdings würde dieses letztere Prinzip dann zur 
Anwendung zu bringen sein, wenn der Staat vollständig auf die ihm nach 
der Natur der Sache zustehende Thätigkeit reduzirt wäre, also, wie der 
Herr Eeferent bemerkt hat, auf den Schutz nach Aussen mit dem Eechts- 
schutz nach Innen, wobei ich aber voraussetze, dass im einzelnen Falle 
der Betreffende die Kosten des ihm gewordenen Rechtsschutzes zu bezahlen 
hat. Ich nehme also an, dass der Herr Referent nicht eine unentgeltliche 
Rechtspflege im Sinne gehabt hat, die ebenso verwerflich ist, wie der un- 
entgeltliche Unterricht, da beide darauf hinauslaufen, dass der Eine für 
den Anderen bezahlen muss. Es bleibt aber ein gewisses Quantum Kosten 
für den allgemeinen Rechtsschutz übrig und diese Kosten zuzüglich der 
Kosten für den Schutz nach Aussen bilden gewissermaassen ein jährliches 
Defizit des Staats, nachdem er sich im üebrigen für seine Leistungen 
durch die Gegenleistungen hat bezahlen lassen. Für die Deckung dieses 
Defizits muss allerdings die Leistungsfllhigkeit des Einzelnen maassgebend 
sein. Der Staat hat aber faktisch noch eine Menge anderer Dinge in Händen, 
die man ihm für's Erate auch nicht wird nehmen können, und daher ist 
es nicht gut, schon jetzt das im Satz 2 enthaltene Steuer -Prinzip der 
Leistungsfähigkeit aufzustellen. 
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Wenn Herr Prof. Rössler meint, die Sache sei überhaupt noch so 
wenig entwickelt, dass man sie am besten vertage, so haben wir das schon 
wiederholt gethan ; doch habe ich, falls Sie der Meinung sein sollten, dass 
noch yieles Verborgene in derselben ist, nichts dagegen. Dass es aber ein 
gewisser Schade sein sollte, wenn wir die Hesolution in der Hauptsache 
annehmen, glaube ich nicht. Gerade, was Herr Prof. Rössler will, dass 
die Besteuerung des Grundbesitzes der Gemeinde verbleiben möge, ist darin 
gesagt. Herr Prof. Bössler möchte dies gleich ganz scharf ausgesprochen 
wissen ; aber es ist nicht wohl möglich, dies so ohne Weiteres hinzustellen, 
wenn wir nicht gleichzeitig sagen, woher der Staat die bisher aus der 
Grundsteuer eingenommenen 10 Millionen decken soll. — 

Dass eine Eontingentirung auch der Gebäudesteuer stattfinden möge, 
— während jetzt das jährliche, durch die Aufwendungen der Kommune 
hervorgebrachte Wachsthum des Grundbesitzes nicht der Kommune zu 
Gute kommt, sondern eine jährlich wachsende Summe an Gebäudesteuer 
in die Staatskasse fliessen lässt, — damit bin ich ganz einverstanden. Doch 
ist das verhältnissmässig ein Nebenpunkt. Die Hauptsache ist der Punkt 4, 
die Hervorhebung, dass vor AUem der Grundbesitz zur Gemeindesteuer 
heranzuziehen sei, ein Punkt, der vielfach in den Gemeinden bestritten 
wird, und namentlich von den Grundbesitzern, die besonders seit dem Sinken 
des Grundwerths in Folge des 30jährigen Krieges die Steuerlast durch die 
Konsumtions- Abgaben auf die Gesammtheit der Gemeindeangehörigen ab- 
zuwälzen versucht haben. 

Nessmann empfiehlt den Antrag des Herrn Professor Rössler, von 
einer Beschlussfassung für heute abzusehen. Nicht, dass nicht drei Jahre 
für die Erwägung des Gegenstandes ausreichten, aber wir haben erstens 
das in dem Berichte des Herrn Professor Emminghaus zusammengestellte 
werthvolle Material erst seit wenigen Tagen in Händen, und ich wenig- 
stens habe keine Zeit gefunden, mich in diesen Tagen damit zu beschäf- 
tigen; sodann aber ist die Form der Resolution, wenn man dieselbe mit 
dem Streit von vor drei Jahren vergleicht, in der That eine so verkleinerte 
und abgeschwächte, dass mit derselben eigentlich Jeder zufrieden sein 
kann. — Gegen den Punkt 2 bin ich aus beiden gegen denselben geltend 
gemachten Gründen; lässt man aber diesen Punkt heraus, so ist die ganze 
Resolution in der That nicht der Mühe werth; sie würde an den Berg 
erinnern, der eine Maus gebiert. 

Dass die Besteuerung des Grundeigenthums der Gemeinde verbleiben 
musste, ist hier so lebhaft hervorgehoben worden, dass es besser ist, dass 
der Kongress sich mit dieser Frage speziell beschäftigt. In der Resolution 
steht im Grunde genommen nichts weiter, als dass die Gemeinden sehen 
sollen, wie sie fertig werden. Das haben sie auch bisher gethan, und ich 
glaube, sie haben so ziemlich gefunden, was ihnen dient, und das üebrige 
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wird durch eine vernünftige Agitation in den Gemeinden selbst heraus- 
genommen werden. 

Ich halte die Gemeinde für berechtigt, ihre inneren Obliegenheiten 
and ihr Steuerwesen selbst zu ordnen. Auch halte ich den Grundsatz der 
Leistung und Gegenleistung für richtig, aber nur so, dass beide im Grossen 
und Ganzen einander decken. Sonst würde man dahin kommen, unter- 
suchen zu müssen, wo in jedem einzelnen Falle die Steuer resp. die Lei* 
stung bleibt. Und wenn dies in einzelnen Gemeinden vielleicht möglich 
ist, so ist es doch jedenfalls nicht Sache des Kongresses, eine solche 
Miniatur- Arbeit zu empfehlen. Man berathe deshalb die Frage im näch- 
sten Eongress weiter; bis dahin werden sich durch den Emminghaus'schen 
Bericht mit dessen gehörten Beden die Meinungen geklärt haben. Wenn 
wir aber unsere Resolution so abschwächen, dass sie fast zur allgemeinen 
Redensart wird, so haben wir eine gute Debatte gehabt und dadurch etwas 
gelernt, aber etwas beschlossen, was nichts besagt (Beifall). 

Dr. Michaelis i Ich. wünschte auch, dass eine Resolution unterbreitet 
werden könnte, welche das Prinzip klarer und bestimmter ausspräche. 
Ich befürchte aber, dass wenn wir ein Prinzip so ausgeprägt aussprächen, 
wie es der Herr Vorredner will, der Kongress leicht in eine üble Lage 
gerathen könnte. Der Herr VoiTedner erklärt sich prinzipiell mit dem 
Grundsatze der Leistung und Gegenleistung einverstanden. Er meint aber, 
bis zum Tüttelchen auf dem i lasse sich dieser Grundsatz nicht durchführen 
und deshalb sei es richtiger, denselben nicht auszusprechen. Der Grund, 
weshalb er sich aber nicht bis auf das Tüttelchen durchführen lässt, ist 
dety dass wir es bei beiden, beim Staate wie bei der Gemeinde, mit dem 
Zwange zu thun haben. Die Freiwilligkeit allein ist im Stande, das 
wunderbare Gebäude der wirthschaftlichen Gesellschaft, deren Grundlage 
das Prinzip der Arbeitstheilung ist, aufzubauen. Der Zwang kann es 
nicht; er kann nur im Grossen und Ganzen wirken, nur breit zugreifen 
und nie bis zu den letzten Eonsequenzen gehen. Daher müssen wir der 
Interpretation gegenüber, die unsere Beschlüsse bis zu den letzten Kon- 
sequenzen zuspitzen würde, vorsichtig sein und das ist der Herr Referent 
in seinem Vorschlage gewesen. — Was aber gegen das Prinzip der Lei- 
stung und Gegenleistung und der Vertheilnng der Steuerlast nach Maass- 
gabe der Vortheile vorgebracht worden ist, dem, muss ich gestehen, habe 
ich nicht folgen können. Herr Professor Emminghaus sagt: die Gemeinde 
sei keine Handels- Anstalt und deshalb könne jenes Prinzip nicht gelten. 
Aber daraus folgt doch nur, dass das Prinzip der FreimlligJceit nicht gel- 
ten kann, nicht aber, dass wir die Vertheilung nicht möglichst so einrich- 
ten sollen, wie sie in der bürgerlichen Gesellschaft durch die Freiwilligkeit 
bewirkt wird. — Es ist ferner gesagt, die Verschiedenheit der Zwecke 
schliesse die Gleichheit der Mittel aus. Allein die Verschiedenartigkeit 
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der Zwecke bedingt keineswegs auch die Yerschiedenartigkeit der Mittel, 
sondern es folgt daraus nur, dass man zusehen muss, wohin die Vortheile 
sich vertheilen und danach auch die Lasten vertheilen. Der Maassstab 
wird dann nicht so schwer zu finden sein. Herr Professor Rössler hat 
nun zwar gesagt, dass kein Schatten von Folgerichtigkeit zwischen dem 
Prinzip von Leistung und Gegenleistung einerseits und der Besteuerung 
des Grundbesitzes andererseits sei und ferner, dass die Zwecke des Staates 
und der Gemeinde sich deckten; denn auch der Staat habe sich um Ar- 
menpflege, um Wege- Anlagen etc. zu kammern. Aber darum, dass er sich 
um diese Dinge kümmert, gehören dieselben doch nicht zu seinen Funk« 
tionen. Auch um die Funktionen der Einzelnen hat der Staat sich zu 
kümmern ; dieselben sind aber darum doch von den seinigen sehr wohl zu 
trennen. Nach Professor Rössler soll nun die Besteuerung des Grund- 
besitzes in der Gemeinde die richtige sein wegen der lokalen Begrenzung 
der Gemeinde, d. h. weil die Leistungen der Gemeinde nur den innerhalb 
ihres Gebietes Grund und Boden Besitzenden zu Gute kommen, welche die 
gebotenen Vortheile entweder selbst geniessen oder sich von ihren Miethem 
bezahlen lassen. Mit anderen Worten: die Grundsteuer soll um deswillen 
erhoben werden, weil die Vortheile meistens dem Grundbesitze zufliessen, 
welcher seinerseits das Entree dafür erhebt. Damit läuft aber auch die 
Ansicht des Herrn Professor Rössler auf dasselbe Prinzip der Leistung 
und Gegenleistung hinaus, welches in der Resolution sub 2) ausge- 
sprochen ist 

Welche Zustände in den Gemeinde- Verhältnissen daraus entstehen, 
wenn die Vertheilung der Lasten nicht nach Maassgabe der Vortheile 
stattfindet, ist leicht einzusehen. In Berlin haben z. B. die Grundbesitzer 
die Eutdeckung gemacht, dass es vortheilhafter sei, die Eommunalbedürf- 
nisse durch eine Schlacht- und Mahlsteuer als durch Grundsteuer aufzu- 
bringen. Die Folgen davon sind diese: die Miethepreise richten sich — - 
natürlich unter der Voraussetzung der Freizügigkeit — bei der lokalen 
Begrenzung nach den Vortheilen, die die Wohnung innerhalb des Gemeinde- 
Bezirks bietet. Der Werth dieser Vortheile aber wird wesentlich bedingt 
durch das Maass der Nachfrage, da der Raum begrenzt ist. Die Grund- 
besitzer lassen sich also von ihren Miethern die Vortheile, die durch die 
Gemeinde gewährt werden, bezahlen und andererseits müssen die Miether 
die Kosten dieser Vortheile tragen; sie bezahlen dieselben also doppelt. 
Dadurch aber, dass dem Grundbesitz diese Vortheile zufliessen, wird zu- 
gleich eine künstliche Steiger im g des Grundwerths hervorgebracht; denn 
wo es Geld regnet, da wird der Werth um den Betrag des noch künftig 
zu erwartenden Regens zunehmen. Die Folge aber ist: die üebertheuerung 
des Grund und Bodens , die Wohnungsnoth , die hohen Häuser u. s. w. — 
Nach der Statistik der Berliner Miethserträge und Versicherungs - Werthe 
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habe icli die .Beobachtung gemacht, das« während 10 Jahren der früher 
8 pCt der Versicherungssumme ausmachende Mietl^betrag der Berliner 
Häuser um 2^1% Millionen gestiegen ist Der Werth der Häuser selbst ist 
also um das einem gleichen Zins-Betrage entsprechende Kapital gestiegen, 
während die Kosten der städtischen Verbesserungen keineswegs von dem 
Grundbesitze getragen werden. Wenn nun in solcher Weise die Lasten 
und Vortheile nicht gleichmässig vertheilt werden, so ist die Folge davon 
eine künstliche Werthsteigerung, «ine Versetzung der natürlichen Werthe, 
und es kann daraus eine höchst bedenkliche Störung des wirthschaftlichen 
.Lebens entstehen und eine Verfeindung der Klassen, welche die grösste 
Gefahr für die ganze Zivilisation bringt. 

Wenn nun die Resolution zweierlei ausspricht, erstens, dass in den 
Gemeinden das Prinzip der Leistung und Gegenleistung bei der Besteue- 
rung gelten müsse, und zweitens , dass vor Allem der Grundbesitz zu die- 
ser Besteuerung heranzuziehen sei, so ist damit ein gaüz guter Anfang 
gemacht Ist eine weitere Entwickelung erforderlich, bedarf der junge 
ungeleckte Bär noch des Leckens, nun, so kann das im nächsten Jahre 
geschehen (Beifall). 

Dr. Pfeiffer: Ich habe mich zum Wort gemeldet, um die Besolution 
zu vertheidigen , wenn ich auch mit der darin enthaltenen, einigermassen 
an Rousseau erinnernden Anschauung vom Staate nicht ganz übereinstimme. 
Namentlich bin ich mit den von den Herren Wolff und Michaelis — besser 
als ich es vermöchte — entwickelten Gesichtspunkten einverstanden und 
beabsichtige ich nur, einen kleinen Zusatz zur Resolution zu empfehlen. 
Gegen den Passus 1 derselben ist von einem Redner geltend gemacht 
worden, dass wir die Trennung der Staats- und Gemeindesteuern um des- 
willen nicht aussprechen sollten, weil eine Vereinigung beider sich unter 
Umständen als nicht zweckmässig erweisen könnte. Wenn sich dies aber 
im einzelnen Falle als nöthig herausstellen sollte, so wird durch unsern 
Ausspruch keine Gemeinde gehindert werden, deihgemäss zu verfahren. 
Der beantragten Streichung des Passus 2 möchte ich mich anschliessen. 
Einmal, weil ich mit der darin enthaltenen Anschauung, dass für die staat- 
liche Besteuerung nur die Leistungsfähigkeit maassgebend sein solle, nicht 
ganz übereinstinmie. Namentlich aber, weil, wenn wir es hier mit den 
Gemeindesteuern zu thun haben, wir nicht zu sagen brauchen, was für die 
Staatsstetiern maassgebend sein soll. Dagegen möchte ich — und zwar 
im Einverständniss mit dem Herrn Referenten -- den Antrag stellen, dass 
in dem Passus 4 die vorzugsweise Heranziehung des Grundbesitzes zur 
Gemeindesteuer etwas mehr betont und deshalb nach dem Worte „Grund- 
besitz" die Worte „vor Allem" eingeschoben werden. 

Wenn Herr Nessmann gemeint hat, dass, wenn man den Passus 2 
weglasse, mit der Resolution wenig gesagt und wenig genützt sei, so glaube 
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ich das nicht. Als Angehöriger eines Staats, in dem für die Gemeinde- 
steuern noch das Prinzip des Staatszuschlags gilt, halte ich es nicht für 
bedeutungslos, wenn wir uns gegen dies Prinzip erklären, und da bei uAS 
eine Reform des Steuerwesens bevorsteht, so dürfte die Autorität des 
TOlkswirtiischaftlicben Kongresses für eine Beform im Sinne der Resolution 
nicht unerheblich in die Waagschaale fallen. 

Dr. Braun als Berichterstatter: Ich muss mich entschieden gegen die 
Vertagung der Frage aussprechen; sie hat dem Kongresse seit längerer 
Zeit vorgelegen und die Frage ^ um die es sich handelt, ist entschieden 
spruchreif. — 

Ich kapn mich sodann nach der gehörten Debatte für Streichung von 
No. 2 und für das Amendement Pfeiffer aussprechen. 

Was die Vorwürfe betrifft, die mir gemacht worden, so hat Herr Grumb- 
recht den Resolutionen ihre zu starre theoretische Konsequenzmacherei 
vorgeworfen, während Herr Nessmann sie nichtssagend findet 

Mögen die beiden Herren unter einander ausmachen, wer von ihnen 
Recht h^. (Heiterkeit). 

Wenn man meine Gegenüberstellung von Staat und Gemeinde vielfach 
ang€\griffen ^at, so will ich zugeben, dass ich die Gegensätze, der Deut- 
lichkeit wegen Eugespitzt habe. Ich habe von Staat und Gemeinde, wie 
sie, dem Angriffe nach, i^cht wie sie in Wirklichkeit sind, gesprochen. Ich 
habe ausdrücklich hinzugefügt, wie im Leben häufig der Staat GemeindOi 
und die Gemeinde Staat spielt und spielen muss. 

Die Schwierigkeit, die in den Resolutionen aufgestellten Prinzipien in'd 
Leben einzuführen ^ liegt in der Nenheit des Gegenstandes; denn bis jetzt 
hat man sich mit Gemeindesteuern noch kaum wissenschaftlich und metho- 
disch beschäftigt. 

Herr Bürgeimeister Grumbrecht hat auf die amtliche Stellung des ver- 
ehrten Präsidenten der ständigen Deputation hingewiesen, um darzuthun, 
es sei verkehrt, dass der Staat sich nur mit Rechtsschutz und Sicherheit 
nach Aussen zu beCassen habe. Allein er hat dabei die Ste^ung unseres 
verehrten Präsidenten durchaus missverstanden. Derselbe ist nicht von 
Staatswegen mit irgend einer den Landbau betreffenden Angelegenheit be- 
fasst, sondern Präsident eines Gerichtshofes, welcher die spezielle Aufgabe 
hat, mittelalterliche Lasten abzulösen. Es ist dies nur Eins von den Miss- 
verständnissen, die ich im Vortrage des Herrn Grumbrecht wahrgenommen. 
Da ich jedoch hoffe, dass alle anderen Herrenfmich verstanden, so will 
ich auf die übrigen nicht eingehen. — Wenn übrigens Herr Grumbrecht 
gesagt hat, es könnte in einer kleinen Festung eine andere Gemeindesteuer 
zweckmässig sein, als die in der Resolution empfohlenen, so ist das sehr 
' wohl möglich; — aber man fasst doch nicht Resolutionen in Betreff seltener 
Ausnahmefälle, sondern zur Regelung der gewöhnlichen Verhältnisse. 

7* 



Digitized by 



Google 



100 Di« Verhandlangen des neanten Kongresses deafscber Yo^kswirtfae. 

Was aber diese betrifft, so ist auf dem Gebiete des Gemeiodestetier- 
Wesens noch viel Schlendrian und Plasmacherei auszurotten, und es scheint 
mir eine grosse und schöne Aufgabe für den Kongress, gegei; die herr- 
schenden Missst&nde angreifend vorzugehen. 

Nachdem noch Grumbrecht sich gegen den Ausdruck ^vor Allem" in 
dem Pfeiffer'schen Amendement ausgesprochen, verändert 

Pfeiffer den Ausdruck in „vorzugsweise". 

Die darauf folgende Abstimmung ergiebt: 
Annahme des Satzes 1, 
Ablehnung des Satzes 2, 
Annahme des Satzes 3 u. 4 mit dem Pfeiffer*schen Amendement 

Präsident: Dr. Braun tibernimmt den Vorsitz. 

Prof. Böhmert protestirt gegen die vom Referenten in der Münzfrage 
zu den Akten gegebene protokollarische Erklärung, da sie den Sinn des 
Beschlusses der Versammlung nicht richtig darstelle. 

Grumbrecht: Der BeschlubS der Versammlung gehe dahin, dass man 
sich wohl für Goldwährung aber nicht für das Frankensystem entschieden 
habe. 

Dr. Michaelis: Jedenfalls ist die Erklärung des Herrn Dr. Soetbeer 
nur eine authentische Interpretation seiner eigenen Abstimmung, nicht aber 
des Beschlusses der Versammlung, denn dieser ist ohne Weiteres klar und 
verständlich. 

Dr. Soetbeer: Ich habe gar nichts interpretiren woUen; zumal da ich 
gewusst habe, dass ich auf Widerspruch stossen werde. 

Dr. Böhmert: Ich habe die Sache heute nur angeregt, um Aufklärung 
Über die aus der gestrigen Besolation nicht klare Ansicht des Kongresses 
zu erhalten. 

Dr. Michaelis: Es liegt durchaus keine Unklarheit vor. 

Nach einigen geschäftlichen Hittheilungen abseiten des Präsidenten^ 
ergreift das Wort 

Dr. Michaelis, um für den Präsidenten den Dank der Versammlung 
Votiren zu lassen. 

Die Versammlung erhebt sich von den Sitzen. 

Grumbrecht beantragt: dem Lokal -Komite gleichfalls den Dank der 
Versammlung zu votiren. 

Es geschieht. 

Dr. Braun: Wenn ich Ihre Verhandlungen zu Ihrer Zufriedenheit ge- 
leitet habe, so ist das hauptsächlich Ihrer Nachsicht zu Gute zu rechnen. 

Ich lege j^tzt die Gewalt zurück in die Hände unseres verehrten Kol- 
legen Lette, und bin gewiss, dass man ihm nicht den Vorwurf machen 
wird, den ich zuweilen über mich muss ergehen lassen, dass eine allzu 
strenge Handhabung der Präsidialgewalt stattfinde. 
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Im Begriff zu schliessen, lassen Sie mich noch einmal aussprechen, 
welches die Ziele des Kongresses sind. Wir sind keine Behörde^ keine 
Obrigkeit, sondern eine Versammlung von Freiwilligen. Wir wirken nicht 
durch Zwang, sondern durch üeberzeugung. Durch unsere Kesolutionen 
wollen wir die Meinung aller Wohlmeinenden und Einsichtigen fttr die 
Sache des wirthschafllichen Fortschrittes gewinnen. Gelingt uns dies, so 
haben wir jetzt ein Organ der Nation, welches die Fortschritte verwirk- 
lichen kann, wEhrend früher in 34 Volksvertretungen oft vergebliche Sy- 
siphusarbeiten begonnen werden mussten. Es könnte jetzt freilich die 
Frage aufgeworfen werden, ob nicht in Folge der grossen in Deutschland 
eingetretenen Veränderung der'Kongress überflüssig geworden sei? Ich 
glaube er ist nicht überflüssig, so lange noch Ziele unerreicht sind, so 
lange die Gesetzgebung auf wirthschaftlichem Gebiet noch der voranleuch- 
tcnden Fackel der Wissenschaft bedarf. Sind die Ziele erreicht, sind wir 
zum Lichte durchgedrungen, — dann mag der Kongress sich zur Buhe 
legen. — 

Schliesslich rufe ich der Hansestadt meinen Dank zu; für die warme 
und herzliche Theilnahme, mit der sie uns in ihren Mauern aufgenommen 
hat, aus denen wir mit erweiterten wirthschafllichen Anschauungen heim- 
kehren werden. 
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Mitglieder des neunten Gongresses 
deutscher Volkswirthe 

in Hamborg. 



Die mit einem Stern bezeichneten Mitglieder haben ihren Beitrag eingesandt, sind aber i 
Erscheinen Terhiudert gewesen. 



Aheggy C, H,, in EUimburg. 

Amsinck, Heinr^y in Hamburg. 

Amsinckj Wüh., in Hamburg. 

Amdty Dr., in Hamburg* 

Amold, B., in Hamburg. 

Asher^ H., Dr., Notar in Hamburg. 

Aue, B,, Gen.-Commissions-Rath in 
Eöthen. 

BaoBchy H. C, in Hamburg. 

Baggeaeny J. C, T., in Lübeck. 

von Bargen, C, in Hamburg. 

BaugeselUchaft von 1866 in Hamburg 
(vertreten durch die Herren F. Laeise 
und C. Timmermann), 

Baumeister, Dr., Obergericbtsrath in 
Hamburg. 

*) Becker , K, Dr., Redacteur in Dort- 
mund. 

Beeck, A,, in Hamburg. 

Behn, Aug., in Hamburg. 

Behre^ Eammerrath in Altena. 

Behrmann, J., in Hamburg. 

Berdolty G., in Antwerpen. 

V, Bergen, E. TT., in Hamburg. 

Bergius, C. /., Professor in Breslau. 

Bering, Stadtrath in Leipzig. 

Bertheau, C, Pastor in Hamburg. 

Beschütz, 8., Dr. in Hamburg. 

Blass, Director in Dortmund. 

Blume, H. J., in Hamburg. 



Bockelmann, W, Ä, in Rethwiscbböhe. 

Böhmert, Dr. Professor in Zürich. 

Bdlinger, B., in Hamburg. 

de Boot, F,, Dr., in Hamburg. 

Boothj John, in Hamburg. 

Booth, Lorenz, in Hamburg. 

Bordier, A., in Hamburg. 

Borgnis, A., in Hamburg. 

Brämer, K., Redacteur in Berlin (Ver- 
treter d. Central- Vereins in Preussen 
für das Wohl d. arbeitenden Klassen). 

Braun, A,, Dr., Ober-ApelL-Gerichts- 
Anwalt in Berlin. 

Brauss, A, H,, in Hamburg. 

Brock, in Passow. 

Bruch, F., Reg.-Refer. a. D. in Berlin. 

Bühring, Chs., in Hamburg. 

Burchard, 0, J. 

Burmeister, in Schwerin. 

Glossen, J., in Zürich. 

*)Clauss, Fdm. B., in Chemnitz. 

Claussy Carl, in Nürnberg. 

*)Cö]nische Priyatbank in Cöln. 

Cohen, Ad,, in Hamburg. 

Cohen, Benny, in Hamburg. 

Cohnheim, B , in Hamburg. 

Cohnheim, Fd,, in Hamburg. 

Cohnheim, H., in Hamburg. 

Cords, Julius, in Hamburg. 

Cremer, jr,, Beinhold, in Hamburg. 
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Crome, in Lübeck. 

DeiterSy K, P., in Wismar. 

Des ArtSy Dr., in Hamburg. 

Deittsche Industrie- Zeitung in Chem- 
nitz, vertreten durch C. Clauss. 

Diestely F,, in Hamburg. 

IHetZy Eisenbahn-Director in Altona. 

Döhner, -4., in Hamburg. 

Dorger, G. F., in Hamburg. 

Dollmanny Ad,y in Hamburg. 

Donnenberg, Ä, Dr., in Hamburg. 

Duboc, Dr., Mitredacteur der National- 
Zeltung in Berlin. 

Dünnwald, in Berlin. 

Eckmeyer, Dr., in Hamburg. 

JEiffe, F. F., Senator, in Hamburg. 

Elkan, ^., in Hamburg. 

Fmminghaus, A., Dr., Professor in 
Carlsruhe. 

Enet, G, E., in Hamburg. 

Eras^Dx., Mittel-Ehein. Zeitung in 
Wiesbaden. 

Erasmi, J., in Lübeck. 

Erlhart, Advokat in Nürnberg. 

Ernst, O. A., in Hamburg. 

Faucher, Dr., in Berlin. 

Fiedler, Conrad, Dr, in Leipzig. 

Fiedler, Philipp, Dr., in Leipzig. 

Fischer, 0. A,, in Hamburg. 

Fischer, C. F., in Hamburg. 

Focke, Dr., in Bremen. 

Fortmann, in Oldenburg. 

Franck, C, L,, in Hamburg. 

Franck, Dr., in Lübeck. 

Frensdorff, Professor in Göttingnn. 

Früchtenicht , M,, in Kurzenmoor 

(Holstein). 

t?. Fumetti, AsBessor, in Eutin. 

Gabain, L., in Hamburg. 

Gaiser, G. L,, in Hamburg. 

Gammius, J., Oberpostmeister in 

Hamburg. 

Geib, A,, in Hamburg. 

*) Gewerbe-Verein in Görlitz. 

*) Gewerbe-Verein in Stuttgart. 

Gläser, J, H., in Hamburg. 



Gobert, E., in Hamburg. 

Godeffroy, sen,, Caesar, in Hamburg. 

Godejfroy, jun., Caesar, in Hamburg. 

Godeffroy, G., Senator, in Hamburg. 

Goering, Fr, in Hamburg. 

Götze, Ed., Dr., in Hamburg. 

Gossier, Oskar, Dr., in Hamburg. 

Gossler, Wilh., in Hamburg. 

*)Gräff, Carl, in Bingen. 

Grieben, Dr., in Cöln. 

Grove, Ad., in Hamburg« 

Gröning, Dr., in Bremen. 

Crrüning, H., in Hamburg. 

Grurnbrecht, Bürgermeister in Harburg. 

Grumbrecht, W, F., in Harburg. 

Cfruner, F., Finanz - Consulent in 

Weimar. 

*)Hammacher, Dr., in Essen. 

Haberkorn, J. A., in Berlin. 

Hagemann, J. L., in Hamburg. 

Hahh, J., in Hamburg. 

Hahndorf, in Cassel. 

Halben, Johs», in Hamburg. 

Handels- und Gewerbekammer in Chem- 
nitz, vertreten durch Hm Buppert 
in Chemnitz. 

*) Handelskammer in Breslau. 

Handelskammer zu Hildesheim, ver- 
treten durch Bürgermeister GodewiU 
in Alfeld und A, Jost in Hildesheim. 

Handelskammer zu Harburg, vertreten 
durch F, Kroos. 

*) Hantelmann, Bürgermstr. in Emden. 

Hargreaves, J,, in Hamburg. 

Hastedt, H. D., in Hamburg. 

Hellwag, Dr., in Schwartau. 

Herz, Aug., in Hamburg. 

Hertz, A. F,, in Hamburg. 

Hertz, H, S., in Hamburg. 

Hertz, John E,, in Hamburg. 

Hinrichsen, M. W., in Hamburg. 

Hinrichsen, S., iu Hamburg. 

Hirsch, Ph, Dr ^ in Hamburg. 

Hoffmann, J. F., ZolÜDspector in 

Hamburg. 

Holdoff, Landwirth in Lüneburg. 
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Holländer^ Ä, in Hamburg. 
Holtermann^ in Stade. 
*)Hopf, G., Finanzrath in Gotha. 
Hofw, Gu8t, Fr., in Hamburg. 
*) Hüber, Dr, Prof. in Wernigerode. 
Hudttoalker, N., in Hamburg. 
Hübener, H, A., Senator in Hamburg. 
Häbner, Dr., Director des statistischen 

Gentral-Archiys in Berlin. 
Hübner jun., in Berlin. 
Huhn, G. H., in Hamburg. 
Hünecken, J., in Hamburg. 
Huyenberg, Bürgermeister in üeltzen. 
Jacob, C, in Hamburg. 
Jahns, Th., in Hamburg. 
Jagues, Ernst, in Hamburg. 
Jensen, M., in Hamburg. 
Jessen, 0., Director der Gewerbeschule 

in Hamburg. 
JohnSy M, Senator, in Hamburg. 
Israel, 0., Dr., in Hamburg. 
Kaemmerer, G, H, in Hamburg. 
Keferstein, Advokat in Lüneburg. 
Keitel, A^, in Hamburg. 
KelUnghusen, A, H, Dr., in Hamburg. 
Kellmann, H, in Hamburg. 
Kelting, F., in Hamburg. 
Klauhold, A, Dr., in Hamburg« 
Klee, Bud,, in Hamburg. 
Kleinwächter^ F., Dr., in Prag* 
Klöpper, W,, in Hamburg. 
Knauer, Georg, in Hamburg. 
*) Knoblauch, Fr., Gener al-Director der 

Feuer- Versich.-Ges. in Magdeburg. 
♦) Knorr, Julius, Bedacteur in München. 
Köbe, A. TT., in Hamburg. 
Kohlweck, Jean, in Berlin. 
KoUmann, Dr., in Lübeck. 
Kosow, A,, in Hamburg. 
Koyemann, C. J., in Hamburg. 
Kraus, T,, Dr., in Altona. 
Krogmann, H., in Hamburg. 
*) Ladenburg, Dr., Advokat in Manheim. 
Lafargue, J. F., in Hamburg. 
Lammers, Redacteur in Bremen. 
Lancelk, A,, in Emmerich 



Lang, Dr., in Stuttgart 
Lang, (7. F., in Hamburg. 
Lappenberg, Dr., in Hamburg. 
Lamms, J., Dr., in Hamburg. 
Lasartis, W., in Hamburg. 
Leffmann, C, 8^ in Hamburg. 
Lesser, Regierungsrath in Altona. 
Lette, Dr., Präsident in Berlin. 
Levinsohn, Jos, S, in Hamburg. 
Levy, Joseph, in Hamburg. 
Levy, Dr., in Hamburg. 
Lewinstein, G,, Dr., in Berlin» 
Lindemann, Redacteur der Weser-Ztg. 

in Bremen. 
V. Lindgren, W., Dr. jur., in Göttingen. 
Lippert, L. J,, in Hamburg. 
Locsener, F, L., in Hamburg. 
Loock, Carl, in Hamburg. 
*) Lucius, Ferd,, Vorsitzender der 

Handelskammer in Erfurt. 
Makowicjska, Dr. Prof., in Erlangen. 
Manecke-Duggenkoppel, in Schwerin. 
*)v. Mangolt, Professor, in Freiburg 

im Breisgau. 
Martern, J, F., in Hamburg. 
Matsen, 0., Dr., in Hamburg. 
Matthaei, J, D., jun., in Hamburg. 
May, H,, Dr., in Hamburg. 
von der Meden, Dr., in Hamburg» 
Meinhold, Gust, in Hamburg. 
Meister, H. F., in Hamburg. 
V. Melle, F., in Hamburg. 
Merck, Dr. Syndikus, in Hamburg. 
Meier, B. H, in Freiburg (Breisgau). 
Meyer, Alex., Dr., in Breslau. 
Meyer, Franz, in Hamburg. 
Meyer, A, 0., in Hamburg. 
Meyer, G, A., in Hamburg. 
Meyer, H. A„ in Hamburg. 
Meyer, L C. H, in Geesthacht. 
Meyer, P., in Altona. 
Meyersberg, M., in Hamburg. 
Meyersfeld, B,, in Einbeck. 
Meyn, Dr., in üetersen. 
Michaelis, Dr. Geh. Reg.-Rath, in Berlin. 
Michahelles, Wilh., in Hamburg. 
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Möller, E., in Altona. 
MölUng, H., Eanzleirath , in Altona. 
MCnckeberg, G,, Licentiat, in Hamburg. 
MöncJceberg, J. G., Dr., in Hamburg. 
Mönckeberg, 0., Dr., in Hamburg, 
Möring^ B, H., in Hamburg, 
Moller, G. F., in Hamburg. 
Mooyer, Joh.y in Hamburg. 
Mosle, A. G,, in Bremen. 
Müller j Gutsbesitzer in Westpreussen. 
Muller, G., in Stuttgart. 
Müller, H, A,, in Hamburg. 
Münchmeyer, A,, in Hamburg. 
Nanne, Dr., in Hamburg. 
Nessmann, J, C, F„ in Hamburg. 
Nielsen, W., in Bremen. 
Nöthling, H,, in Hamburg. 
NoUenius, Dr. Syndikus, in Bremen. 
Oberdörffer, A., in Hamburg. 
O'Swald, W„ in Hamburg. 
Pappenheim, G., in Wien. 
Paul, J, E., in Hamburg. 
PauUen, L,, Oberontroleur, i. Hamburg. 
Peper, L. A., in Hamburg. 
Peters, J. TT., in Hambuug. 
Pfeiffer, E, Dr., in Stuttgart. 
Pfennig, 0., in Hamburg. 
Pick, N. W.y in Hamburg. 
Piper, H„ in Hamburg. 
Plate, Ferd., in Hamburg. 
Plate, P, J., in Hamburg. 
V. Pressentin, Hauptmann in Schwerin. 
Prince- Smith, in Berlin. 
Prosch, Dr. Regier.-Kath, in Schwerin. 
Quandt, Kanzleirath, in Berlin. 
Babe, J, H,, in Hamburg. 
Badenhausen, C, in Hamburg. 
Bambach, Dr. jur., in Hamburg. 
Bath der Stadt Leipzig, vertreten durch 

Dr. Knapp, Vorstand des statistischen 

Bureau's in Leipzig. 
*)Bauen£:ahn€r, Dr., in Nürnberg. 
*) Bautenstrauch, Adolph, Kanzler des 

Belgischen Gen.-Gonsulats in Göln. 
Baviti Dr. Professor^ in Hamburg. 
Baynal, Ad., in Hamburg. 



*) Benken, Bankdirector in Bremen. 
Bent£sch, H., Dr., in Dresden. 
Beye, G, TT., in Hamburg. 
Bichter, G,, Gutsbesitzer, in Ober- 

schlema (Sachsen). 
Bichter, J, F., in Hamburg. 
Bieffenstahl, F., in Wolfenbüttel. 
Biensch, A., in Hamburg. 
Bobinow, S., in Hamburg. 
Böltgen, H. A,, in Hamburg. 
Böpe, Pastor, in Hamburg. 
Boepell, Rechts-Anwalt, in Danzig. 
Bösing, J., Dr., in Bremen. 
Bössler, Professor, in Hamburg. 
Bohwer, Hofbesitzer in Holstein. 
Bolffsen, H. TF. F, in Hamburg. - 
Boosen- Bunge , Oberalter in Ham- 
burg. 
Bosenstock, H, Dr., in Leipzig. 
Boss, Edg. D., in Hamburg. 
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